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Kapitel I. 
Die Dogenwahlen. 

Wie die Quellen übereinstimmend bezeugen, ist Sebastiane 
Ziani der erste Doge, der 1172 durch eine formelle Wahl auf 
den Thron erhoben wurde.^) Das Volk versammelte sich nach 
den Berichten der Quellen in der Markuskirche und fasste den 
Beschluss, 1 1 Wähler zu ernennen, die sich eidlich verpflichten 
sollten, den weisesten und patriotischesten Bürger zum Dogen 
zu wählen*) und das Ergebnis der Wahl dem Volke mitzuteilen, 
damit es dasselbe bestätige. Der in solcher Wahl auf den 
Herzogssitz Erhobene soll uneingeschränkt die den bisherigen 
Dogen zustehenden Rechte ausüben. Die Wahl fiel am 3. Tage 
auf Sebastiano Ziani. Über den Verlauf des Wahlaktes sind 
wir im einzelnen nicht unterrichtet. Jedenfalls fand ein be- 
merkenswerter Wahlkampf nicht statt. Dass Ziani freilich alle 
Stimmen auf sich vereinigt habe, ist wohl nicht ohne Weiteres 
anzunehmen, da bei den Chronisten dieser Zeiten in den sel- 
tensten Fällen von der Minorität und überhaupt von dem 
Stimmenverhältnis bei den Wahlen die Rede ist.®} 



i) Vergl. Chronicon Andreae Danduli bei Muratori Script ores 
Rerum Italicarum Band XII Kap. I S. 297: Sebastianus Ziani Dux eligitur 
anno 11 72 quia populus . . . salutiferum primo decrevit edictum ut XI 
viri virtuosi nominarentur qui . . . ducem eligerent. Hain (der Doge von 
Venedig, Leipzig 1883) zitiert hier eine Stelle (S. 21 Anm. 2), die aus dem 
Chronicon Altinate sein soll : Seb. Ziani fuit et primus qui per electionem 
promotus fuit ad dignitatem ducatus. Diese Worte finden sich aber nicht 
an der von ihm genannten Stelle (Archivio Storico Italiano Serie I Band VIII 
S. 1 67, sondern 1 70) und stehen in der neuesten Ausgabe der Chronik von 
Altino Monumenta Germaniae Historica Scriptores Band XIV S. 80 (edidit 
H. Simonsfeid) als Zusatz aus einer Handschrift. 

2) Historia Ducum Veneticorum, Monumenta Germ. Hist. Bd. XFV S. 80 
de communi ergo voto et concordia tocius populi electi sunt undecim 
nobiles viri qui luraverunt se electuros in ducem eum quem scirent sa- 
pientiorem et utiliorem ad regimen ducatus. 

3) Der Ausdruck der Historia Ducum S. 80 pari voto et communi 
concordia erhebt sich in dieser Zeit nicht über die Bedeutung einer Formel 
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Die Anerkennung Zianis stiess beim Volke auf keine 
Schwierigkeiten.^) Der Hauptunterschied bei dieser Wahl liegt 
gegenüber dem seitherigen Verfahren in dem Vorhandensein des 
ersten Wahlgesetzes, das sich mit der Vornahme der Wahl 
selbst^) befasst. Die neue Einrichtung bedeutet eine Einschränkung 
der bisherigen Rechte des Volkes, aber eine Einschränkune, 
die von diesem selbst als notwendig erkannt worden war^, 
wenigstens von den Teilen der Bevölkerung, die Gewicht genug 
besassen, ihre Wünsche nicht nur auszusprechen, sondern auch 
mit Erfolg zur Geltung zu bringen. Die bisherige Wahlart durch 
Acclamanon sämtlicher Bürger hatte häufig Zwist und Unfrieden 
im Gefolge*); 1172 vollends war ja der Dogenwahl der Auf- 
stand vorangegangen, der Zianis Vorgänger Vitale Michiel II. 
das Leben gekostet hatte.*^) Solche Erschütterungen der inneren 
Ruhe des Staates wollte man vermeiden durch die Übertragung 
des Wahlrechtes auf die kleine Zahl von 1 1 Bürgern. Obwohl 
wir nicht erfahren, wie dieselben gewählt wurden, so muss 
man wohl glauben, dass dem Volke in seiner Gesamtheit freier 
Spielraum keineswegs gelassen war , wenigstens sind die 1 1 
Wähler des Jahres 11 72 durchweg Träger bekannter adeliger 
Namen.^) Ein Angehöriger des gewöhnlichen Volkes findet sich 
nicht darunter.^) Es lässt sich also eine bevorzugte Stellung 
des Adels bei dieser Wahl dem Volke gegenüber fast mit Ge- 
wissheit annehmen, wenngleich sie nicht mit klaren Worten 



i) Historia Ducum S. 80: Cuius electioni nee unus de popuio contra- 
dixit, sed omnes concorditer acciamayerunt dicentes: Vivat talis dux, et 
utinam per cum possimus pacem obtinere. Von den Vorgängen, die sich 
unmitteloar an die Wahl anschliessen, wird später im Ziisammenhang die 
Rede sein. 

2) Hain S. 11 nennt das Gesetz des Flabianico von 1032 ein Wahl- 
gesetz, obwohl es eigentlich sich nicht sowohl mit der Wahl selbst, als 
mit den Befugnissen des Gewählten befasst, wenn man von der einen Be- 
stimmung über den Ausschluss der Erblichkeit absieht. 

3) Hist. Ducum S. 80. 

4) Das bestätigt Dandolo, der (S. 297 c IX) vom Wahlgesetz sagt: 
populus decrevit edictum pro evitanda discordia. 

5) Vergl. Romanin Storia documentata di Venezia Bd. II 88 ff. 

6) Vergl. auch den oben zitierten Ausdruck der Hist. ducum: XI 
nobiles viri, während Dandolo nur von viri virtuosi spricht. 

7) R o m a n i n Bd. II S. gS gibt die Namen der 1 1 Wahlherren folgender- 
massen an : Vitale Dandolo, Enrico Navagero, Filippo Greco, Orio Mastro- 
piero (wahrscheinlich der 1178 zum Dogen gewählte), Manasse Bader, 
Gandian Sanudo, Vitale Falien, Leonardo Michiel, Renier Zane, Domenico 
Morosini, Enrico Vionio - Viari. Lebret, Staatsgeschichte der Republik 
Venedig Bd. I S. 359, hat einige Abweichungen in der Liste z. B. statt 
Navagero — Navigaioso, statt Mastropiero •— Malipiero etc., doch ist 
Romanin vorzuziehen. 
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von den Quellen betont wird. Den Klerus sehen wir bei der 
Wahl selbst nicht in Aktion treten; dafür, dass er eine Rolle 

Sielte, bürgt schon die Wahl des Versammlungsortes, die 
arkuskirche. 

Die Hoffnung, mit der Einführung eines Wahlgesetzes dem 
Unfrieden bei der Wahl zu steuern und Tumulte zu vermeiden, 
scheint sich 1172 erfüllt zu haben. Man fuhr bei der nächsten 
Dogen wähl 1 178 auf dem einmal beschrittenen Wege fort,^) 
aber man änderte das Wahlgesetz in einem Sinne, in dem 
bereits die spätere Entwicklung derWahP), wie sie 1268 ihren 
Abschluss fand, leise anklingt, die Entwicklung, die von der 
Absicht getragen erscheint, den Wahlakt möglichst zu kompli- 
zieren. Die II Wahlherren, die das Volk 1172 ernannt hatte, 
waren unmittelbar mit der Wahl des Dogen betraut worden. 
Jetzt schuf man eine Zwischenstufe. Die Concio (Versammlung 
aller erwachsenen Bürger)^) ernannte vier Wahlherren, diese 
wiederum bestimmten 40 ihrer Mitbürger zur Ernennung des 
Staatsoberhauptes nach absoluter .. Stimmenmehrheit. *) Wie 
Einige berichten^), erfolgte die Änderung auf den Rat des 
sterbenden Dogen Ziani, der befürchtete, dass einem so kleinen 
Kreis gegenüber, wie ihn 11 Wähler bilden, der Bestechung 
und unerlaubten Beeinflussung ein zu weiter Spielraum geboten 
sei. Jedenfalls gibt diese Nachricht den Grundgedanken richtig 
wieder, der bei der Komplikation des Wahlverfahrens der 
herrschende war. 

Die Vorschrift, die besagte, dass vier Wahlherren zunächst 
ernannt werden sollten, um das Weitere (die Wahl von 40) zu 
veranlassen, ist in einer der vorliegenden venetianischen Ver- 
fassunesgeschichten angezweifelt worden.®) Tentori nämlich 
hat es bestritten, dass eme Ernennung von vier Wählern mit dem 
einzigen Zweck erfolgt sei, jedesmal bei der Dogenwahl eine 
Rolle zu spielen.') Er nimmt vielmehr in der bisherigen 
venetianischen Verfassung eine viergliedrige Behörde an, der er 



i) Dandolo, Buch X Kap. II S. 308: Veneti . . ^ electionis processum 
utilem sibi cognitum subtilius elimantes sanxere ut. . . . 

2) Vergl. unten S. i4 über das Wahlgesetz von 1268. 

3) Über die Concio vor 1 1 72, d. h. zu der einzigen Zeit ihrer wenig- 
stens einigermassen reellen Bedeutung vergl. Hain, S. in ff. 

4) Dandolo, Buch X Kap. II S. 308: Veneti . . . sanxere ut quattuor 
viri pro vidi eligendi alios XL nominarent, per quorum maiorem partem 
electus Dux ab omnibus haberetur. 

5) Romanin II 123, Lebret I 381. 

6) Saggio suUa storia civile, politica ecclesiastica degli Stati della Re- 
publica di Venezia deir Abbate D. C. Tentori Venezia 1785. 

7) Tentori III 293. 
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Befugnisse in grossem Umfang, nämlich die Besetzung aller 
öffentlichen Ämter zuschreibt.^) Diesen sei selbstverständlich 
auch die Vorwahl bei der Ernennung der Dogenwähler zuge- 
fallen. Allerdings ist es in Folge einer Eigenart des Ten tori- 
schen Buches schwer, über seine Hypothesen zu diskutieren. 
Der in vielen Punkten schätzenswerte Autor bringt nämlich 

frundsätzlich keine Belegstellen, um seine oft von der ganzen 
isherigen Forschung abweichenden Anschauungen zu begründen. 
So beruft er sich in dieser wichtigen Hypothese, deren Richtig- 
keit das ganze Bild der Verfassung ändern würde, auf »molte 
Cronache*, ohne dieselben auch nur namhaft zu machen.*) 
Auf alle Fälle kann hier jedoch gesagt werden, dass das Be- 
stehen eines solchen ViermännerkoUegiums gewissermassen als 
Vorläufer der Signoria gänzlich ausgeschlossen ist. Einmal 
nämlich lässt sich keine Quelle finden, die diese Nachricht 
bringt, dann aber widerspricht ihr auch die ganze sonstige 
Veriassungsentwicklung, in der das nach Tentori allmächtige 
viergliedrige Kollegium plötzlich spurlos verschwunden wäre. 
Für die Seite der Frage aber, die die Dogenwahl berührt, ist 
überdies noch der Wortlaut bei DandoTo anzuführen, der 
auf eine Wahl der 4 ad hoc hinweist.^) 

Auch 1 178 erfolgte die Wahl am 3. Tag.*) Sie fiel auf 
Orio Mastropiero*), der, wie oben erwähnt, wahrscheinlich zu 
den Wählern von 1172 gehört hatte. Die Namen der 40 Wahl- 
herren sind uns von Dandolo überliefert, der sie von nun 
an bei jeder Wahl angibt.®) Wir finden stets etwa die Hälfte 
aus den bekannten adeligen Familien, ihnen stehen andere Na- 



i) Tentori spricht wiederholt von dieser seiner Ansicht (siehe auch 
Kap. 2). Betreff der Dogenwahl sagt er :' Ora io credo di non fallare, che 
li quattro elettori da quali gli 4o aveano ad esser eletti, altri non furono 
se non gli antichi quattro elettori del Doge (?) e dei Magistrati tutti della 
Republica. 

2) Für den geringen Grad von Wissenschaftlichkeit bei diesem Vor- 
gehen zeugt auch an dieser Stelle der charakteristische Satz (II. 295), mit 
dem er seine Anschauung begründen will: Io certamente non mi persuado, 
che nostri padri fossero cosi volubili che nel crear ogni Doge cangiassero 
modo Telezione. 

3) Dandolo, Buch X Kap. 2 S. 308; quatuor viri providi eligendi. 

4) Dandolo, Buch X Kap. 2 S. 308: Post tertium diem — dux 
publicatus est. 

5) Es ist einer der Familiennamen, für die in Venedig zwei Formen 
vorkamen, nämlich die ältere lateinische Mastropiero (magister Petrus?), 
sowie die jüngere italienische Malipiero. 

6) Für 1178 S. 31 5. Von den späteren Chronisten hat Marin Sanudo 
Vite dei Duchi Muratori Bd. XXII die Namen; für 11 78 S. 519. 
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men gegenüber, die nach dem Jahre 1297 nicht mehr auftreten.^) 
Keine Familie ist in der Regel unter den 40 Wahlherren zweimal 
vertreten^); die Familie des neuen Dogen ist bei der Abstim- 
mung anscheinend nicht ausgeschlossen^), während später in 
Venedig die Angehörigen eines Kandidaten ausschieden, sobald 
über denselben abzustimmen war.*) 

Die an anderer Stelle im Zusammenhang zu besprechenden 
Änderungen, die die Verteilung der Regierungsgewalten in den 
Jahren 1178 und 1179 durch Einsetzung des Rates der 40 
(Quarantia)^) und des kleinen Rates*) (Consiglio Minore) erfuhr, 
wirkten auch auf das entschiedenste auf die folgende Dogen- 
wahl von 1192 ein. Die sechs Consiliarii, die als Räte des Dogen 
auftreten, haben 1192 die Vertretung der obersten Gewalt 
während der Erledigung des Dogensitzes, die sie von nun an 
auch behalten. '^) Sie bethätigen diese Vertretung durch die 
Initiative, die sie bei der Neuwahl ergreifen, sie sind es, die 
das Volk zur Wahl zusammenrufen®), und zwar alle Bewohner 
der Inseln von dem nördlichsten Punkte Grado bis zum süd- 



i) Dandolo unterscheidet (Buch X C 5 S. 345) bei den an den Staats- 
angelegenheiten beteiligten zwischen nobiles und antiqui populäres. Vergl. 
unten. Auch C anale, S. 596, unterscheidet zwischen gentiiese und noble 
peuple Cap. 259. 

2) Es finden sich in den Listen des Dandolo zwei Fälle, die dieser 
Regel anscheinend widersprechen. 11 92 (S. 333) steht zweimal der Name 
Thomas Barbadico verzeichnet. Sanudo (S. 527) hat den Namen nur 
einmal, dafür den bei Dandolo fehlenden Giovanni Comuni. Es liegt 
also in einer Handschrift des Dandolo w^ohl ein Versehen vor. Der andere 
nicht so leicht zu entscheidende Fall betrifft die Wahl von 1249 (Dandolo, 
S. 361). Hier stehen nur durch einen Namen getrennt Petrus Dandolo 
und Guilbertus Dandolo; es ist ein Irrtum um so schwerer anzunehmen, 
als einmal es sich um Mitglieder von Dan dolos eigener Familie handelt, 
dann aber auch Sanudo (S. 555) die Namen bringt, dessen Listen in keiner 
Weise sonst Abhängigkeit von Dandolo zeigen. Der älteste Chronist 
G a n a 1 e hat die Liste nicht. Es wäre entweder an zwei verwandtschaftlich 
sehr entfernte Familienzweige zu denken oder an einen Ausnahmefall, 
vielleicht eine rasch notwendig gewordene Ersatzwahl. Die oben ausge- 
sprochene Regel erachte ich trotz dieses Falles als bestehend. 

3) So findet sich unter den Wählern von 1 1 78 auch Nicolaus 
Mastropiero. 

4) So bei allen Abstimmungen im grossen Rat. Vergl. Kap. II. 

5) Siehe Kap. IV. 

6) Siehe Kap. V. 

7) Dandolo, Buch X.Kap. 7 S. 361 zum Jahre i252 bestätigt das 
ausdrücklich: Consiliarii in palatio residentes et iuxta solitum usum vices 
ducis in regimine exercentes. . . . 

8) Dandolo, Buch X Kap. 3 S. 3i5: Consiliarii nunc primo regimini 
praefecti pro electione ducis solemniter celebranda incolas a Grado usque 
ad Caput Aggeris per edictum citaverunt. Über die Stellung der Ratgeber 
des Dogen zur Neuwahl vor 11 92 siehe Kap. IV. 
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liebsten Capo d' Argine (Caput Aggeris).^) Die Bürger treten 
am festgesetzten Tage^) zur Condo zusammen und ernennen 
die Wahlherren. Es ist hier bei Dandolo nur mehr von den 
40, nicht mehr besonders von den vier Wählern des Dogen die 
Rede. Da er aber von einer Ernennung der 40 more solito 
spricht^), so weist das auf das Fortbestehen der Institution hin, 
cfa bei der Wahl von 11 78, der einzigen, auf die sich das 
more solito beziehen kann , die vier Wähler, wie oben gesagt, 
fungiert hatten.*) 

Eine Veränderung jedoch in der Art der Berufung der 
Wählerschaft ergibt sich im Jahre 1205. Seit langer Zeit treffen 
wir zum ersten Mal wieder in diesen Jahren einen Sohn des 
Dogen in Vertretung seines Vaters, allerdings nicht als Mit- 
regent neben demselben, was ja seit 1032 verboten war.^) 
Enrico Dandolo, der greise Fürst, der Held des vierten Kreuz- 
zuges, war in Konstantinopel gestorben (14. Juni 1205). Seit 
seiner Abreise hatte in Venedig sein Sohn Rainiero als vice-dux 
fungiert.®) Nach dem Eintreffen der Todesnachricht^) hält er 
eine Beratung ab, nicht nur mit seinen offiziellen Ratgebern, 
den sechs Consiliarii, sondern zum ersten Male in unserer Periode 
werden auch die anderen Behörden zu diesem wichtigen po- 
litischen Akte zugezogen.®) Namentlich für die 11 79 neuge- 
gründete Quarantia bedeutet dies wohl eine der ersten Gelegen- 
heiten, politische Bedeutung neben der richterlichen zu gewinnen.®) 
Dann werden alle Wähler nach dem Rialto berufen. In San 



i) Statt Caput Aggeris findet sich auch Caput Agrilensis. Die ein- 
zelnen Orte des Dukats im 12. Jahrhundert sind einer Urkunde Kaiser 
Friedrichs I zu entnehmen in den Mon. Germ. hist. Legum Sect. IV, t. I 

P- 375. .... 

2) Über die Frist zwischen Berufung und Wahl erfahren wir meist 
nichts. i2o5 liegen etwa vier Wochen dazwischen. 

3) Dandolo, Buch X Kap. III S. 316. A quibus (incolis) inConcione 
decreta die congregatis more solito 4o electores constituti sunt. 

4) Die Liste der 4o Wahlherren von 11 92 bei Dandolo, Buch X 
Kap. III S. 333, zeigt die gleichen Beobachtungen wie die von 11 78. 
4p verschiedene Namen ein Verwandter des neuen Dogen Marino Dandolo. 
Über den doppelt vorkommenden Namen oben Anmerk. 2 S. 9. 

5) Über das Gesetz von 1032 Hain, S. 11 ff. 

6) Historia ducum S. 94: Igitur Rainerius Dandolo qui vice patris sui 
dignitatem regebat. . . . Die Wahl von i2o5 ist übrigens die einzige, von 
der die Historia Ducum mehr bringt als Dandolo. Über Rainers 
Stellung vergl. auch Romanin II i55. 

7) Nach der Historia Ducum S. 94 im Juli. i4. Juni war Dandolo tot. 

8) Historia Ducum S. 94: Gonvocatis 6 consiliariis et habito concilio 
aliorum magistratuum. 

9) Über die Stellung der Richter zum Dogen in politischen Dingen 
siehe vor 1172 Hain, S. 62 ff., für unsere Periode siehe Kap. IV. 
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Marco erfolgt wie gewöhnlich die Ernennung der vier und der 
40 Wähler. Diesmal wird uns die Wahl als sehr kurz ge- 
schildert. Interessant ist auch die Angabe des Stimmenver- 
hältnisses, die bisher fast immer fehlt. Gewählt wird einer der 
sechs Consiliarii Pietro Ziani mit 37 gegen 3 Stimmen.^) Die Art, 
wie die Historia ducum^) von dem Jubel des Volkes spricht, 
zeigt die Mühelosigkeit der Anerkennung, und wenn aucn kein 
Grund vorliegt, an grosser Beliebtheit Zianis zu zweifeln^), so 
lässt sich doch schliessen, dass schon damals die Zustimmung 
des Volkes zur Formel geworden ist.*) 

Die folgende Dogenwahl von 1229 ist aus mannigfachen 
Gründen als wichtig hervorzuheben, einmal wegen des Anlasses 
zur Änderung des Wahlgesetzes, den sie bietet, dann aber auch, 
weil sie ein scharfes Streiflicht auf die im Wachsen begrififenen 
sozialen Gegensätze wirft und uns die Parteien zum ersten Male 
klar vor Augen treten, deren Kampf dann das ganze Jahrhun- 
dert bis zur Schliessung des grossen Rates füllt.*) Die Berufung 
des Volkes zur Wahl wird wohl wie gewöhnlich erfolgt sein, 
eine besondere Erwähnung geschieht ihrer nicht. Auch die 
Wahl der 40 wird von den Quellen ohne Zufügung näherer 
Umstände registriert®), obwohl man meinen sollte, dass die 
harten Gegensätze, die sich in diesem Kollegium selbst zeigten, 
schon bei der Wahl wirksam gewesen wären. Die 40 Wahl- 
herren sind scharf getrennt in zwei Parteien. Die einen wünschen 
die Wahl Marino Dandolos*^), die anderen treten für Jacopo 
Tiepolo ein. Die Namen der beiden Kandidaten kennzeichnen 
die politische Spaltung, die damals innerhalb der herrschenden 



i) Die Historia Ducum S. 95 schildert den Verlauf der Wahl folgender- 
massen : Cumque illuc (Rialto) accessisset innummerabilis multitudo populi, 
convenerunt ad ecclesiam Sancti Marci, ibique in electione secundum 
morem procedentes mense videlicet August o, in vigilia Salyatoris nostri 
Jesu Christi electi fuerunt 4o sapientes et legales viri ad faciendum ducis 
electionem; qui cedentes in partem divina disponente gratia ita in brevi 
hora concordes inventi sunt ut vix tres ab aliis dissentirent. 

2) S. 95 : Populus electum pre gaudio manibus undique assumens in 
altum duxit. 

3) Es konnte ihm nur seine ausgesprochen oligarchische Gesinnung, 
wie er sie noch vor seinem Tode gegen Tiepolo zeigt, Feinde erwecjtt haben. 

4) Canale (Arch. Storico It. Serie I Band 8 S. 344 Kap. 63) sagt von 
dieser Wahl : Mes quant la nobilte de Venise orent esleu dus Mesire Piere 
Zians — eine Ausdrucks weise, die immerhin erwähnt werden mag, obgleich 
dieser älteste venetianische Chronist gerade über diese Wahl nicht sehr 
gut unterrichtet ist. 

5) Über diesen Abschluss des Verfassungsbaues handelt Kap. VI. 

6) Dandolo, S. 346. 

7) Schon Wahlherr 1192, 



— 12 — 

Klasse eintrat, während der soziale Gegensatz der ganzen Klasse 
zum Volke unvermindert fortbestand. Die Dandoli gehörten zu 
den eifrigen Anhängern einer oligarchischen Adelsherrschaft, 
während die Tiepoli mehr die liberalen Anschauungen im Adel 
vertraten und dem Volke freundlicher gegenüberstanden. Diese 
Stellung der Tiepoli erhielt sich ja bis zum Jahre 1310, wo die 
Familie sich an die Spitze der unzufriedenen Menge gegen den 
Dogen Gradenigo, das Haupt des Adels, stellte. Es war jene 
Verschwörung, deren unglücklicher Aussang die Niederlage des 
Volkes für immer entschied; im Anscnluss daran schmiedete 
sich der Adel seine furchtbarste Wafife mit der Schaffung des 
Rates der Zehn.^) Ergiebt sich also ein scharfer sozialpolitischer 
Gegensatz innerhalb der politisch vollberechtigten Klasse schon 
aus der Entwicklung, die die folgenden Jahrzehnte nahmen, so 
wird er für das Jahr 1229 "^^1^ ^^^ Dandolo ausdrücklich 
bestätigt und betont. 2) 

Das Stimmenverhältnis ergab endlich 20 Stimmen für Tie- 
polo, ebenso viel für Dandolo. Es musste eine Entscheidung 
durch das Loos getroffen werden. Entweder ist eine solche in 
Venedig früher nie bei einer Wahl erforderlich gewesen, oder 
es war nicht die gewöhnliche Art, Stimmengleichheit entscheiden 
zu lassen; wenigstens lässt D a n d o 1 o das Volk in diesem Falle 
die Bestimmung besonders treffen, um Zwist zu vermeiden.^) 
Das Loos entschied für Tiepolo, er war der erste, der auf diese 
Weise den Herzogsthron bestieg. Die unterlegene Partei, der 
auch Tiepolos Vorgänjger Ziani selbst angehörte, machte aus 
ihrem Zorn kein HehL Sie nannte eine Wahl unwürdig, die 
durch das Loos erfolgt sei und als Tiepolo seinen Vorgänger, 
der beim Hereinbruch einer tötlichen Krankheit sich ins Kloster 
zurückgezogen hatte, besuchen wollte, empfing er ihn nicht, 
wie Dandolo charakteristisch hinzufügt, wegen der Haltung 
seiner Familie und der Art seiner Wahl.*) 



i) Das politisch-historische siehe bei Romanin II 341 ff. und III. 

2) Dandolo, Buch X Kap. 5 S. 345; Jacopo Tiepolo dux ducatum 
sortitus est — quia 4o electores ex nobilibus et antiquis populari- 
bus in conclavi reclusi vota sua in hunc et Marinum Dandulum diviserunt. 
Siehe über den Gegensatz in diesem Kapitel weiter unten. Vergl. S. 9 Anm. i. 

3) Dandolo, Buch X Kap. 5 S. 346: Dum in unum maior pars con- 

venire nequiret a concione laudatur ut sortibus periculo divisio sopiretur 

Danach werden die 4o dem Volke den Vorschlag gemacht und seine Zu- 
stimmung gefunden haben. 

4) Dandolo ibid. Qui post tertium diem predecessorem lectulo 
iacentem visitans propter genus suum et insuetum ascensionis modum ab 
eo spernitur. Den Ausdruck propter genus suum glaube ich mit „Haltung 
der Familie" am besten zu interpretieren; das zunächstliegende „Abstam- 
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t)ass eine Entscheidung durch das Loos nicht die wür- 
digste Art ist, den Mann zu wählen, der für den Rest seines 
Lebens seine Mitbürger beherrschen soll, wurde aber damals 
auch von den Anhängern Tiepolos zugegeben. Man griff zu 
dem einfachsten Mittel, die Wiederholung der Schwierigkeiten, 
die die Sachlage von 1229 geboten hatte, zu verhindern, man 
erhöhte die Zahl der Wahlherren auf 41, eine Majorität war 
also immer da.^) 

Wann diese Änderung getroffen wurde, lässt sich mit 
voller Bestimmtheit nicht feststellen. Dandolo erzählt sie 
erst zum Jahre 1249, ^^^^ ^^^ Zeitpunkte der nächsten Dogen- 
wahl.^) Andere^) aber geben an, der Doge Ziani habe nach 
der Wahl von 1229 kurz vor seinem Tode zu dieser Änderung 
geraten. Das letztere ist unwahrscheinlich; es liegt nahe, bei 
den betreffenden Chronisten an eine Aufwärmung der Nach- 
richt zu denken, dass Zianis Vater Sebastiano 1178 gleichfalls 
kurz vor seinem Tode eine Änderung des Wahlgesetzes vor- 
geschlagen habe.*) Weit glaubwürdiger ist es, wenn man der 
Chronologie des Dandolo folgend annimmt, dass die Concio 
oder vielmehr natürlich ihre Wortführer die Adelspartei im 

XI** ^ 

Jahre 1 249 die Änderung vornahm. Jedenfalls tritt in diesem Jahre 
die neue Methode zuerst in Kraft, als sich Tiepolo, von den 
Ärzten aufgegeben, ins Kloster zurückzog und eine Neuwahl 
nötig wurde. 



mung" kann hier nicht gemeint sein, denn das Chron. Alt. nennt die Tie- 
poli unter den allerältesten Familien, auf deren Abkunft also Ziani, wenn 
auch selbst vom ältesten Adel, keinesfalls herabblicken konnte. Übrigens 
sei hier auch die von Cicogna Iscr. IV mitgeteilte Version erwähnt, wo- 
nach sich dieser Vorfall gar nicht zwischen Tiepolo und seinem Vorgänger 
Ziani, sondern zwischen Tiepolo und seinem unterlegenen Mitbewerber 
Marino Dandolo ereignet haben soll. Für die Erkenntnis des Gegensatzes 
zwischen den Parteien bleibt es natürlich gleich. 

i) Die Wahl war ja nur giltig, wenn auch alle Wahlherren anwesend 
waren. Zufallsmehrheiten waren ausgeschlossen^ Der Erwählte musste 
21 Stimmen haben. Sanudo Vite dei Duchi S. 520. 

2) Dandolo, Buch X Kap. 6 S. 35o: Veneti in electione Ducis dis- 
cordiam ex paritate votum alias ortam evitare cupientes, sanxerunt quod 
sicut Dux a maiori parte 4o electorum eligebatur, ita nunc per maiorem 
partem 4i eligi debeat. ... 

3) Tentori, FV 38, bringt die Nachricht, aber nach seiner oben 
skizzierten Art ohne Belege. 

4) Bemerkt sei immerhin noch, dass Tentori selbst an seiner Hypo- 
these nicht unbedingt festhalten zu müssen glaubt. Wenigstens registriert 
er auch die Nachricht, dass der Abt Venieri von San Giorgio die Vor- 
schläge gemacht habe. Wieso ein einzelner geistlicher Mann, von dessen 
Teilnahme am Staatsleben man sonst nichts weiss, dazu käme, auf einmal 
in die Regierung einzugreifen, ist unklar. 
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Diese sowohl wie die Wahl von 1252 bieten verfassungs- 
geschichtlich nichts Bemerkenswertes, wenigstens soweit der 
Wahlakt selbst in Frage kommt. ^) Marino Morosini und Re- 
niero Zeno werden ohne jeden Widerstand gewählt.^) Bei der 
Wahl von 1252 betont Dandolo abermals, dass neben den 
nobiles die antiqui populäres unter den 41 vertreten sind.^) Es 
ist dies die letzte Wahl, die sich unter den bisherigen einfachen 
Formen vollzieht. Im Jahre 1268 erfolgt der grosse Umschwung, 
der durch die Schaffung des endgiltigen Wahlgesetzes gekenn- 
zeichnet wird und der die bisher schon minimale aktive Teil- 
nahme des Volkes an der Wahl ganz ausschliesst, also gleich- 
zeitig einen Fortschritt im Sinne der üligarchen bedeutet. 

Wie weit der grosse Rat vor dem Jahre 1 268 sich an der 
Dogenwahl beteiligte, d. h. wie weit das formelle Recht der 
Gesamtheit, die Wahlherren zu ernennen, thatsächlich schon in 
seine Hände übergegangen war, wird später zu besprechen sein.*) 
Jedenfalls war sein Anteil ein grosser, denn in .dem genannten 
Jahre wird er der allein ausschlaggebende. Diese Änderung hätte 
sich keinesfalls ohne Kämpfe vollzogen, wenn sie nicht auf wohl 
vorbereitetem Boden vorgenommen worden wäre, sondern 
bisher giltige Prinzipien geradezu umgestossen hätte. Von 1 268 
an erfolgte die Wahl eigentlich nur durch den grossen Rat.^) 

Wir sind über die gesetzgeberischen und Wahlvorgänge 
dieses Jahres durch zwei ausführliche Quellenberichte etwas reicn- 
licher mit Nachrichten versehen, als es sonst in diesen frühen 
Zeiten der Fall zu sein pflegt. Martino da Canale^) sowohl 
als Andrea Dandolo') widmen der Schaffung des Wahlge- 
setzes ein ausführliches Kapitel. Über die Gründe freilich, für 
die Änderung giebt keiner etwas an. Dandolo begnügt sich 
mit der Bemerkung, dass man bei der Ernennung der Wahl- 
herren sorgfältiger habe auswählen wollen®) ; Canale schweigt 
ganz. Wir sind trotz der ermüdenden Genauigkeit, die 
namentlich Canale bei Erzählung dieser Wahl zur Schau 
trägt, in Betreff des einen Hauptpunktes, der Ursachen, 



i) Die anderen Teile der Wahl unten. 

2) Dandolo, Buch X Kap. 6 S. 35p, Kap. 7 S. 361. 

3) Dandolo ibid. Consiliarii . . . infrascriptos 4i electores ex no- 
bilibus et antiquis popularibus pro electione ducis celebranda eligi pro- 
curavunt. 

4) Vergl. Kap. II. 

5) Den Bestimmungen des Wahlgesetzes gegenüber ist Dan dolos 
stete Hervorhebung der coUaudatio populi nur Phrase. 

6) Arch. Stör. It. Serie I Band VIII S. 587 flf. Kap. 257. 

7) Dandolo, Buch X Kap. 8 S. 376 f. 

8) Dandolo ibid. Formam electionis futuri ducis subtilius elimantes. 
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die das ganze Gesetz hervorriefen, lediglich auf Kombinationen 
angewiesen. Zu dem wahrscheinlichsten und auch logischsten 
Ergebnis gelangt man, wenn man die Ereignisse, die die Ver- 
fassungsentwicklung der folgenden Jahrzehnte kennzeichnen, 
mit denen des Jahres 1268 in Zusammenhang bringt. Das 
Wahljahr 1268 ist durch kaum 30 Jahre von den Tagen ge- 
trennt, die die aristokratisch-oligarchischen Bestrebungen zum 
entscheidenden Siege führen. Dass diese Bestrebungen von 
langer Hand vorbereitet waren und noch länger bestanden, wird 
später zu beweisen sein ^) , ist aber , wie schon hier bemerkt 
werden mag, unumstössliche Thatsache ; es ist also sehr wahr- 
scheinlich, dass man nicht fehlgeht, wenn man die Vorgänge 
des Jahres 1268 als eines der ersten Glieder der Kette be- 
trachtet, mit der man das Volk fesseln wollte und schliesslich 
wirklich fesselte. Als die Schöpfer und jedenfalls die Haupt- 
urheber des Wahlgesetzes nennen unsDandolo und C anale 
übereinstimmend und ausdrücklich die sechs Consiglieri und die 
drei Häupter des Rates der Vierzig, also die sogenannte Signoria, 
d i e Behörde, die sich stets zum Mittelpunkt der aristokratischen 
Bestrebungen gemacht hat.^) Dass auch das Gesetz in der 
That einen Fortschritt dieser Bestrebungen bedeutet, ist schon 
hervorgehoben worden. Es ist jedenfalls ganz und gar eine 
Schöpfung der Aristokratie, nicht als Stand, sondern als Partei. 

Trotz der Ausführlichkeit der beiden genannten Chronisten 
sind wir auf die Schilderung der äusseren Vorgänge bei ihnen 
beschränkt. Bei der Komplikation des Wahlgesetzes ist es am 
besten, die beiden Quellenschrifsteller selber reden zu lassen. 
Die formelle Einleitung zur Wahl gibt uns Canale am aus- 
führlichsten; er schreibt: 

»In jener Zeit gab es nach venetianischer Sitte sechs Consig- 
»lieri in Venedig, den Dogen zu beraten, und diese sechs bleiben 
»im Palast zur Verwaltung des Dogats. Ihre Namen sind: 
»Nicolo Michiele, Giovanni F erro, Pancratio Barbo, Pierro Totulo, 
»Filippo Beligno und Giovanni Dandolo. Diese sechs Edlen 
»verwalten das Dogat bis zur Wahl eines Dogen und wählen 
»aus ihrer Mitte einen Vikar des Doeats, das war Nicolo Michiele. 
»Eines Tages Hessen sie das Volk in der Markuskirche ver- 
» sammeln und dort sprach Nicolo Michiele und sagte dem 
»Volke sehr weise alles das, was dazu gehört, um einen Dogen 
»von Venedig zu wählen. Und als er seine Rede beendet hatte, 
»trat der Kanzler des Dogats vor mit Namen Corrado und 
»begann, die Verfügungen vorzulesen, die die Venezianer zur 

i) Vcrgl. Kap. VI. 
2) Vergl. Kap. IV. 
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, Dogenwahl getroffen haben und alle Kapitel, die der Dog6 
, beschwören sollte.^) Und das Volk von Venedig lobte alles 
»das, was die weisen Männer festgesetzt hatten.*^) 

Bemerkenswert ist an dieser Erzählung C anales vor 
allem, was er über die Verwaltung des Dogats, von der Er- 
ledigung bis zur Neuwahl, nämlich von der Wahl eines Vikars 
sagt. Wahrscheinlich ist die Stelle nicht so zu verstehen, wie 
es den Anschein haben könnte, dass nämlich diese Wahl 1 268 
zum ersten Male erfolgt sei, wenn auch Canale sie zu diesem 
Jahre zum ersten Male bringt. Es dürfte zum mindesten seit 
1178, dem Einsetzungsjahr der sechs Consiglieri, die Einrichtung 
in Kraft gewesen sein, wonach das älteste Mitglied der Signoria 
in Abwesenheit des Dogen die Geschäfte leitete, soferne nicht, 
wie 1205, aus uns unbekannten Gründen eine andere Wahl 
getroffen wird. In den späteren Jahrhunderten finden wir ja 
den ältesten Consiglier in diesem Falle stets an der Spitze. 
Die Zustimmung des Volkes zu den Anordnungen für die r^eu- 
wahl kennzeichnet C anales Ausdrucksweise genugsam als 
blosse Formel. 

Über die Wahl selbst stimmt Canale mit Dandolo 
überein, lassen wir also diesen, wenn auch jünceren, doch so 

?[ut unterrichteten Chronisten reden, der über die Wahl unge- 
ähr Folgendes berichtet: 

»Kern Mann unter 30 Jahren soll der Ratssitzung für die 
»Dogenwahl beiwohnen können.*) Dann werden die versam- 
«melten Mitglieder des grossen Rates ausgezählt und so viele 
n Wachskugeln in eine Schale gelegt, als MitgUeder anwesend sind. 
»In dreissig dieser Kugeln wird ein Papier eingeschlossen, auf 
»dem das Wort »lector* steht. Darauf treten die Einzelnen 
„nach Namensaufruf an die Urne, aus der ein Kind*) für jeden 
»eine Kugel zieht, unter Überwachung durch Mitglieder der 
»Signoria. Wer eine der 30 Kugeln bekommen hat, begibt 
»sich in ein anstossendes Gemach^), bis der erste Teil des 



i) über diese Promissionen wird gleich im Zusammenhang die Rede sein. 

2) Ich glaube nicht, dass C anales Ausdruck. »li sages homines'' in 
dem oben citierten Kap. 257 S. 588 die prägnante Bedeutung des Wortes 
»sapientes** hat. Denn dann wären damit m erster Linie die Pregadi ge- 
memt, während Canale ausdrücklich die Signoria voranstellt. 

3) Über alles, was an dieser Schilderung den grossen Rat als solchen 
betrifft, siehe Kap. II. 

4) Anfangs ein Knabe aus dem Waisenhaus, später bestimmte das 
jüngste Mitglied der Signoria ein Kind bürgerlicher Herkunft. Man nannte 
den Knaben Ballotino del Doge. 

5) Was die Lokalitäten betrifft, so wurden, seitdem der jetzige üogen- 
palast steht, die Akte, bei denen alle Staatsmitglieder anwesend sein 



_ 1^ ^ 



»Wahlaktes beendet ist. Dann werden 30 Kugeln in eine 
» Urne gelegt, von denen neun die besondere Bezeichnung , Lector ** 
»tragen. Die Inhaber dieser neun bleiben, während die Übrigen 
»sich entfernen. Diese neun nehmen nun den 3. Wahlgang 
»vor, indem sie 40 Mitglieder namhaft machen, von denen aber 
»jeder 7 von den 9 Stimmen haben muss. Hierauf begeben 
»sich alle in den grossen ^^^al zurück. Die Namen der letzt- 
»gewählten4o werden vorgelesen und dann ihre Zahl durch eine 
»neue Kugelballotage auf 12 vermindert. Man schreitet nun zu 
»einem 4. Wahlgane. Die letztgenannten 12 wählen 25, von denen 
»jeder 8 Stimmen nahen muss. Eine neuerliche Ballotage ver- 
» mindert die 25 auf 9. Diese 9 schreiten zu einem 5. Wahl- 
»gang, in dem sie 43 Wähler bezeichnen, deren jedem 7 Stimmen 
»zugefallen sein müssen. Als Schluss dieses 5. Wahlganges 
»werden durch eine neue Ballotage 11 bestimmt. Dann folgt 
»der 6. und letzte Wahlgang. Er Dringt unter Beibehaltung der 
»früheren Ziffer 41 die Ernennung der definitiven Dogenwähler, 
»von denen jeder 9 von 11 Stimmen haben muss. Die 41 Wahl- 
»herren ernennen den Dogen, der aber entgegen den früheren 
»Bestimmungen nicht nach einfacher absoluter Mehrheit ge- 
» wählt wird, sondern mindestens 25 Stimmen haben muss.** 

Wir haben hier vielleicht das verwickeltste Wahlgesetz vor 
uns, das die Geschichte der politischen Wahlen kennt. Das- 
selbe erscheint auf den ersten Blick nicht gerade praktisch, 
nicht nur der schweren Verständlichkeit halber^), sondern auch 
der grossen Zeitdauer wegen, die die Vornahme der zahlreichen 



mussten, in der Sala del maggior consij^lio vorgenommen. Von da führt 
ein schmaler Gang in die kleinere Sala del scrutinio, wo die anderen 
Teile der Wahl vor sich gingen. 

i) Zur Erleichterung der Übersicht sei hier das Wahlgesetz noch 
einmal in tabellarischer Form wiederholt: 



Wahlgang 


Zahl der Wähler 


Durch Wahl 
ernannt 


Durch Ballotage 
ernannt 


I. 


Alle Mitglieder des 
Rats über 30 J. 








— 


30 


2. 


30 




9 


5- 


9 


4o{7) 


12 


4. 


12 


25 (8) 


9 


5. 


9 


45(7) 


II 


6. 


II 


4i (9) 


— 



Die unterstrichenen sind die definitiven Dogen Wähler, die in Klammer bei- 
gefügten Zahlen bedeuten das Stimmenminimum, das zur betreffenden 
Wahl erforderlich ist. 

Historische Abhandlungen, I7&. Heft 1895. 1 
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Wahlgänge beansprucht. Natürlich ist diese Komplikation eine 
durchweg beabsichtigte, und ihren Zweck erreichte sie ja auch 
vollkommen. Niemand sollte die Dogenwähler vor dem letzten 
Augenblick der Wahl kennen, niemand sollte also Einfluss auf 
sie haben, es sollte überhaupt eine Einigung bestimmter Cliquen 
und Parteien über die Wahl nicht stattfinden können. Von 
dem Augenblick an, in dem die ersten Kugeln gezogen wurden, 
bis zum Beginn des Conclaves, in dem die 41 den Dogen 
wählen, ist augenscheinlich jede Kommunikation der Ratsmit- 
glieder mit allem, was sich ausserhalb des Palastes befindet, 
aufgehoben.^) Gerade hierdurch verrät aber das Gesetz auch 
seinen volksfeindlichen Charakter. Als man 1 1 72 dem Volke 
das Recht der Dogenwahl zu Gunsten der 1 1 Wähler entwand, 
da bestimmte man wenigstens, es solle die Wahl vor aller 
Augen in der Basilika von San Marco vorgenommen werden. 
Nun stösst man das Volk ganz weg, auch nur vom Zusehen 
an dem Akt, der ihm seinen Herrscher bringt. Alle Macht bei 
der Dogenwahl lag nun in den Händen seiner Feinde, denn 
aus Gegnern des Volkes bestand der grosse Rat in seiner Mehr- 
heit schon in der ganzen 2. Hälfte des 13. Jahrhunderts vor 
der Serrata.^) 

Der 1 268 festgesetzte Wahlmodus ist während der ganzen 
Dauer der Republik Venedig bestehen geblieben, abgesehen 
von technischen Verbesserungen, die in den nächsten Zeiten 
vorgenommen wurden. So hören wir, dass man im Jahre 1275 
bei der Wahl des Dogen Contarini die Wachskugeln durch 
elfenbeinerne ersetzte und an Stelle der mit -Lector" bezeich- 



i) Was die Einrichtung des Conclave bei der Dogenwahl betrifft, 
so lässt sich da eine interessante historische Parallele ziehen mit dem 
berühmtesten Conclave, das die Geschichte kennt, dem römischen, bei den 
Papstwahlen. Es ist zweifellos, dass das Conclave in Venedig schon vor 
1 268 bestanden hat, wahrscheinlich seit der Einsetzung von Dogenwählern 
im Jahre 1172. Ausdrücklich erwähnt wird es von Dandolo zum Jahre 
1229, Buch X Kap. 5 S. 345 . . . electores in conclavi reducti (nach der 
besten Handschrift sogar reclusi) wie Simons fei d mitteilt (Textvarianten 
zu Andrea Dandolo „Neues Archiv der Gesellschaft für ältere deutsche 
Geschichtskunde" Band XVIII S. 344). Im Jahre 1268 wird es in verschärfter 
Form beibehalten. Gerade 6 Jahre s()äter nun finden wir die Einsetzung 
des Conclave für die Papst wählen, wie sie Gregor X. am 7. August 1274 
dem zu Lyon versammelten Konzil vorschlug. Es ist daher keineswegs 
unmöglich, dass die venetianische Einrichtung der päpstlichen als Vorbild 
gedient hat. 

2) Dies zeigt sich namentlich bei der Dogenwahl von 1289, ^^^ ^^^ 
grosse Rat, entgegen dem laut ausgesprochenen Wunsche des Volkes nach 
der Wahl eines Tiepolo, einen starren Oligarchen Pietro Gradenigo erhob, 
dessen Regierung ja dann auch die Wünsche des Adels krönte. 



- tö - 

neten Kugel vergoldete benutzte^), das Gesetz zu ändern, Was 
den Hauptgehalt betrifft, lag ja kein Grund vor. Die Adels- 
partei, deren Wünschen nach völliger Ausschliessung des Volkes 
vom Staatsleben dieses Gesetz entsprach, befand sich nach 
1268 in ununterbrochenem Vordringen, bis sie 1297 ihr Ziel 
erreicht hatte. 

Als Leiter bei der Wahl von 1275 werden abermals die 
sechs Consiglieri genannt in Verbindung mit dem grossen Rat.^) 
Die Wahl von 1275 ist die letzte, über die uns Canale*) und 
Dandolo berichten. Mit diesen Zeiten schliessen wenigstens 
die Annalen des letzteren. Die »Kleine Chronik**), die noch 
weiter reicht, bringt über die Wahlen von 1280 und 1289 
nur kurze Notizen.^) 

Ich habe im Vorhergehenden den Verlauf der Dogenwahlen 
von II 72 bis 1289 nach den vorliegenden Quellen zusammen- 
gestellt und es muss nun noch das Gesamtbild entworfen 
werden, das uns die Wahlen dieser Zeit in verfassungsrecht- 
licher Hinsicht bieten. 

Die Republik Venedig kennt nur einen Dogen zur selben 
Zeit. Das Gesetz von 1032®) wird streng beobachtet; wir 
finden neben dem Herzog keinen Mitregenten mehr, nur wenn 
der Doge Venedig auf längere Zeit verlässt, ist die Ernennung 
eines Gliedes der Familie zum Stellvertreter statthaft. Auch 
kann ausserhalb Venedigs der Sohn den Vater vertreten.') 
Niemals jedoch erwächst aus dieser Stellvertretung ein An- 
spruch auf die Nachfolge. Weder tritt im Jahre 1205 der 
vice-dux Rainiero Dandolo, noch 1249 Lorenzo Tiepolo, der 
mehrfach seinen Vater Jacopo vertreten hatte, als Kandidat auf. 
Ihr Rücktritt ins Privatleben ist mit dem Tode ihres Vaters 



i) Dandolo, Buch X Kap. 9 S. 389. Dandolo und Canale stimmen 
für die Wahl von 1275 überem, doch ist der ältere ausführlicher. 

2) Dandolo, S. 389, spricht auch hier natürlich wieder von der 
coUaudatio populi. 

3) Canale, Kap. 332 ff. S. 690 ff. 

4) Die kleine Chronik ist bei Muratori gedruckt Tom. XII S. 399 als 
Continuatio Chronicorum vom Kanzler Raphaynus Caresinus. Wie Simons- 
feld „Andrea Dandolo und seine Geschichtswerke** S. 22 nachweist, ist es 
eine zweite kleinere Chronik des Verfassers. 

5) Muratori XII, 399: 1 280 Johannes Dandulus hoc solium promeruit 
electionis ordine. XII, 4oi : 1 289 Petrus Gradonicus dux per modum elec- 
tionis ad hanc sedem accessit. 

6) Vergl. Hain, S. 11 ff. 

j) So z. B. 1177 wird Kaiser Friedrich auf dem Wege nach Venedig 
von Pietro Ziani, dem Sohne des Dogen Sebastiano, der selber 1 2o5 Doge 
wurde, empfangen in Vertretung seines Vaters. Dandolo, B. X Kap. I 
S. 303. 
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selbstverständlich. Wir sehen 1205 Rainiero Dandolo,. selbst die 
Anordnungen für die Neuwahl treffen.^) Wenn die Ärzte eine 
Krankheit des Dogen für hoffnungslos bezeichneten, pflegte 
derselbe seine Würde niederzulegen und sein Ende in einem 
Kloster abzuwarten.^) 

Sobald der Doge gestorben war oder sterbend seiner Würde 
entsagt hatte*) , wurde die Neuwahl angeordnet. Seit dem Jahre 
1 178 ist es nicht zweifelhaft, dass diese Anordnung in den 
Händen der sechs Consiglieri lag, wie uns ja für 1192 bei 
Dandolo*) und für 1260 bei C anale'') ausführlich erzählt 
wird. Vor 1 1 78 wissen wir nichts bestimmtes über die Leitung 
der Wahlgeschäfte.^) Es ist am wahrscheinlichsten, dass auch 
damals die ersten Ratgeber des Dogen, mag man dieselben 
iudices oder consiliarii nennen, eine ähnliche Befugnis halten.') 

Die Gonsiglieri berufen sodann die Volksversammlung 
(concio generalis). Zur Teilnahme an derselben sind die männ- 
lichen Einwohner aller Orte des Dukats berechtigt. Man be- 
zeichnete das bei der Berufung durch Angabe der beiden End- 
punkte Grado und Capo d' Argine.®) Als Versammlungsort 
dient in unserer Periode stets die Insel Rialto, während man 
früher bei solchen Gelegenheiten auch am Gestade von Olivolo 
zusammen gekommen war.^) Über die äusserliche lokale Ver- 
teilung der Tausende, die an der Concio Teil nahmen, erfahren 
wir sehr wenig bis 1 268, wo die Wahl im Dogenpalast selbst 
stattfindet. Es scheint jedoch sicher, dass die Markuskirche bei 
den vorhergehenden Wahlen der Mittelpunkt des ganzen Aktes 
blieb. Wir werden anzunehmen haben, dass das Volk auf dem 
Platze vor der Kirche war, und sich in deren Räumen nur 
die Behörden, die Geistlichkeit und die vornehmen Bürger be- 
fanden. War die Versammlung zusammengetreten, so erfolgte 

i) Dandolo, Buch X Kap. 4 S. 334. 

2) So sahen wir, dass Pietro Ziani 1229 noch drei Tage nach der 
Wahl seines Nachfolgers Tiepolo lebte, der selbst 1249 im luoster starb. 
Auch Sebastian© Ziani stirbt im Kloster San Giorgio 11 78. Dandolo, 
S. 308. Der Doge Contarini tritt am 3. März 1280 wegen Altersschwäche 
von seinem Posten zurück und erhält eine Jahrespension von 5oo Zechinen. 

3) Der von Hain, S. 17, behandelte Fall, dass ein Doge (Domenico 
Michiel) nur deshalb abdankt, um Einfluss auf die Neuwahl zu haben, d. h. 
in dem speziellen Fall, um seinem Schwiegersohn Pietro Polani zur Dogen- 
würde zu verhelfen (1130), kommt in unserer Periode nicht vor. 

4) B. X S. 3i5. 

5) S. 588. 

6) Das spricht auch Hain S. 18 aus. 

7) Über diese Frage ausführlich Kap. IV. 

8) S. oben S. 9 Anm. 8. 

9) Hain, S. 19. 
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die Wahl der Wahlherren. Man wählte also 1172 11 Wahl- 
herren, H78, II 02, 1205 und 1229 vier Wähler, durch die dann 
die Ernennung der vierzig erfolgte und in gleicher Weise wur- 
den 124g una 1253 die vier und durch sie die 41 Wähler er- 
nannt. Die nächste Frage ist nun, wer diese 11 bezw. vier 
Wähler ernannte. Es ist nicht festzustellen, ob der seit 11 72 
vorhandene grosse Rat ein formelles Recht hatte, sich in be- 
vorzugter Weise an dieser Wahl zu beteiligen, sicher ist aber, 
dass die Wahl der Wahlherren unter Nichtachtung der Rechte 
der Concio als Gesamtheit durch dieselben Elemente erfolgte, 
die sich im grossen Rate vereinigten. Die Wahlherren sind, 
wie schon die Listen zeigen, die Vertrauensmänner der adeligen 
Familien und der Bürgerlichen, die durch Reichtum und die 
lange Zeit ihrer Ansässigkeit auf den Inseln sich jenen gleich- 
zustellen gewusst hatten. 

Hier muss eine prinzipielle Bemerkung eingefügt werden. 
Unter dem alten Adel verstehe ich in Venedig die Nachkommen 
solcher Familien, die bereits bei ihrer Übersiedelung aus ihren 
Heimatstätten auf die Lagunen dort adelig gewesen waren. 
Ihre Zahl wird im 12. und 1 3. Jahrhundert in der entschiedenen 
Minorität gewesen sein. Unter den antiqui populäres des 
Dandolo hingegen sind die Nachkommen der büi^erlichen 
Familien zu verstehen, deren Ansässigkeit auf den Inseln gleich- 
falls bis in die früheste Zeit zurückreicht, natürlich nur soweit 
sie Mittel genug besassen, sich am Staatsleben zu beteiligen. 
Diese Nobiles und Populäres vor unserer Periode bilden eine 
Partei, die sich einerseits wendet gegen demokratische Be- 
strebungen des Volkes, andererseits gegen monarchische Pläne 
der Dogen jener Zeit, besonders der Orseoli.^) 

In unserer Periode jedoch handelt es sich im öffentlichen 
Leben des Inselstaates um drei Gegensätze in der Bevölkerung, 
von denen zwei lebendig waren und wirkten, während der 
dritte nur eine Art historischer Erinnerung bildete. Dieser 
letzte gewissermassen erstorbene Gegensatz war die ursprüng- 
liche Gliederung der Adelspartei in Nobiles und Populäres. 
Die gleichen Ziele politischer Machtstellung hatten diese Familien 
so eng an einander gekettet, dass der alte soziale Unterschied 
entschwunden ist. Lebendig geblieben aber war der soziale 
Gegensatz dieser ganzen Bevölkerungsklasse zu den anderen 
Schichten des Volkes, hervorgerufen durch die jederzeit und 
überall vorhandene Verschiedenneit der Besitzverteilung. Hierzu 



i) Vergl. Kohlschütter, Venedig unter Peter Orseolo II GÖttingen 
1868, dann Romanin, Bd. I., Daru, Bd. I. 
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trat nun in unserer Periode ein dritter Gegensatz rein politischer 
Natur innerhalb der Adelspartei selbst. Sie spaltete sich, wie 
wir heute sagen würden, in eine konservative und in eine liberale 
Richtung. Die erstere steuert mit vollster Energie der ausge- 
sprochenen Oligarchie entgegen, sie ist in der Verfassungs- 
entwicklung des 1 3. Jahrhunderts das eigentlich treibende Ele- 
ment. Die liberalen Elemente scheuen vor einem so extremen 
Ziel zurück. Zu beiden Richtungen gehörten sowohl Nobiles 
als Populäres. Durch den Gang der Dinge werden die Liberalen 
nach und nach mehr zu dem Volke gedrängt, von dem sie 
bisher der soziale Gegensatz geschieden hatte. Das Jahr 1297 
führte eine völlige Trennung herbei. Die Oligarchen stehen 
mit aller Machtgewalt auf der einen, die ganze übrige Bevöl- 
kerung steht auf der anderen Seite. Nachdem sich 1301 und 
13 10*) die liberalen Mitglieder der seitherigen Adelspartei als 
zu schwach erwiesen haben, dem Volke seine Rechte wieder 
zu erobern, ist die fernere Entwicklung der venetianischen Ver- 
fassungsgeschichte zu Gunsten der Oligarchie endgiltig ent- 
schieden. Der Doge als Person kommt bei dieser Entwicklung 
im 13. Jahrhundert ebenso wenig in Betracht, als das Volk. 
Der Grad seiner Macht hängt ab von dem Masse seiner Zu- 
neigung zur Adelsmehrheit. Sie ist das ausschlaggebende Mo- 
ment, wie im Staat überhaupt, so auch bei den Dogenwahlen. 
Auf die Frage , wie sich an der Dogenwahl die einzelnen Be- 
hörden beteiligten, vermögen wir infolge der Spärlichkeit der 
Quellen nur wenig zu erwidern. Die Consiglieri beriefen das 
Volk und leiteten die Wahl. Ihnen schlössen sich die drei 
Häupter der Quarantia an, aber wohl erst seit sie mit den 
Consiglieri zusammen die Signoria bildeten.^) Das Dogen Wahl- 
gesetz von 1268 wird unter ihrer ausdrücklichen Zustimmung 
verfasst^) und proklamiert. Von einer Mitwirkung der anderen 
Mitglieder der Quarantia und der Angehörigen des Senats in 
ihrer Eigenschaft eben als Mitglieder dieser Versammlungen 
erfahren wir nichts. Sie können höchstens bis 1268 als Mit- 
glieder der Aristokratie, von 1268 an als Mitglieder des grossen 
Rates das Wahlrecht gehabt haben, eine bevorzugte Stellung 
wird nirgends erwähnt. 



i) In den Verschwörungen des Marino Bocconio (1301) und Baja- 
monte Tiepolo (1310). 

2) Über den Zeitpunkt dieses Eintrittes der drei in die Signoria siehe 
Kap. III. Ganz sicher ist nur ihre Zugehörigkeit im Jahre 1231, die ur- 
kundlich bezeugt ist. 

3) Canale, Kap. 257, Dandolo, Kap. VIII S. 376. 
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Waren die definitiven Wähler des Dogen ernannt, so traten 
sie, wie gesagt, bis zur Einführung des neuen Wahlgesetzes in 
der Markuskirche zusammen und vollzogen die Wahl, ohne 
dass wir über Vorschriften dabei irgendwie unterrichtet wären. 
Das neue Gesetz freilich hat detailierte Bestimmungen über 
diesen letzten Akt und zwar folgende^): Die 41 Wähler treten 
zum Conclave zusammen und wählen ein fünfgliedriges Prä- 
sidium: drei Priori und zwei Schriftführer.^) Die Wahlherren, 
einzeln aufgerufen, werfen die Stimmzettel in ein vor dem 
Präsidium stehendes Gefäss, die Schriftführer öffnen die Zettel 
und notieren jeden, der eine Stimme erhielt. Zettel mit dem 
Namen aller derer, die Stimmen erhalten haben, werden in 
eine andere Urne gelegt und ein Zettel gezogen. Ist der darauf 
stehende Namen der eines der 41 Wahlherren, so muss sich 
der Betreffende entfernen. Hierauf kann jeder der Wahlherren 
die Bedenken vorbringen, die er gegen die Wahl des zur De- 
batte stehenden Mannes hat. Ebenso können die Freunde des 
Betreffenden ihn gegen diese Bedenken verteidigen ; wenn der Be- 
treffende ein Wahlherr war, so genoss er das Vorrecht, dass man 
ihn hereinrufen und ihm das Recht erteilen konnte, sich selbst 
gegen vorgebrachte Klagen zu rechtfertigen. War dieses Gericht 
über den einen beendet, so schritt man zum letzten Wahlgang. Bei 
demselben bediente man sich eines dreiteiligen Gefässes (Poz- 
zolo). Jeder der Wahlherren erhielt drei Kugeln von ver- 
schiedener Farbe, die Zustimmung zu der Wahl des Betreffenden, 
Ablehnung oder Stimmenthaltung^) bedeuteten. Jeder Wahl- 
herr wirft eine Kugel in das betreffende Fach. Hat der Vor- 
geschlagene 25 zustimmende Kugeln erhalten, so ist er gewählt, 
wenn nicht, so wird ein neuer Name durch das Loos gezogen 
und das ganze Gericht u. s. w. wiederholt, bis ein Kandidat 
die nötige Stimmenzahl erhalten hat. 

Wenn bisher die Vorgänge bis zum Abschluss der Wahl 
geschildert worden sind, so wenden wir uns nun den Ereig- 
nissen zu, die sich unmittelbar an die Wahl anschliessen, zu- 
nächst der Einsetzung in das Dogenamt durch die geistlichen 
und weltlichen Behörden. 

Der erste Akt nach dem thatsächlichen Vollzug der Wahl 
ist die Verkündigung derselben an das Volk*), das, wie wir 

i) Canale, Kap. 337 S. 696, Lebret I 583 fF. 

2) Das Präsidium des Jahres 1275 nennt uns Canale: Egidio Quirini, 
Barachin Trevisan und Pietro Susendolo. 

3) Diese Kugeln nannte man dubii oder non sinceri. 

4) Dandolo, Buch X Kap. I S. 297 : Goadunatae concioni dux de- 
claratus est (11 72); Kap. 2 S. 308: Dux publicatus est (i 178); Kap. 3 S. 315/6: 
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sahen, während der Wahl den Markusplatz und die Piazetta 
füllte. In dieser Verkündigung einer vollzogenen und unwider- 
ruflichen Thatsache findet sich alles wieder, was von den 
früheren Rechten der Concio übrig ist. Auch dass die, .Zu- 
stimmung eine rein formelle war, ist schon betont worden. Über 
die Form der Verkündigung ist nicht viel bekannt.*) 

Eis erfolgt dann die feierliche Inthronisation in der Kirche. 
Am Altare des heiligen Markus, also dem höchsten geistlichen 
Ort Venedigs, leistete der Fürst die Gelöbnisse auf die Ver- 
pflichtungen, die ihm vorgelegt werden und die sich, wie wir 
gleich sehen werden, im Laufe des 13. Jahrhunderts so ver- 
mehrten, dass der Akt einer Beschwörung des ganzen Re- 
gierungsprogrammes gleichkam. Noch im Jahre 11 72 ist lediglich 
die Rede davon, dass der Doge beschwört, die Rechte der 
Kirche schützen zu wollen.^) Natürlich wird damit der Inhalt 
seines Gelöbnisses nicht erschöpft sein, aber nach dem Wort- 
laut Dan dolos muss diese Versicherung einen Hauptinhalt des 
Eides gebildet haben. Schon bei der Wahl von 11 78 jedoch 
gebraucht Dandolo') den Ausdruck, der später feststehend 
geworden ist, um die Gesamtheit der Verpflichtungen zu be- 
zeichnen, die der Doge nach seiner Wahl einging, den Ausdruck 
promissio. Die Promission, die 1178 Orio Mastropiero be- 
schwor, ist uns leider nicht erhalten, jedoch besitzen wir glück- 

Qui Dandulum ab eis electum populo postea nuntiaverunt (1192); Kap. 4 
S. 333: ... ab electoribus pronuntiatus est (i2o5); Kap. 5 S. 345: Dux 
laudatus est (1229); Kap. 6 S. 358; Dux publicatus est (1249); Kap. 7S. 361 : 
Ducem creatum populo nunciaverunt (1253); Kap. 8 S. 376: electum 
nuntiaverunt (1268). 

i) Nach dem Suppl. Hist. Ducum Ven. Mon. Germ. XTV 89 antwortet 
das Volk 1 1 78 auf die Verkündigung mit dem Rufe : fiat. Qui cum omnis 
populus dixisset: fiat, fiat, ductus est ad altare Beati Marci. Wann die 
später übliche Formel: Wir haben den X zum Dogen gewählt, wenn es 
Euch gefällt, aufkommt, ist zweifelhaft. Muazzo, Discorso del governo 
della Republica (Markusbibiiothek Cod. 102 cl. it. 7), setzt ihn schon in das 
Jahr II 72, was auch Sandi und namentlich Roman in (II 93) adoptiert 
haben. Muazzo sag^t darüber wörtlich : II tumulto s^ando ingrossando in 
maniera che si dubito di qualche grande inconveniente, ma con piacidezza 
dei piu prudenti desoramente placato con promessa d'eligger sempre chi 
piu a lori piacesse o fosse grato restando sempre ad essi la confirmazione, 
s'aquito a poco a poco e ratifico (il popolo) il tutto che pero si dicevono 
quelle parole quando si mostrava la prima volta il doge ai popolo: questo 
e il vostro Doge se vi piacera. Von so ernstlichen Tumulten, wie bei 
Muazzo ist für 11 72 übrigens sonst nirgends die Rede, doch hat auch 
Cecchetti, II Doge S. 88, M u a z z o s Mitteilung darüber acceptiert. 

2) Dandolo, B. X Kap. i S. 297. Dux — ad altare S. Marci delatus 
de libertate ecclesiae conservanda praestitit iuramentum. 

3) Dandolo, B. X Kap. 2 Sw 308. Dux — de servanda promissione 
iuramentum exhibens in throno imponitur. 
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licherweise diejenige, die 1192 dem Dosen Dandolo vorgelegt 
wurde.*) Es ist das erste Aktenstück, das die Verpflichtungen 
eines venetianischen Herrschers gegenüber dem Volke urkund- 
lich festlegt. Den Inhalt dieser wie der folgenden Promissionen 
den einzelnen Bestimmungen nach abzuwägen, wird Sache eines 
folgenden Kapitels^) sein, denn die Promissionen sind eine 
Hauptquelle, um die Stellung des Dogen klarzulegen. Die Pro- 
mission des Dandolo enthäk in 17 Punkten Bestimmungen von 
sehr veschiedener Tragweite.^) Über die Promission der folgen- 
den Wahlen ist wenig zu sagen. 1 220 beschwört dann Jacopo 
Tiepolo seine berühmte Promission, die zur Grundlage für alle 
folgenden gedient hat. Die Zahl ihrer Bestimmungen ist bereits 
auf 37 gestiegen. Bald darauf erhält diese Promission, die 
bisher nur bei der Wahl eine Bedeutung hatte, den Charakter 
eines stets in Kraft bleibenden Gesetzbuches, für das, wie wir 
unten sehen werden, eine besondere Behörde eingesetzt wurde.*) 
Die Promissionen der folgenden Wahlen zeigen manche Än- 
derungen in den Bestimmungen, so 1 249 und 1 268, aber auch 
namentlich noch 1275; ^^^ ^^ ^^^ ^^^ Zeitpunkt der Ver- 
legung bleiben gleich. 

Als folgender Akt schloss sich dann die Überreichung der 
Fahne ^) durch den ersten Geistlichen der Markuskirche an. 
Wie schon der Ausdruck D a n d o 1 o s cumvexillo investitionem 
recepit andeutet, hat der Akt die Bedeutung einer symbolischen 
Investitur. Mit der Übernahme der Standarte der Republik 
übernimmt der Doge die Regierungsgewalt.®) 

Das Gesetz von 1268 enthält hierzu die besonderen Be- 
stimmungen, dass der Doge während dieses Vorganges in der 
Markuskirche den Thron links vom Chor einnehmen soll und 
dass ihm bei Überreichung der Standarte gleichzeitig der Herzogs- 
mantel umgehängt wird, was als weiterer Akt der symbolischen 
Investitur gelten kann.^) Nachdem der Doge so die Regierung 

i) Das Original in der Markusbibliothek Gl. lat. i4 Cod. 72, gedruckt 
bei C e c c h e 1 1 i , II Doge S. 107 ff., und im Arch. Stör. It. serie I tom. IX (1853). 

2) Kap. V. 

3) Als Beweis dafür diene folgende Gegenüberstellung: Im Anfang 
der Promission (pars I) verspricht der Doge jedem rasche und unparteiische 
Gerechtigkeit werden zu lassen, in pars 11 verspricht er die Waaren aus 
dem Quarnero nicht mit Steuern zu belegen. Also Festlegung grosser 
Gesichtspunkte, handelspolitische Bestimmungen ganz untergeordneter Art. 

4) Ich ziehe es vor, die Stellung der corrcton della promissione ducale 
in Zusammenhang mit der Stellung des Dogen (Kap. V) zu besprechen. 

5) Über die Insignien Hain, S. 24. 

6) Dandolo, S. 297, a primicerio cumvexillo investitionem recepit. 
S. 308 vexillum suscipiens in throno imponitur. 

7) Romanin II 291. 
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übernommen hatte, musste zuerst natürlich die Huldigung des 
Volkes erfolgen. Bis zum Jahre 1253 bestand dieselbe am 
Wahltage lediglich in dem lebhaften Zurufen * während des 
Umzuges über den Markusplatz, bei dem seit 1172 Geld aus- 
gestreut wurde^), der Treueid folgte erst später.^ Von 1253 
an wird jedoch die Huldigung bedeutsamer gestaltet, indem 
man sie in zwei Teile zerlegte. Einer der Ortsvorsteher der 
den Inselstaat bildenden Gemeinden, wahrscheinlich der Alteste, 
übernahm die Ableistung des Treueides für das ganze Volk.') 
Der Doge zog zwar nach wie vor über den Platz, aber es war 
nun ein noch überflüssigeres Schaustück, das man wohl 
namentlich beibehielt, um die Gewohnheit des Geldauswerfens 
nicht aufzuheben. 

Unter welchen Formalitäten der neue Doge von seinem 
Palacium Besitz nahm, davon wissen wir bis 1268 nur sehr wenig. 
Auch von der Krönung ist genauer nirgends die Rede.*) Von 
1268 an bestieg der Doee unmittelbar nach dem Umzug über 
die Piazza die Treppe des Palastes'^), auf deren oberster Stufe 
ihm der älteste Consigliere die Hornmütze aufsetzte. Ein 
Bankett zu Ehren der Wahlherren beschliesst den Wahltag. 

Wir wenden uns nun im folgenden Kapitel dem Mittel- 
punkt des Staatslebens im 13. Jahrhundert zu, dessen Bedeutung 
uns ja auch schon bei den Dogenwahlen entgegengetreten ist, 
dem grossen Rat. 

i) Damit nicht ein Doge den andern an Freigebigkeit zu übertreffen 
suche, um dadurch das Volk zu gewinnen, wurden um die Wende des 
Jahrhunderts als Minimum 100, als Maximum 5oo Ducaten festgesetzt. 
Romanin II 95 gestützt auf Sansovino Venezia descritta. 

2) Über den Treueid Hain, S. 30 ff. 

3) Diese Vorsteher nannte man Gastalden (vergl. Hain, S. 79 ff). 
Derjenige, der bei der Wahl den Eid leistete, heisst gastaldo ducale. Der 
Gastaldo ducale 1253 wird Daniele genannt, Roman in II, 255. f. Ce- 
cchetti, II Doge S. 93. Muazzo nimmt schon für 11 72 eine Änderung 
in der Ableistung des Eides an. Er schreibt Kap. I: Fu anche (Ziani) il 
primo che esieesse il giuramento dal popolo cosa non praticata da pre- 
decessori percne eleggendo il popolo stesso non conoscevasi necessario 
il giuramento, ma d'allora in poi e piu di 100 anni continuata da succes- 
sori quali di 4 in 4 anni stavano nominati i capi di contrada accio rino- 
vassero esso giuramento fino al tempo di Lorenzo Tiepolo e dalli 5 
corretori. Fu terminato che il gastaldo giuro in annima di tutto il popolo 
come si constituo poi fino a quest ultimo tempo. Auch Cecchetti 
spricht S. 127 bez. 231 von dem Eid der Capi di Contrada. Wir hätten 
also 697— 1 172 Treueid des ganzen Volkes während des Umzugs, 1 172 - 1253 
(nach Muazzo 1268) Eid durch die Capi di Contrada, von da an durch 
den Gastaldo ducale. 

4) Dandolo gebraucht die sich stets gleich bleibenden Ausdrücke: 
Palatium ascendit, in throno imponitur, inthronizatus est. 

5) Seit dem Neubau die Scala dei Giganti. 
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Kapitel IL 
Der Grosse Rat 

(Maggior Consiglio). 

Es bietet erhebliche Schwierigkeiten, den Anfängen der 
wichtigsten Institution des venetianischen Verfassungslebens, des 
Grossen Rates, näher nachzugehen. Derselbe ist, wie so vieles 
in den Einrichtungen des Inselstaates, in einer Zeitperiode ent- 
standen, über die uns weder Aufzeichnungen, noch Urkunden 
in ausreichender Zahl zu Gebote stehen; wir erfahren 1 172 von 
einer formellen Einsetzung eines solchen Rates, aber alle 
Chronisten^) wie alle Historiker stimmen darin überein, dass 
damit eigentlich kein neuer Einfluss geschaffen, sondern 
nur die Vereinigung der Adelspartei in der Concio nunmehr 
zu einem gesetzlich eingerichteten Kollegium umgeschaffen 
wurde^), das nun allerdings durch die umfassende Erweiterung 
seiner Rechte zu ganz anderer ausschlaggebender Bedeutung 
im Staate gelangte. 

Über die politische Thätigkeit derjenigen Elemente, die sich 
später im Grossen Rate vereinigen , sind wir , soweit es die 
Zeit vor 1 172 betrifft, auf Vermutungen und Hypothesen be- 
schränkt, die sich auf die Interpretation des sehr dürftigen 
Materiales stützen müssen. Man kann keineswegs behaupten, 
dass es gelungen wäre, dabei zu mehr als bescheidenen Re- 
sultaten zu gelangen.^) 

Dass schon von Jeher neben dem Dogen eine grosse An- 
zahl von Bürgern standen, die zu den Staatshandlungen zuge- 

i) Von den älteren hat das namentlich Gar oldo (Marcusbibl. cod. 2o5 
cl. it. 7) ausgeführt. Ebenso Muazzo, Discorso sul governo della Re- 
publica (Marcusbibl. Cod. 102 cl. it. 7). 

2) So ist es auch meiner Ansicnt nach zu erklären, dass Dandolo 
von der Einsetzung 11 72 nichts berichtet; er muss die neue Einrichtung 
als Fortsetzung bisheriger thatsächlicher Verhältnisse betrachtet haben. Diese 
Ansicht haben auch schon Muazzo ausgesprochen, ebenso sein Zeitgenosse 
Nicolo Crasso in den Annotation! zu Gasparo Gontarinis Chronik 
(Anm. XIV) auf der Marciana; dass Dandolo schon zum Jahre 11 62 ein 
malus consilium annehme, wie Raumer, Bd. V 177 Anm. 3, meint, ist ein 
Irrtum. Dandolo spricht an dieser Stelle (Buch IX Kap. i5 S. 289) von 
der Einsetzung eines Festes, das später auch noch gefeiert wurde, ante- 
cipiert also bloss den späteren Namen. 

3) Die letzte Behandlung hat die Sache durch Hain in seiner oben 
zitierten Dissertation S. 88 ff. erfahren. Seine Ausführungen sind jedoch 
nicht durchweg erschöpfend. Namentlich vermisst man in der Art der 
Darlegung (Hain spricht nur vom „Rat des Dogen") die Berücksichtigung 
der Thatsache, dass wir später mehrere Ratskollegien haben, deren Ent- 
stehung aus früheren zu betrachten gewesen wäre. 
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zogen werden, ist aus den Unterschriften der Urkunden zu 
ersehen.^ Auch darf man aus dem Grad der Schwankungen 
in der Zahl dieser Unterschriften schliessen, dass wir es, im 
Gegensatz zur späteren Zeit, nicht mit einem organisierten 
Kollegium zu thun haben.^ Diese einflussreichen Bürger, deren 
Unterschriften diesen Einfluss bezeugen, stützen sich dabei 
rechtlich allein auf ihre Zugehörigkeit zu der formell mass- 
gebenden Concio. Dem Zusammenhang zwischen dieser und 
ihren Wortführern muss zunächst ein Blick zugewendet werden. 
Es braucht kaum besonders hervorgehoben zu werden, 
dass die Beteiligung der gesamten Bürgerschaft an einer Re- 
gierung, wenn sie angeblich direkt, d. h. ohne Vertrauensmänner, 
erfolgt, immer nur bedingt verstanden werden kann. Der ein- 
zelne Inselbewohner vermochte in der Concio ebenso wenig 
seine Wünsche zur Geltung zu bringen, wie der einzelne Ger- 
mane auf dem Volksthing oder später der einzelne Franke auf 
dem Märzfeld. Dem Volke als Masse stehen hier immer kleinere, 
durch soziale Stellung geschiedene Gruppen gegenüber, die 
formell gleiches Recht mit allen, thatsächlich das alleinige Recht 
vor allen haben, die Adligen und mitunter auch die Geistlrchen. 
So kann es keinem Zweifel unterliegen, dass auch in Venedig 
von vornherein die Abhängigkeit des Volkes von den proceres, 
optimates oder nobiles der Quellen*) eine ganz entschiedene war 
und dass die spätere endgiltige Festlegung dieses Einflusses 
eben nur die Bedeutung einer urkundlichen und formell gesetz- 
geberischen Bekräftigung in staatsrechtlichem Sinne hat.*) 

i) Für die altere Zeit vor unserer Periode hat sie Hain S. 88-110 
in den Anmerkungen zusammengestellt. 

2) Die Schwankungen sind vor 1172 viel grösser als später. So finden 
sich in drei Urkunden des gleichen Jahres 11 10 einmal i53, dann 128, dann 
17 Unterschriften. Verel. Hain, S. 99. Für unsere Zeit vermindert sich 
augenscheinlich die Zahl der mit solchen Unterschriften versehenen Ur- 
kunden, die von Mitgliedern des grossen Rates herrühren können. Die 
Beschlüsse des Rates werden ohne Unterschriften bekannt gegeben, abge- 
sehen von der Thatsache, dass der Grosskanzler (seit 1268) und der aus- 
stellende Notar unterzeichnen (vergl. Libri del Maggior Consiglio im Frari- 
archiv). Bei den anderen Urkunden, unter denen sich Unterschriften finden, 
ist die Zahl zwischen 5o und 70 im Durchschnitt. Sie finden sich teils 
gedruckt in Cornelio Ecclesiae Yen., dann auch vereinzelt ungedruckt im 
Archiv Liber Plegiorum, dessen Regesten gedruckt sind, von Predelli Ve- 
netia 1872 (Arch. Ven. T. III). 

3) Dandolo gebraucht mit Vorliebe nobiles, das Chron. Altinate 
resp. die Historia ducum die beiden anderen Ausdrücke. Canale sagt: 
Gentilese (gentilezza). 

4) Es ist erwähnenswert, dass sich imnier Historiker finden, wie in 
unserem Fall Lebret I 341 f., die aii eine wirkliche entscheidende 
Stellungnahme des ganzen Volkes glauben machen wollen, wenn in der 
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Die Nobiles also, die in der Concio das Wort für die 
Gesamtheit führten , sind als die Vorläufer der Mitglieder des 
Grossen Rates anzusehen. Wenn sie der Doge in dieser ihrer 
Eigenschaft zur Teilnahme an der Regierung und zur Beur- 
kundung der Regierunssakte heranzog, so war das naheliegend 
und versteht sich noch aus einem andern Grunde. Es wird 
dabei stets zu bedenken sein, dass ja der Doge bis zum Augen- 
blicke seiner Wahl selber diesen nobiles^) angehörte; es ist also 
nur natürlich, dass er sich ihrem Einfluss nach der Wahl nicht 
zu entziehen vermag und auch wohl sich nicht entziehen wollte, 
da seine Anschauungen auch die ihren waren, der Adel ihm 
also in jedem Sinne eine Stütze zu werden vermochte. Daneben 
hatte er allerdings noch das Recht, eine Auswahl unter diesen 
nobiles zu treffen und eine Anzahl ihm besonders vertrauens- 
würdiger Freunde nach eigenem Gutdünken zu einer beson- 
deren Vertrauensstellung zu berufen, weshalb man diese auch 
die Erbetenen (Pregadi) nannte. Von ihnen wird später zu 
sprechen sein^), hier genügt ihre Erwähnung, um die Stellung 
der Nobiles zum Dogen zu skizzieren. 

Dieses eben dargelegte Verhältnis zeigt, dass die Nobiles 
auch schon im Verlaufe des 12. Jahrhunderts mit ihrem vor- 
waltenden Einfluss zufrieden sein konnten. In der That wird 
auch mehrfach betont^), dass die Änderung von 1172 nicht das 
Ergebnis einer natürlichen und ruhigen Entwicklung war, son- 
dern durch aussergewöhnliche stürmische Ereignisse ins Leben 
gerufen wurde. 

Der 28. Mai 1 172 hat durch seine Folgen eine tiefgehende 
Bedeutung für die venetianische Verfassungsgeschichte gewonnen. 
Die schwere Niederlage, die man soeben im Kriege gegen 
Byzanz erlitten hatte, brachte das Volk zum wilden Aufruhr. 
Der Doge Vitale Michiel II. suchte vergebens dem Sturme zu 
entgehen, der sich gegen ihn in erster Linie, als den verhassten 



Verfassungsgeschichte eine solche concio auftritt. Dass Lebret Unrecht 
hat, auf die coUaudatio populi als Ereignis von Bedeutung hinzuweisen, 
wird bewiesen durch die Thatsache, dass sich dieser Ausdruck noch 131 1, 
also nach der Schaffung der Oligarchie von 1 297 nicht nur, sondern sogar 
nach Gründung des Rates der Zehn vorfindet. Vergl. Frariarchiv Libri 
del Maggior Consiglio Liber Magnus et Capricornus p. 236. Quod ad 131 1 
die 18 Augusti indit. IX laudata et probata fuit ultra scripta correctio in 
publica concione. Formell aufgehoben wurde die Institution der concio 
erst 1423 durch den Rat der Zdin. 

i) Nobiles ist hier stets im weiteren Sinn als Vereinigung aller po- 
litisch Bevorzugten zu verstehen, die antiqui populäres sind also mbegrinen. 

2) Vergl. unten Kap. HI. 

3) Vergl. Romanin II, 90; Sandi I 2, 4oo. 
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Urheber der Niederlage richtete. Er fiel als ein Opfer der 
Volkswut und allerdings auch seines politischen Verhaltens.*) 
Die Nobiles waren von diesen Ereignissen überrascht und 
empfanden es als eine gewaltige Gefanr, dass das Volk über 
sie hinweg es vermocht natte, durch seine Erhebung die Ent- 
scheidung herbeizuführen. Sie sahen, dass der Adel die Zügel 
der Regierung doch nicht so fest in der Hand hatte, als sie 
geglaubt haben mochten. Dem Bestreben, für die Zukunft sich 
die positive Macht in gründlicherer Weise zu sichern und die 
Wiederholung der Vorgänge von 1 172 zu verhindern, sind die 
verfassungsrechtlichen Massnahmen dieses Jahres entsprungen, 
zuerst das Dogenwahlgesetz^), dann die Einsetzung des Grossen 
Rates. Mit dem ersteren brachte man den Fürsten, mit der 
letzteren das Volk in völlige Abhängigkeit. Damit trat Venedig 
in die Entwicklung ein, die die Nobiles nach 125 Jahren zur 
endgiltigen Herrscnaft führte.*) Die Einsetzung steht noch für 
das Jahr 1 172 selbst fest.*) Eine Urkunde ist uns darüber 
nicht erhalten, daher ist auch das Datum der Einsetzung nicht 
angegeben, obwohl es sich annähernd berechnen lässt. Am 28. 
Mai war Michiele ermordet worden, erst sechs Monate später 
kommt es zur Neuwahl.^) Zwischen i. Juni also und i. No- 
vember wurden die wichtigen Neuordnungen geschaffen. Da 
dieselben die jährliche Erneuerung des Grossen Rates auf den 



i) Vergl. Romanin II, 88 ff. 

2) Beim Dogenwahlgesetz war allerdings der Grund auch vorhanden, 
dass schon vor 1 1 72 Tumulte die Wahl gestört hatten. Vergl. oben Kap. I. 
Deshalb setzt man die Darlegung der Absichten der Nobiles 11 72 besser 
zur Institution des grossen Rates. 

3) Dass diese Massnahmen ohne jeden Widerstand der concio er- 
folgten, auf deren Kosten sie eingeführt wurden, beweist wieder, wie vor- 
waltend der Einfluss der Nobiles war. Daraus schliessen zu wollen, wie 
Lebret I 341, dass das Volk die NeueinfUhrungen als demokratisch und 
vorteilhaft angesehen habe, ist verfehlt. 

4) Vergl. Romanin II 90, Tentori III 274, Lebret I 340, Sandi 
I 2, 4oi.— Bei den Berichten über die Einsetzung ist Folgendes über die 
Quellen zu bemerken. Sandi beruft sich auf die Chronik des Savina, 
die, obwohl erst im 16. Jahrhundert entstanden, doch von Foscarini 
(Letteratura Veneziana S. 242 Anm. 2) als eine der zuverlässigsten Quellen 
für die Verfassungsgeschichte bezeichnet wird. Sandi citiert Savina 
wörtlich: S'instituisce la pratica del corpo distinto e principale dei Ottimati. 
Auch die anderen Nachrichten über die Einsetzung entstammen späteren 
Chroniken. Sie wird erzählt von Jacopo Caroldo (Markusbibl. Cod. 2o5 
cl. it. 23) und nach Lebret, 1. c, auch von Giovanni Bembo, von dessen 
Chronik mir jedoch nur der letzte Teil von 1 388 an zugänglich war. Über 
die beiden letztgenannten Chronisten siehe Foscarini Letteratura 172. 173. 

5) Romanin II 90 gestützt auf Muazzo, Discorso etc. (Marciana 
Cod. 102 cl. it. 7). Sandi I 2 4oi gestützt auf Savina, p. i4i. 
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Tag des Erzengels Michael (29. September) ansetzen, so geht 
man wohl nicht fehl, auch die ursprüngliche Einsetzung selbst 
auf diesen Tag, also den 29. September 1172, zu setzen. Den 
Hauptinhalt aieser wichtigen Neueinrichtung kann man in fol- 
gende Sätze zusammenfassen, soweit es sich um die Wahl 
und ihre Umstände selbst handelt: Es sollen 12 Wähler, für 
jeden der sechs Stadtteile (Sestieri) 2, gewählt werden, von 
denen jeder eine Anzahl Bürger zu ernennen hat. Diese 
450 — 500 Männer treten als Ratskollegium zusammen. Jährlich 
am Tage des Erzengels Michael (29. September)^) ernennt der 
bisherige Rat 1 2 neue Wähler, die die Neuwahl der Mitglieder 
vornehmen; die bisherigen Räte sind wieder wählbar. 

Ein solcher Verlauf der Wahlen wird für die der Ein- 
setzung unmittelbar folgende Zeit durch die Gesamtheit der 
uns zu Gebote stehenden Nachrichten am wahrscheinlichsten 
gemacht. Diese Nachrichten sind jedoch im einzelnen so ver- 
worren und widersprechend, dass es fast nötig wird, an jedes 
Wort eine besondere Auseinandersetzung zu knüpfen. Die 
Chronisten und die sich auf ihnen aufbauenden historischen 
Arbeiten stimmen nur darin überein, dass eine grössere Anzahl 
Bürger als Mitglieder einer Ratsversammlung gewählt und jähr- 
lich diese Mitgliedschaft erneuert wurde. Sehr auseinander 
gehen aber die Nachrichten und Anschauungen erstens über 
aie Zahl der Wähler und die Art der Wahl, zweitens über die 
Zahl der Gewählten. Diese Punkte wären zunächst klar zu 
stellen. 

Das Missliche bei diesen Untersuchungen über die Einzelheiten 
der Einsetzung des Grossen Rates ist, dass im Gegensatz zu 
Punkten, die in anderen Teilen unserer Darlegung zu besprechen 
sein werden, die drei ältesten und zuverlässigsten Quellen für die 
Geschichte unserer Periode über diese Einsetzung des Grossen 
Rates gänzlich schweigen ; weder bei C a n a 1 e , noch der Historia 
ducum, noch endlich bei Dandolo, wie erwähnt, finden sich 
Mitteilungen über diesen bedeutsamen Abschnitt der venetia- 
nischen V erfassungsgeschichte. Wir sind also, was Darstellungen 
anbelangt, ausschhesslich auf die Mitteilung der Chroniken des 
späteren Mittelalters angewiesen, deren älteste Marino S a n u d o s 
Vite dei Duchi^) aber gleichfalls unsere Fragen in diesem Punkte 
ohne Antwort lässt. 



i) Darüber berichten alle oben zitierten übereinstimmend. Wenn 
Raum er, Geschichte der Hohensraufen Bd. 5. 178, den i. September 
nennt, so ist das auf einen Irrtum zurückzuführen. 

2) Muratori, Bd. XXII S. 4oo. 
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Was die zwei ersten der hier zu behandelnden Fragen 
betrifft, nämlich wie viele Wähler die Mitglieder des Grossen 
Rates ernannten und wie dieselben ihres Amtes walteten, so 
sind hierüber zwei Anschauungen für die unmittelbar auf das 
Jahr 1172 folgende Zeit, und eme ganze Reihe anderer für den 
Verlauf des 13. Jahrhunderts ausgesprochen worden. Die Mehr- 
zahl der Chroniken, denen sich auch S a n d i ^), L e b r e t *) und 
Romanin") angeschlossen haben, besagt, dass jährlich 12 
Wähler gewählt wurden, die die Mitglieder des Grossen Rates 
zu ernennen hatten, und zwar würden aus jedem der sechs 
Sestieri*) zwei Wähler genommen. Jeder dieser beiden hatte 
eine Anzahl seiner Mitbürger zu ernennen, von denen er vier 
seiner eigenen Familie entnehmen durfte.*) 

Dieser Anschauung hat aber Tentori eine eigene gegen- 
über gestellt.^) Es ist schon im ersten Kapitel berührt worden'), 
dass Tentori von dem Bestehen einer viergliedrigen Behörde 
in Venedig spricht, die die Berechtigung gehabt habe, alle Ämter 
zu besetzen. Er verfährt also nur consequent, wenn er diesen 
Männern nun auch die Ernennung der Ratsmitslieder zuschreibt. 
Allerdings kann hier gleich bemerkt werden, dass es nicht nötig 
ist, speziell für diese Behauptung Gegenbeweise zu suchen, weil, 
wie schon angedeutet, die ganze Ansicht von dem Viermänner- 
kollegium eine ganz unhaltbare ist. Wir wissen erstens, dass 
die Besetzung der Ämter bis 11 72 nicht in der Hand einer 
besonderen Behörde, sondern des Dogen lag.^) Wir wer- 
den ferner gleich sehen, dass von 1172 an der Grosse 
Rat selbst die Besetzung der Ämter bekommt. Die Exi- 
stenz einer solchen Behörde ist weiterhin weder durch eine 
Urkunde bezeugt, noch vermag Tentori selbst sie durch eine 
Quellenstelle zu beweisen.®) Wir dürfen also die Ansicht so- 
wohl im allgemeinen als für die vorliegende Spezialfrage ver- 
werfen. Die Zahl der Wähler für 11 72 werden wir also wohl 

i) Sandi, I 2. 4o2, der als seine Quellen die oben zitierten Chro- 
niken von Bembo Caroldo, p. 2/4 und Savina, p. 136, angibt; ferner 
die ,Republica* von Gianottiv Vergl. Foscarini 349 A i. 

2) Lebret I 341 (Caroldo, 1. c, Bembo und Savina 1. c.)- 

3) Romanin II 90, seine Ausführungen sind ganz gestützt auf den 
schon mehrfach zitierten Discorso des Muazzo. 

4) Es sind die noch heute bestehenden S. Marco, S. Polo, Sta. Groce, 
Castello, Dorsoduro und Canareggio. 

5) Lebret I 341. 

6) Tentori III 278. 

7) Vergl. oben S. 7 u. 8. 

8) Vergl. in diesem Kapitel weiter unten, dann Kap. V. Die Thatsache 
betont auch Sandi I II 691. 

9) Vergl. oben S. 8. 
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auf 12 annehmen dürfen, welche Ziffer übrigens auch wegeh 
der Verteilung auf .die sechs Sestieri einleuchtend ist. Darüber, 
dass 1230 eine Änderung in diesem System eintrat, herrscht 
ziemliche Einigkeit^), wie jedoch bis zu diesem Jahre die 12 
gewählt wurden, wäre noch kurz zu besprechen. Von 1 173 
an wurden diese 12 Wahlherren für die jährliche Erneuerung 
zweifelsohne durch den Grossen Rat selbst gewählt^) und zwar, 
wie uns erst für spätere Zeiten bestätigt wird, aus seiner eigenen 
Mitte. ^) Für das Einsetzungsjahr 1172, in dem noch kein 
Grosser Rat bestand, der die 1 2 Wähler hätte ernennen können, 
wird die Ernennung der Concio zugeschrieben.*) Es würde 
dies allerdings keinen thatsächlichen Unterschied gegen die 
spätere Praxis bedeuten, insofern wir hier unter Concio eben 
die in der Volksversammlung allein massgebende Adelspartei 
zu verstehen haben.*) Eigentlich also ernannte auch 1172 der 
Grosse Rat seine Wähler selbst, nur dass es nicht das orga- 
nisierte Kollegium, sondern die freie Vereinigung derselben 
Elemente war, die eben später den Grossen Rat bildeten.*) 
Dass auch nach 1172 die Concio und nicht der Grosse Rat 
selbst die Wähler ernannt habe, wie an einer Stelle behauptet 
wird, ist ganz ausgeschlossen. ''),. 

Im Jahre 1230 wurde eine Änderung bezüglich der Anzahl 
der Wähler getroffen und zwar sind die Bestimmungen der 
Neueinrichtung nicht ganz klar und haben zu manchen Miss- 
verständnissen in der bisherigen Forschung Anlass gegeben.®) 
An Stelle der Erneuerung durch die 1 2 Wähler trat eine dop- 
pelte Erneuerung an zwei verschiedenen Terminen, die allerdings 
nicht jedesmal dieselben Mitglieder des Rates betraf. Am 29. 
September wurden wie bisher Wähler zur Erneuerung des 

i) Lebret I, 5i4, Sandi I, 2 694, Tentori III, 364. 

2) Romanin, II 90 sagt, durch Ballotage und Zettelwahl. In den 
Büchern des grossen Rates finden sich bis 1230 keine Notizen über solche 
Wahlen, später heisst es bloss electi sunt electores ad rinovandum con- 
siliuro, so in Liber Commune I 1249, 12 54, Liber Commune II i264. 

3) Erst im Jahre 1286 heisst es Liber Luna: electi sunt etc. et erant 
de maiori consilio. 

4) Lebret I 341, Sandi 1,2 403. 

5) Vergl. Kap. I die wiederholten Stellen. 

6) Diese Thatsache ist zweifellos, auch wenn man Tentoris An- 
sichten nicht teilt, dass der Grosse Rat nur aus nobiles bestanden habe, 
weil die Mitgliedschaft selbst geadelt habe. Das ist für unsere Periode 
nirgends bezeugt. Siehe Tentori III, 279 ff. 

7) Sandi I, 2 698, bezeichnet das als die Anschauung einiger Chro- 
nisten; dieselben sprechen aber wohl nur vom Jahre 1172» 

8) Ich kann mich nicht entschliessen, hierin Romanin zu folgen, 
der wegen der Unklarheit in dieser Änderung annimmt, dass überhaupt 
von 1 1 72 an die Zahl der Wähler unregelmässig gewesen sei (R o m an i n II, 34). 

Historische Abhandlungen, IX. Heft 1895. 3 
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Rates gewählt, aber nur sieben.*) Ihr Amt dauerte ein Jahr 
vom Wahltage an gerechnet und nach Ablauf der ersten Hälfte 
dieser Zeit, also am 29. März, wurden drei weitere Wähler 
ernannt, deren Amt ein halbes Jahr, also bis 29. September, 
dauerte. Die ersteren hiessen „elettori d^anno*, die letzteren 
»elettori di mezzo anno*.^) ,, 

Welche Gründe diese Änderung herbeigeführt haben, wird 
uns von den Quellen ebenso wenig berichtet, als die Gründe 
für die wiederholten Änderungen, die wir später antreffen. 
Auch die bisherige Forschung hat sich nicht mit ihnen befasst, 
jedenfalls deshalb, weil man nahezu gänzlich auf Vermutungen 
angewiesen ist. Die wahrscheinlichste davon ist die, dass man 
bei der Einsetzung von zwei Wählern für jeden Stadtteil im 
Jahre 1 172 die verschiedene Grösse der Sestieri zu wenig be- 
rücksichtigt hatte und dass deshalb die Zugrundelegung eines 
anderen Prinzips erwünscht schien. Wir finden nämlich später 
die Sestieri, entgegen der ursprünglichen Festsetzung im Grossen 
Rate, sehr ungleich vertreten^). Dass man aber auch mit der 
Änderung von 1230 keine Vollendung in den Prinzipien der 
Ernennung des Grossen Rates erreicht hatte, beweist aie That- 
sache, dass wir noch wiederholt im Verlaufe des 13. Jahrhunderts 
andere Wählerzahlen antreffen*), die jedoch stets nach 1230 auf- 
treten, also die erwähnte Verfügung dieses Jahres nicht berühren 
in ihrer Glaubwürdigkeit. Wir finden einmal nach einem Be- 
schlüsse des Grossen Rates nur vier Wähler*); dabei werden 
andere lokale Abgrenzungen untergelegt als bisher; die Stadt 
wird hier nicht mehr in die sechs Sestieri, sondern nur in 
zwei Teile geteilt, wie es thatsächlich durch die Hauptver- 
kehrsader Venedigs, den grossen Kanal, geschieht.^) Wir werden 

i) Lebret I, 5i4, spricht von vier Wählern, was eine Verwechslung 
mit später ist. Siehe unten Anm. 5. 

2) Diese Einsetzung findet sich im Liber Fractus der Avogaria di 
Comune 1230, 6. Aug. Capta fuit pars (in maiori consilio) quod eligantur 
Septem electores ad unum annum et tres ad medium annum qui rinovent 
consilium (im Archiv). Roman in scheint diese Bezeugung übersehen zu 
haben, da er die Einsetzung von 1230 gar nicht erwähnt. 

3) So entsandten z. B. 1268 in den Grossen Rat: San Marco 135, 
San Polo 71, Canareggio 84, Sta. Croce45, Castello 83, Dorsoduro 27 Räte. 
Vergi. Roman in II, 293. 

4) Vergl. Romanin II, 341. 

5) Liber Commune I, 2i4 z. J. i254: C. f. p. quod eligantur quattuor 
electores dupli per rodupem duo de citra e duo de ultra canale . . . 
qui rinovent consilium. Ähnlich im Liber Fractus 29. September i285, 
24. September 1286. 

6) Was das Verhältnis der Sestieri zu dieser Teilung betrifft, so liegen 
citra Canale: San Marco, Castello u. Canareggio; ultra Canale: San Polo, 
Sta. Croce u. Dorsoduro. 
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diese Teilung wieder finden bei der Einsetzung der Consiglieri. 
Ein anderer Beschiuss des Grossen Rates spricht uns später 
von sechs ^), ein anderer von drei Wählern.^) Es könnte den 
Anschein haben, als handle es sich vielleicht nicht um Neu- 
einführungen, sondern um verspätete oder ersetzende Wahlen 
der regelmässigen elettori d^anno; hiergegen lässt sich aber 
anführen, dass das stets ausdrücklich betont wird, wenn ein 
solcher Wähler gemeint ist.^) 

Aus welchen Gründen aber überhaupt diese Erneuerung 
des Rates durch jährliche oder halbjährliche Wählerernennung 
an Bedeutung verlor, werden wir gleich sehen. Wir haben 
jedenfalls von 1172 — 1230 12 Wähler, die jährlich ihres Amtes 
walten und die 1230 durch zwei Wählergruppen von sieben 
und drei Wählern ersetzt werden ; die Amtsthätigkeit der sieben 
dauert ein Jahr, die der drei ein halbes Jahr. Aus nirgends 
angegebenen Gründen werden dieselben dann vielleicht nur 
zeitweise durch andere Ziffern ersetzt. Die Bedeutung dieser 
Wähler ist bei der Einsetzung des Grossen Rates als eine, 
wenn auch nicht ausschlaggebende, so doch einflussreiche ge- 
dacht; durch die Wiederwählbarkeit der Mitglieder des Rats 
wird ein Teil dieser Bedeutung annulliert und da mit der Zeit 
die Wiederwählbark eit so sehr in thatsächliche regel- 
mässige Wiederwahl Übergins, dass die Mitgliedschaft zum 
Erb- und Familienbesitz wurde, konnte schliesslich die Er- 
neuerung durch die Wähler keinerlei Bedeutung mehr haben. 

Auch über die Anzahl der Mitglieder des Grossen Rates 
selbst ist es bisher nicht gelungen völlig abschliessende Er- 
gebnisse zu erhalten. Man kann es als gewiss bezeichnen, dass 
die Zahl der Ratsmitglieder während des Bestehens der Körper- 
schaft stets eine schwankende war, mit einziger Ausnahme des 
Gründungsjahres 11 72 selbst, für das wir gegenteilige Ver- 
sicherungen haben.^) Es wird nämlich mitgeteilt, in diesem 
Jahre habe jeder der 12 Wähler des Grossen Rates die Auf- 
gabe gehabt, eine bestimmte Anzahl von Mitgliedern zu 
ernennen, was ja natürlich dann auch eine stabile Gesamtzahl 
ergeben würde. Die Betreffenden sind sich darüber einig, dass 

i) Liber Cotnune I 1269 C. f. p. quod eligantur sex electores qui 
rinovent consilium. 

2) Ebendort z. J. 1 272 C. f. p. quod eligantur tres electores qui eligant 
consilium. Der Beschiuss ist vom 4. Juli, wäiirend die drei elettori di mezzo 
anno am 29. März zu wählen waren. 

3) Vergl. den von Tentori III, 279, zitierten Ratsbeschluss von 1278: 
Consilium vocatum est pro facienda electione de uno electore anni. 

4) Dass hier für 11 72 eine Zahl (48o) fixiert worden sei, berichten 
Caroldo und Bembo (Sandi I, 2 4oi), auch Romanin II, 90. 

3* 
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jeder Sestiere 80 Mitglieder in den Rat sandte. Die Einen 
behaupten jedoch, es habe jeder Wähler für sich 40 Mitglieder 
ernannt^), während Andere meinen, es seien die 80 Mitglieder 
durch das gemeinsame Wirken der beiden Wähler des betref- 
fenden Sestiere bezeichnet worden^), was ja allerdings nicht 
von Bedeutung ist. Wenn man sich dieser Ansicht von den 
80 Räten jedes Sestiere anschliesst, so hätte der Grosse Rat 
bei seiner Einsetzung 480 Mitglieder zählen müssen. Es ist 
misslich, dass sich für diese ^ahl, wie überhaupt für die je- 
weilige Gesamtzahl der Mitglieder des Grossen Rates kaum 
direkte, d. h. urkundliche Beweise beibringen lassen. Eine 
Urkunde, in der 480 als Gesamtzahl angegeben wäre, findet 
sich nicht und aus der Zahl der Unterschriften und der Angabe 
von Stimmenverhältnissen bei den Urkunden und Beschlüssen 
jener Zeit lassen sich für die Gesamtzahl ebenso wenig Schlüsse 
ziehen, wie aus den Abstimmungen eines heutigen Parlamentes, an 
welchen sich gleichfalls nie alle Mitglieder zu beteiligen pflegen^) ; 
beim Grossen Rate ist das um so mehr der Fall, als im grössten 
Teile des 13. Jahrhunderts die Beschlüsse einfach nach abso- 
luter Mehrheit der Anwesenden ohne Rücksicht auf deren Zahl 
gefasst wurden.*) Erst später hat man sich zu der Festsetzung 
einer Minimalzahl von Anwesenden für die Beschlussfähigkeit 
der Versammlung entschlossen.^) 

Was nun diejenigen betrifft, die schon ftir das Jahr 1 172 
keine stabile Zahl annahmen, so variiren ihre Angaben die Zahl 
nur sehr wenig; wir hören von 450, 470, 480 oder 500 Mit- 
gliedern.®) Man kann demnach mit Sicherheit sagen, dass sich 

i) Lebret I, 341. 

2) Roman in n, 341. 

3) Bei den meisten dieser Urkunden ist es nicht einmal ausgemacht, 
dass alle Unterschriften von Mitgliedern des Grossen Rates stammen, es 
können z.B. auch an den betrenenden Beschlüssen beteiligte Beamte etc. 
unterschreiben. Die Beschlüsse des Grossen Rates selbst, die sich in seinen 
libri finden, sind ja, wie gesagt, iiberhaupt nicht in Urkundenform aus- 
gefertigt, also auch nicht unterschrieben. 

4) Liber Bifrons (Avogaria im Archiv) pars II (Maius Gonsilium) 8. April 
1256. G. f. p. quod in omnibus et singulis partibus quae de cetero posite 
fuerint in m. C. nuUa pars habeatur pro capta nisi capta et sententiata 
fuerit per maiorem partem illorum qui fuerint ad consilium 
congregati. 

5) Es wurden später 200 festgesetzt. Liber Presbiter (im Archiv) 131 1. 
G. f. p. quod debeant essere praesentes 200 de maiori consilio ad partes 
capiendas. Das Liber Presbiter reicht von 1308— 131 5. Siehe die Benen- 
nung aller Bücher des Grossen Rates bis 1797, Gecchetti II doge S. 112 
Anm. I. 

6) Savi na verficht diese Ansicht, die auch von Sandi I, 2 adoptiert 
wurde. 
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in diesen Zeiten die Zahl zwischen 450 und 500 hielt.*) Aller- 
dings übersteigt diese Ziffer, auch wenn man ihren niedrigsten 
Punkt annimmt, die höchste Zahl der bei Urkunden vor- 
kommenden Unterschriften nahezu um das Doppelte.^) 

Für eine verfassungsgeschichtliche Untersuchung ist aller- 
dings die genaue Bestimmung der Miteliederzahl nicntvonder 
Bedeutung, wie die Ermittlung der Grundsätze, die bei der 
Festsetzung derselben lebendig und massgebend waren. Da 
lässt sich nun für die vorliegende Frage sagen, dass man auf 
die dauernde Stabilität augenscheinlich bei der Mitgliederzahl 
eben so wenig Wert gelegt hat, als auf die Beibehaltung der 
stets gleichen Anzahl von Wählern, wie wir oben gesehen haben. 
Manche der bisherigen Historiker haben sich daran gestossen, 
für 1172 eine fixierte Mitgliederzahl anzunehmen, weil wir sehr 
bald nach diesem Jahre eine entschieden wechselnde finden.*) 
Es scheint jedoch, dass diese beiden Thatsachen sich keines- 
wegs unbedingt ausschliessen müssen, namentlich wenn man 
an die Ziele der Begründer des Grossen Rates und an die 
spätere Entwicklung m dieser Hinsicht denkt. Es ist bisher 
zu wenig hervorgehoben, ja von L e b r e t sogar direkt bestritten 
worden, dass oer Grosse Rat nur formell als eine Gründung 
der Concio, thatsächlich vielmehr als eine Gründung der po- 
litischen Vereinigung der nobiles und populäres, also einer 
bestimmten Partei, anzusehen ist.*) Diesen galt es doch vor 
allem in der neuen Körperschaft, die man mit so grossen 

Politischen Rechten ausstatten wollte, einen festen Kern von 
arteigenossen sich zu bilden. Das konnte man wohl am besten 
erreichen, indem man für die erste Wahl die Zahl der Mit- 
glieder auf eine bestimmte Zahl beschränkte; man schloss 
allerdings dadurch für den Augenblick auch einen Teil der 

i) Sandi I, 2 4oi sagt zwischen 45o und 48o. Tentori III, 275 
45o — 5oo. 

2) Die höchste Zahl fand ich im Archiv : Urkunde des Dogen Tiepolo 
über eine Schenkung von Land an die Kirche S. M. del Carmine (24. August 
1234), die 236 Unterschriften trägt. (Im Archiv Stanza 224 B. I. Vergl. 
Cecchetti, Statistica degli Arch. Ven. II, 39.) 

3) So Romanin, Lebret, Sandi u. A. begnügen sich, die ihnen 
bekannt gewordenen Ansichten neben einander zu stellen. 

4) Lebret I, 341, verficht in der ganzen Frage des Grossen Rates 
die Ansicht, dass derselbe in keiner Hinsicht als aristokratische Partei- 
institution anzusehen sei, sondern dem Nutzen des Volkes diente. Als 
Beweis dafür führt er an, die Concio habe ja der Institution ihre Zu- 
stinomung gegeben, dieselbe könne also doch nicht geeen sich selbst ent- 
schieden haben. Er nimmt also die Concio als unbeemflusste Versammlung 
von lauter Gleichberechtigten an, was entschieden falsch ist. Das Gegen- 
teil beweist schon Sandi I^ 2 4oi und Tentori III, 279 flf. 
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eigenen Partei aus, die ja weit mehr als 400 Mitglieder zählte^), 
aber dafür verhinderte man bestimmt das Einoringen unlieb- 
samer demokratischer Elemente, das durch irgendwelche Über- 
raschung bei dieser ersten Wahl hätte erfolgen können. Nach- 
dem der einmal nach Wunsch zusammengesetzte neue Rat 
seine Stellung gesichert hatte, nachdem es insbesondere ge- 
lungen war, durch Festsetzung der unbeschränkten^) Wieder- 
wählbarkeit die erdrückende ougarchische Mehrheit zu sichern, 
konnte man ohne Gefahr von der stabilen Mitgliederzahl ab- 
gehen und die jüngeren Glieder der Partei zulassen.^) Von 
1173 an, wo der Grosse Rat seine Wähler ohne jegliches 
Einmischungsrecht anderer Elemente selbst ernannte, waren 
Überraschungen bei den regelmässigen Erneuerungen ausge- 
schlossen.*) Fanden dann unregelmässige Kooptationen statt, 
wie wir sie in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts finden, so 
bestimmte ohnehin der Rat die Zahl der aufzunehmenden Mit- 
glieder selbst.^) 

Wir können also für das Jahr 1172 selbst eine fixierte 
Mitgliederzahl annehmen, und es ist wahrscheinlich, dass es 
480 waren, weil sich die Ernennung dann am besten auf die 
sechs Sestieri und die 1 2 Wähler verteilt. Schon vom folgenden 



i) Sandi I, 2 4oi ff. nimmt etwas ähnliches an, indem er in den 
48o von 1 172 die Capi di famiglia e Seniori di maggior qualita interna 
erblickt. Tentori nennt III, 281 die Mitglieder des Rates i piu raguar- 
devoli ed il fiore della nobiltä. 

2) Man hatte später bei einer Anzahl von Amtern die beschränkte 
Wiederwählbarkeit, wonach ein Beamter das Amt nur mit Zwischenräumen 
wiederholt ausfüllen durfte. 

3) Lebret widerspricht sich in der Frage der Wicderwählbarkeit, 
I, 341 nimmt er sie an; dann sucht er seine Ansicht von der demokra- 
tischen Zusammensetzung des Rates mit dem Hinweis zu begründen, man 
habe gar nicht 48o andere Adlige jedes Jahr finden können, was doch bei 
der Wiederwählbarkeit gar nicht nötig war. Sandi I, 2 4o2 und Tentori 
III, 275 bestätigen dieselbe. Lebrets Ansicht I, 342. 

4) Die Namen zahlreicher Mitglieder des ersten Grossen Rates finden 
sich im Cod. Mise. 55 1 p. 103 im Archiv; die interessantesten sind bereits 
abgedruckt bei Romanin II, 91; dass die Mitgliedschaft mit der Zeit ganz 
Familienbesitz wurde, beweisen auch Listen des gleichen Cod., so sassen 
im Rat 1261 8 Badoer, 11 Falieri, i5 Morosini, 19 Dandolo, 19 Quirini, 
20 Contarini u. s. w., im Jahre 1293 10 Foscari, ii Morosini, 16 Tiepoli, 
18 Contarini u. s. w. 

5) 0er eben zitierte Cod. gibt z. B. an, im Jahre 1296 habe man 
zuerst bei der regelmässigen Erneuerung 100 Mitglieder erwählt, also am 
29. September, dann aber seien kooptiert worden am 4. November 60, am 
22. Dezember 68, am 23. Februar (1297) 4i. Diese ungewöhnliche Zahl 
von Kooptationen erklärt sich wohl aus dem damals schwebenden Ver- 
fassungskampf, in dem man möglichst viel Gesinnungsgenossen heranziehen 
wollte, um die Serata durchzusetzen. 



- 39 - 

Jahr an haben wir dann aber wohl an einen unregelmässigen 
Zugang und Abgang^) von Mitgliedern aus den zur Partei ge- 
hörigen Familien zu denken.^) Soweit wir über die Stärke des 
Rates in einzelnen Jahren unterrichtet sind, verdanken wir die 
Mitteilungen dürftigen Aufzeichnungen in einem Codex des 
Archivs. Wir ersehen daraus, wie schwankend die Zahlen in 
der zweiten Hälfte des Jahrhunderts waren, sie differieren 
zwischen 200 und 1200.^) Allerdings ist bei der Unregel- 
mässigkeit der Ziffern fraglich, ob das wirklich Gesamtzahlen 
oder etwa Präsenzziflfern einzelner Sitzungen sind; die präzise 
Gesamtzahl zu bestimmen, war ja wohl sehr schwer; auch konnte 
sie stets nur für kurze Zeit gelten. Die Zahl der in den Sitzungen 
Anwesenden war aber gerade so schwankend wie die Zahl der 
Unterschriften unter den Urkunden, ausser wenn es sich um 
Fälle handelt, in denen die Mitglieder verpflichtet waren, zu 
erscheinen.^) Aus dem Grad der Schwankungen in der Präsenz- 
zifiFer ergibt sich auch die Erklärung für eme schon viel be- 
sprochene Mitteilung des . französischen Geschichtsschreibers 
Villehardouin. Derselbe nämlich, der als Teilnehmer des 
vierten Kreuzzuges dessen Geschichte schrieb, erzählt, der Doge 
Enrico Dandolo sei 1201 bei der Entscheidung über das Ge- 
such der französischen Kreuzfahrer um Stellung der Schiffe 
folgendermassen vorgegangen: Zuerst sei ein Rat von 40 
Männern der Vornehmen des Staates berufen worden, der sich 
den französischen Vorschlägen geneigt zeigte. Dann sei zum 



i) Diese Thatsache des Abgangs von Mitgliedern darf nicht vergessen 
werden, da durch sie erklärt wird, warum wir auch manchmal weniger als 
45o Mitglieder finden. Zu den Abgehenden sind alle zu rechnen, die aus- 
wärts Stellungen erhielten, ferner war natürlich im Kriegsfall der Ab- 
gang gross. 

2) Lebret I, 5i4 meint, der Zugang habe sich so vollzogen, dass 
die elettori d'anno 100 gewählt und die elettori di mezzo anno dann den 
Abgang ergänzt hatten. Wäre das richtig, so müsste der Rat ja alle Jahre 
grösser geworden sein, was entschieden nicht der Fall war. 

3) Cod. Mise. 552 p. u6: Erant de maiori consilio 
Anno 1259 321 — 1261 210 — 1264 317 — 1265 454 

1266 48i — 1267 ^^^ — ^26^ ^5 — ^269 5oi 
1270 48i — 1272 462 — 1275 567 u. 1276 444 
Ebendort p. 118: 1311 1017 — 1340 1212 — 1349 960 — 1350 837. Die 
vier letzten seien nur vergleichsweise hergesetzt. Sie illustrieren die Folgen 
der Serrata von 1297. 

4) Vergl. z. B. Liber Bifrons Malus Consilium pars 16 (im Archiv). 
C. f. p. quod addatur in capitulari maioris consilii et omnium qui debent 
esse de maiori consilio quod teneantur per sacramentum et in pena unius 
grossi quod quotienscumque erit maius consilium ad petitionem advoca- 
torum G>munis pro placitare aliquem d^ maiori consino venire ad ipsum 
piaius consijium. 
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gleichen Zweck eine Versammlung von loo Büi^cm berufen 
worden, dann von 200, weiter von 1000 und zur Schlussent- 
scheidung von 10,000.0 Dass wir unter der letzten Versamm- 
lung die Concio mit ihrer formellen Bestätigung wichtiger Staats- 
akte zu verstehen haben, ist selbstverständlich. Es ist ja schon 
im ersten Kapitel hervorgehoben worden, dass diese durch die 
Entwicklung des venezianischen Verfassungslebens überflüssig 
gewordene Einrichtung noch bis ins 14. Jahrhundert in ver- 
einzelten Fällen formell erwähnt wird. Unter dem von V i 1 1 e- 
hardouin angeführten Rat der 40 hat man wohl nicht die 
Quarantia zu verstehen, wie die Zahl glauben machen könnte, 
sondern eher die Pregadi, die ja damals noch nicht zur stän- 
digen Behörde umgeschaflfen waren, für die also noch nicht die 
spätere Zahl 60 angenommen zu werden braucht.^) Was nun 
aber die Versammlungen von 100, 200 und 1000 Mitgliedern 
betrifft, so ist man sich bisher über ihre Bedeutung nicht ganz 
klar geworden. Caroldo glaubt einerseits in den 40 die 
Quarantia, in den 100 die Fregadi sehen zu müssen, dann 
wurden auch die 1000 als Ausschuss der Concio betrachtet; 
am wahrscheinlichsten ist jedoch, dass wir es lediglich mit drei 
verschieden stark besuchten Versammlungen des urossen Rates 
zu thun haben.^) 

Wie wir bisher sahen, verschaffte dem Venetianer den Zu- 
tritt zum Grossen Rat eine Wahl, bei der aber in erster Linie 
sein Stand und seine Familienangehörigkeit massgebend waren. 
Dieser Grundsatz erhielt sich im grossen und ganzen lebendig 
bis in die zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts. Allerdings waren 
schon früher zwei neue Bestimmungen in Kraft getreten, die 
wenigstens teilweise ihn durchbrachen. Man verlieh nämlich 
schon um 1230 den Mitgliedern des Senats wie der Quarantia 
das Recht, ohne Wahl in ihrer Eigenschaft als Mitglieder dieser 
beiden Körperschaften den Sitzungen des Rates beizuwohnen.*) 
Die Bedeutung dieser Bestimmung für die beiden Körperschaften 
selbst wird an anderer Stelle zu besprechen sein, bie Bedeu- 
tung wird dadurch für den Grossen Rat eingeschränkt, dass 



i) Vergl. Romanin II, i5o. 

2) Sie tritt erst 1229 ein. Vergl. Kap. III. 

3) Wenn auch die Differenz in den drei Ziffern etwas gross erscheint, 
so ist anderseits zu bedenken, dass wir es wohl mit runden und schätzungs- 
weise gegebenen Ziffern bei Villehardouin zu thun haben. 

4) Erhalten ist nur das Dekret über den Senat. Liber Fractus dell' 
Avo^aria (im Archiv) u. Nov. 1230. C. f. p, quod pregati sint de maiori 
consilio. Die Zugehörigkeit zur Quarantia ist genau nicht im Zeitpunkt 
fcszustellen, fällt aber eher etwas früher. Vergl. auch Kap. m. 
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wohl die meisten, schon ehe sie der Quarantia oder dem Senat 
angehörten, Mitglieder des Grossen Rates waren, dass es sich 
also weniger um ein Hinzutreten als um ein Bleiben handelt, 
und zwar ohne besondere Wahl. 

Eine besondere Ausdehnung jedoch erfuhr das Prinzip 
auf Grund des Privilegs, das die Inhaberschaft eines Amtes 
verlieh, die Zugehörigkeit zum Grossen Rat zu gestatten, vom 
Jahre 1272 an.^) Man verlieh das Vorrecht zuerst den Baili, 
also den Vorstehern der venetianischen Einwohnerkolonien in 
Städten fremder Staaten.^) Schon wenige Jahre später erweiterte 
man die Bestimmung, indem man sie auf die Conti, Castellani, 
Praetori, Consiglieri und Consoli ^) ausdehnte, aber gleichzeitig 
den wohl auch für die Baili geltenden Grundsatz hinzufügte, 
dass die Zugehörigkeit zum Grossen Rat nur in zwei Fällen 
stattfindet, emmal wenn während ihrer Amtsdauer Angelegen- 
heiten verhandelt werden, die ihre Stellung angehen, dann aber 
dauernd, sobald sie ihr Amt niedergelegt hatten.*) In Zweifel 
konnte man allerdings darüber sein, ob während der Amts- 
dauer sie nur dann der Besprechung ihrer Angelegenheiten 
beiwohnen durften, wenn sie sich gerade in Veneaig aufhielten 
oder ob eventuell auch eine Hinreise zu diesem Zweck gestattet 
war. Das letztere ist jedoch unwahrscheinlich, schon weil es 
dazu einer besonderen Ankündigung des Verhandlungsgegen- 
standes bedurft hätte, die bei der Grösse der Entfernungen 
z. B. an die Baili von Konstantinopel wochenlang vorher hätte 
geschehen müssen. Den allgemeinen Zweck dieser Verfügungen 

i) Das erste Dekret ist von 12^2 (s. unten). 

2) Liber Fractus C. f. p. quod ii qui baili . . . erant sint de maiori 
consilio (8. August 1272). Der Bailo war in der Stellung unseren General- 
konsuln nicht unähnlich. Im Gegensatz zum Gesandten befasste er sich 
nur so lange mit politischen Angelegenheiten, als ein Gesandter nicht da 
war, sonst waren Handelsinteressen sein Hauptvertretungsfeld. Als der 
für die Republik wichtigste Bailoposten galt der von Konstantinopel, neben 
dem auch in späteren Jahrhunderten kein besonderer Gesandter bestand. 

3) Über diese einzelnen Ämter ist Folgendes zu sagen. Dieselben 
gehören sämtlich der Verwaltung des nicht zum Ducat gehörenden Ge- 
bietes an, waren jedoch mit Ausnahme der Conti meist Veneiianer. Die 
Conti waren Adlige der unterworfenen Gegenden, die man zu gewinnen 
suchte durch Verweisung von Verwaltungsstellen, die Castellani waren 
die Festungs- und Schlossbefehlshaber, die Pretori und Consoli stellen mit 
den Consiglieri das Bild der Verfassung in den unterworfenen Städten dar, 
die ein Gemisch von venetianischen und einheimischen Einrichtungen war. 
Lokal wird in erster Linie an Istrien und Dalmatien zu denken sein, ob- 
schon das Dekret keine Orte nennt. 

4) Liber Fractus 2. Nov. 1 276. C. f. p. guod comites, castellani, prae- 
tores, consiliani et consules sint de maiori consilio si res ad eorum po- 
testatem spectantes tractantur vel si hanc potestatem abdicaverunt. 
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vermag man nur zu billigen. Sie sollten einer engen Ver- 
bindung zwischen dem leitenden Rat und den Beamten gerade 
des nicht zum Dukat gehörenden Landgebietes dienen.*) Am 
auffallendsten könnte die Verleihung des Rechtes an die Comites 
erscheinen, da dieselben nicht Venetianer waren, aber spätere 
Dekrete zeigen, dass man auf diesem Wege noch weiter ging. 
So haben wir einen Beschluss von 1 277, der dem Grafen von 
Dalmatien, also dem vornehmsten und mächtigsten der Venedig 
unterworfenen Comites den Zutritt ohne Einschränkung ver- 
leiht, gewissermassen nicht einem Amt, sondern seinem ange- 
bornen Rang.*) Dass man aber so vorsichtig war, den Zutritt 
nicht zu sehr zu verallgemeinern, beweist ein anderes Dekret, 
das die Podestä der istrischen Städte von dem Vorrecht aus- 
schliesst.*) Die Beziehungen Ist^piens zu Venedig waren damals 
stets durch leichte Unruhen getrübt, man wollte also den be- 
treffenden Städten wohl eine Unterordnung unter die übrigen 
Teile der Republik damit klar machen, um sie für die Unrunen 
zu strafen. Jedenfalls muss die Zahl der Nichtvenetianer im 
Grossen Rat als eine verhältnismässig verschwindende angesehen 
werden, allerdings nicht sehr lanee über unsere Periode hinaus. 
Mit dem wachsenden Territorialbesitz auf dem Festlande ge- 
langten in der zweiten Hälfte des Mittelalters auch andere 
Prinzipien zur Geltung, und namentlich im 15. Jahrhundert 
wurde die Verleihung der Mitgliedschaft an Auswärtige eine 
häufige und beliebte Belohnung und Auszeichnung.*) 

Auch diejenigen Capitani, die im Auftrage der ventianischen 
Regierung auswärtige Kommandostellen bekleideten, wurden 
mit dem Augenblick, in dem sie nach Venedig zurückkehrten, 
dem Grossen Rate einverleibt.*) Mit dieser Verleihung an Staats- 
funktionäre, die keine ständigen Stellungen ausserhalb Ve- 
nedigs bekleiden, sondern ihren Amtssitz eigentlich in der 



1 ) Das Ducat waren nur die Inseln und das Lagunengebiet Grado — 
Capo d' Argine. Vcrgl. Kap. I. 

2) Liber Bifrons. M. C. pars. ^31 (3. Mai ii^jS) c. f. p. quod comites 
dalmatie debeant esse de cetero de maiori consilio sine aliqua electione. 

3) Liber Bifrons M. C. pars i4 (9. April 1278). C. f. p. quod illi 
homines de venetiis qui sunt et erunt de cetero potestates in ystria non 
possint esse de consilio. . . . 

4) Man suchte sogar im Kriegsfall die Treue der unterworfenen 
Städte dadurch zu festigen, dass man ihrem Rat in corpore die Mitglied- 
schaft verlieh, so 1432 Vicenza. 

5) Liber Bifrons M. C. pars 36 (20. März 1283). C. f. p. quod 
Capitaneus padi qui modo venit de capitania et alii qui erunt ibi capitanei 
per tempora reddeuntibus ipsis de ipsa capitania $mt de maiori consilio 
sine alia electione. 
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Hauptstadt selbst haben, leitet die Beschlussfassung über die 
Verleihung der Mitgliedschaft über zu det Berücksichtigung 
auch der venetianischen Behörden des inneren Dienstes, falls 
ihre Mitglieder wieder ins Privatleben zurückgetreten sind. Im 
Jahre 1283 wird den hohen richterlichen Beamten, den iudices 
de palatio, den höchsten Executivbeamten, den Avogadoren, und 
den hohen Polizeibeamten, den Signori di Notte, der Zutritt 
zum Grossen Rat ohne besondere Wahl freigestellt. ^ 1288 
verallgemeinerte man diese Verfügung noch dahin, dass, wie 
der Ausdruck des betreffenden Beschlusses lautet, die hohen 
Beamten von Rialto dem Rate angehören sollen^), worunter 
also ausser den Genannten wohl in erster Linie die Spitzen 
der Zollbehörden zu verstehen sind, die infolge der Wichtigkeit 
der Handelsinteressen für die Republik wohl berufen waren, eine 
Rolle zu spielen. Spezielle Beschlüsse verwandten Inhalts finden 
sich noch für eine besondere Gattung der Zollbeamten, die Vis- 
domini^), und für die vom Amt zurücktretenden Rettori.*) Die 
Dekrete, die wir hier aufgezählt haben, sind in ihrer Gesamt- 
heit so umfassend, dass man sagen kann, es werden 1297, als 
die Neuregelung erfolgte, alle höheren Beamten für ihren Rück- 
tritt ins rrivatleben einen Sitz im Grossen Rate eingetauscht 
haben. Einerseits muss man das dabei zu Grunde liegende 
Prinzip anerkennen, das den Männern, die oft Jahre lang in 
hohen Stellungen die praktische Ausführung der Beschlüsse des 
Grossen Rates in Händen gehabt hatten, nun auch gestattete, 
die dabei gewonnene Erfahrung bei dem Fassen neuer Beschlüsse 
zu verwerten. Allerdings sind diese umfassenden Verordnungen 
andererseits nicht ganz verständlich aus einem besonderen 
Grunde. Wir dürfen annehmen, dass nur bei den wenigsten 
der hohen Beamten es diese besonderen Beschlüsse sein konnten, 
die ihnen den Grossen Rat eröffneten. Es ist als gewiss anzu- 
nehmen, dass die Mehrzahl, wahrscheinlich sogar die grosse 

i) Liber Bifrons M. C. pars 35 (27. Februar 1281). G. f. p. quod . . . 
omnes iudices de palatio et advocatores comunis et illi de nocte complectis 
eorum offitiis sint de maiori consilio sine quod eligantur. . . . 

2) Liber Bifrons M. C. pars 38 (20. März 1288). C. f. p. quod 
omnes offitiales Rivoalti complectis eorum offitiis sint de maiori consilio 
sine cjuod eligantur sicut sunt XL et iudices palatii eodem modo et eadem 
conditione. 

3) Man unterschied mehrere Beamte, die diesen Titel führten, je 
nach dem Ressort ihrer Verwaltung, so alla Ternaria, di mar etc. Der 
Beschluss Liber Fractus M. C. pars 19 c. f. p. quod Visdomini sint de 
maiori consilio. 

4) Liber Bifrons M. G. pars 29 (31. Oktober 1276). G. f. p. quod 
omnes . . . Rectores qui vadunt pro domino duce . . . quando red- 
dierunt de regiminibus suis sint de Maiori consilio sine quod eligantur. * . . 
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Mehrzahl, schon als Mitglieder der herrschenden Klasse dem 
Grossen Rate hätte zugezogen werden können.*) Andererseits 
erfahren wir nichts davon, dass die dem Rat angehörenden 
Beamten etwaige Vorrechte vor den übrigen Mitgliedern gehabt 
hätten, die eine besondere Erwähnung ihrer Mitgliedschaft er- 
klärlich machen würden. Verständnis für diesen scheinbaren 
Widerspruch kann man wohl am ehesten erhalten, wenn man 
die zweite Eigenschaft im Charakter des Rates heranzieht, die 
parteipolitische Tendenz. Indem man einer grösseren Anzahl 
von F^arteigenossen unter der Maske, dass sie seither Beamte 
gewesen waren, den Zutritt ohne Wahl gewährte, konnte man 
bei den Wahlen die anderen Freunde in den Rat gelan^n lassen. 
Man erreichte also die gewünschte Vermehrung durch Zuziehung 
aller Gesinnungsgenossen ohne übertriebene Erhöhung der Coop- 
tationen durch Wahl; wieder ist dabei die Zeit zu bedenken; 
die Beschlüsse über die Beamten sind fast alle aus Jahren, in 
denen der Gedanke an die Serrata schon greifbare Gestalt an- 
zunehmen begann. Schon die Bestimmungen über die Beamten 
beweisen übrigens, wie wenig stabil die Älitgliederzahl gewesen 
sein kann. Jedenfalls waren in der zweiten Hälfte des Jahr- 
hunderts die Grenzen soweit gezogen worden, dass alle Mit- 
glieder der Adelspartei Gelegenheit hatten, in den Grossen Rat 
zu kommen, sei es, dass die elettori d'anno und di mezzo anno, 
die ja wieder aus dem Grossen Rat genommen wurden, sie 
ernannten, sei es dass eine höhere Beamtenstelle ihnen die 
Pforten öffnete. 

Die Einschränkungen der Wahlfähigkeit hingegen, die die 
Aristokratie in ihren eigenen Reihen vornahm, waren sehr ge- 
ring. Man begnügte sich mit Festsetzung einer Altersgrenze 
von 20 Jahren.^) Das Alter, in dem man in Venedig eine 
Stellung von der Bedeutung eines MiteUedes des Grossen Rates 
erhalten konnte, ist also eigentlich ungewöhnlich niedrig. 
Ausserdem sah man sich noch 1277 ausdrücklich veranlasst, 
zu betonen, dass den Bastarden der zutritt zum Rat verschlossen 
sein solle.^) Sieht man also von diesen beiden eigentlich selbst- 

i) über die Art der Beamtenernennun^ siehe in diesem Kapitel unten. 

2) Liber Bifrons M. C. pars 21 (7. Juli I284). C. f. p. quod addatur 
in capitulari maioris consilii quod — aliquis puer qui sit minor XX annis 
non possit nee debeat capere partem in aliquo consilio de Veneciis 
exceptis filiis domini ducis qui est et qui erunt per tempora. — Über 
diese Ausnahme für die Söhne des Dogen siehe auch Kap. VI. 

3) Liber Bifrons M. C. pars 30 C. f. p. quod aliquis bastardus 
de cetero non possit eligi de maiori consilio vel in offitio per quod sit 
de maiori consilio. Also auch ausgeschlossen von allen durch den Grossen 
Rat zu vergebenden Ämtern. 
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verständlichen Bestimmungen ab, so ergibt sich als Gesamtbild 
für die Vorschriften über die Mitgliedschaft zum Grossen Rate, 
dass der parteipolitisch wertvolle, aber von neutralem Stand- 
punkt sehr anfechtbare Grundsatz Gesetz war : Auch dem jüng- 
sten und unbedeutendsten, namentlich aber auch unerfahrensten 
Mitglied der Aristokratie war der Weg zum Eintritt geebnet, 
den man z. B. dem erprobten kleinbürgerlichen Kaufmann ver- 
schloss, mochte er mit den gerade für Venedig so wichtigen 
Handelsfragen noch so vertraut sein. 

Der so zusammengesetzte Grosse Rat tagt unter dem Vor- 
sitz des Dogen und der Signoria, als den natürlichen Häuptern 
aller venetianischen Staatsbehörden^) , er kennzeichnet sich also 
schon dadurch als Regierung, nicht als Parlament; demgemäss 
tagte der Rat auch im palatium, dem Sitze der Regierungs- 
gewalt.2) Seine Sitzungen, die nicht täglich stattfanden, sondern 
nach Massgabe des vorhandenen Arbeitsmateriales , werden 
durch Anschläge an den Treppen des Palastes bekannt gemacht 
und durch die Glocke von San Marco eingeläutet.') Sobald 
der letzte Glockenschlag verhallt ist, werden die Thüren ge- 
schlossen und nur noch aktiven Beamten, die zur Vertretung 
irgend einer Wahlangelegenheit der Sitzung beizuwohnen hatten, 
z. B. den Avogadoren, der Eintritt gewährt.*) Nachdem die 
Sitzung eröffnet ist, werden die Thüren wieder freigegeben. 
Der Doge und die Signoria haben ihre Plätze auf einer be- 
sonderen Estrade, auf der Platz zu nehmen sonst niemand 
gestattet ist.^) Der Doge, der die Verhandlungen leitet, hat im 
grossen und ganzen die Rechte unserer parlamentarischen Prä- 
sidenten. Das Recht der Wortentziehung wird ihm in einem 
Beschluss von 1250 ausdrücklich zugesichert, allerdings nur 
wenn die Signoria mit einem solchen Vorgehen einverstanden ist.*) 

i) Wie noch zu zeigen sein wird, hatte er das mit Senat, Quarantia 
und allen Beamtenkörpern gemein. Kap. IV. 

2) Seit dem Neubau in der Sala del maggior consiglio. 

3) Liber Bifrons M. C. pars i G. f. p. et ordinatum quod si in crasti- 
num ante prandium consilium maius fuerit ordinatum pulsari debeat cam- 
pana Sancti Marci circa vesperas in crastinum. Et si consilium debet fieri 
post prandium pulsatur campana ante prandium. . . . 

4) Liber Bifrons M. C. pars 6 C. f. p. et ordinatum quod postquam 
campana ultima sonare cessaverit debeat claudi ianua consilü. Et nuUus 
intret post modum nee stet in consilio nisi fuerit offitialis palatii quando 
erit consilium de electionibus. 

5) Liber Bifrons M. C. pars 27 G. f. p. quod aliquis de consilio non 
possit sedere in*bancho in quo sedent dominus dux et consiliarii ab uno 
angulo usque ad alium. . . . 

6) Liber Bifrons Doge pars 12 G. f. p. in M. G. et ordinatum quod 
si aliquis surrexerit in maiori consilio ad loquendym et ceperit loqui auqua 
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Ungehorsam gegen diese Wortentziehung wird mit einer Busse 
von 10 Soiidi bestraft. Wenn der Doge jedoch einem Mit- 
gliede wiederholt erfolglos Schweigen geboten hat, verschärft 
sich die Strafe um 20 oder 40 Soiidi. Ebenso ist der Doge 
zur Verhängung einer Strafe berechtigt, wenn ein Mitglied das 
andere im Ratssaale beleidigt, und zwar sind für diesen Fall 
1 00 Soiidi vorgesehen. Der Doge zieht diese Strafen mit eigener 
Machtvollkommenheit durch die seiner Person unterstellten 
Polizeibeamten ein.^) In der Besprechung der dem Grossen 
Rate vorzulegenden Angelegenheiten waltete eine ähnliche Ge- 
schäftsordnung, wie in den Parlamenten unserer Tage. Der 
Doge und die Signoria bringen die bereits von ihnen sowie im 
Senate durchberatenen ^) Angelegenheiten vor und begründen 
den Standpunkt, den sie in der betreffenden Sache einnehmen. 
In der hierüber eröffneten Diskussion kann jedes Mitglied des 
Grossen Rates mit gleicher Berechtigung das Wort ergreifen, 
insbesondere finden wir nicht, dass Mitglieder des Senats oder 
der Quarantia ein aus diesen Stellungen entspringendes Vorrecht 
gehabt hätten. Waren die besprochenen Angelegenheiten derart, 
dass sie sich durch eine einfache Beschlussfassung erledigten, 
so wurde dieser Beschluss nach absoluter Mehrheit gefasst und 
zwar, wie erwähnt, in unserer Periode nach absoluter Mehrheit 
der Anwesenden, ohne Rücksicht auf ihre Zahl und deren 
Verhältnis zur Gesamtzahl der Mitglieder.^) Man kam später 
mit Recht von dieser Bestimmung ab, die zu viel Gelegenheit 
zu Überrumpelungen und Zufallsmehrheiten bot.*) Ein Beschluss 

verba que displiceant domino duci et consiliaribus, dominus dux consultato 
consilio suo ei praeciperet quod sedeat et non loquatur. 

1 ) Liber Bifrons Doge pars 13 C. f. p. quod si dominus dux consulte 
per maiorem partem sui consilii ei praceperit quod sedeat et non loquatur 
et non sederit et tacuerit incurrat m penam soldorum X denariorum Ve- 
neciarum grossorum. Et si secundo praeceperit eidem et non sederit et 
tacuerit cadat in penam aliorum XX soldorum. Et si tercio praeceperit 
et non sederit et tacuerit incurrat in penam aliorum soldorum XL grosso- 
rum et inde in antea cadat in penam quam sibi imponere voluerit dominus 
dux cum maiore parte sui consilii. Item si aliquis surrexerit de loco suo 
et currerit et impetum fecerit contra aliquem ad offendendum vel iniu- 
randum perdat libros centum pro pena. — Et istos penas auferat dominus 
dux cum suo consilio infra octavum diem et domini anciani pacis suum 
ofütium debeant exercere. Haec autem ordinata sunt et statuta cum tali 
intellectu quod dominus dux nihilo minus habeat plenissimam potestatem 

Euniendi et comdempnandi omnes ad suum arbitrium et voluntatem sicut 
actenus potestatem habebat et faciebat. 

2) Vergl. Kap. III. 

3) Liber Bifrons M. C. pars 2. Text vergl. Anm. 4*S. 36. 

4) Es liegt nahe daran zu denken, dass 1286 der erste Antrag, der 
die Serrata vorbereiten sollte, bei nur 1 34 Anwesenden durch eine Zufalls - 
mehrheit ßel. Vergl. Kap. VII. 
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war späterhin nur giltig, wenn mindestens 200 Anwesende ge*- 
zählt wurden. Bei der Abstimmung, die eine geheime war, 
bediente man sich des schon bei der Dogenwahl erwähnten 
Pozzolo, der dreiteiligen Urne, in die jedes Ratsmitglied eine 
Kugel warf, die je nach der Farbe bedeutete, dass der Be- 
treffende den Beschluss fasse, ablehne oder seine Stellung zweifel- 
haft lassen wolle.^) Letztere Kugel pflegte man abzugeben 
namentlich dann, wenn man aus irgendwelchen Gründen eine 
Vertagung herbeizuführen wünschte. War ein Antrag durch 
Beschluss des Grossen Rates zum Gesetz erhoben, so hatte 
der Doge und die Signoria die Verpflichtung, ihn öffentlich als 
solches zu proklamieren*); handelte es sich um Beschlüsse un- 
bedeutenderer Art, so musste er sie dem betreffenden Beamten 
sofort mitteilen, in dessen Ressort die Ausführung fiel. Diese eben 
dargelegte Art der Beschlussfassung war aber nicht die einzige, 
die angewendet werden konnte. Je nach der Wichtigkeit der 
Sache wusste man bei der Entscheidung dieselbe durch Bestim- 
mungen über die Majorität zu erschweren. So findet sich in 
den Capitularen der meisten Beamten die Vorschrift, dass eine 
Änderung dieser unter Zustimmung sämtlicher Behörden er- 
lassenen Capitulare nur zulässig sem soll, wenn ihre Zustim- 
mung gegeben haben von den neun Mitgliedern der Signoria 
fünf, von der Quarantia 30 und von den in der betreffenden 
Sitzung anwesenden Mitgliedern des Grossen Rates drei Viertel.*) 
Auch sonst findet sich bei anderen wichtigen Beschlüssen 
wenigstens später das Erfordernis der Dreiviertelmajorität. Wäh- 
rend all dieser Abstimmungen mussten, wie bei Eröffnung der 
Sitzung, die Thüren geschlossen werden und öffneten sich nur 
auf Wunsch des Dogen und der Mehrheit der Signoria.'*^) Falls 
es dem Grossen Rate erwünscht schien, sich über eine Sache 
direkt zu informieren, so konnte er die Beamten, die dazu 

i) Tentori IV, 5 legt diesen Beschluss schon ins Jahr 1276. In den 
Buchern des Grossen Rates findet er sich erst 1309. Auch macht die eben 
zitierte Abstimmung von 1286 Tentoris Anschauung unmöglich. 

2) Vergl. Kap. I. 

3) LiberFractus M.G. pars 20 C. f. p. cjuod dominus dux et consiliarii 
publicare debeant partes quae capiuntur in maiori consilio. 

4) So im Gapitolare dei Procuratori di San Marco S. 42. Haec statuta 
non possunt essere commendata nisi consentiunt de consilio minori 5 de 
quaranta 30 et de maiori consilio tres partes. Dasselbe im Gapitolare dei 
officiali al Gattaver S. 6r, Gap. dei Anziani alla pace S. 16, Gap. dei Signori 
di Notte S. 24, Gap. dei Visdomini alla Ternaria S. 29. Alles im Frariarchiv. 

5) Libcr Bitrons M. G. pars 37 G. f. p. quod in omni maiori consilio 
quod fiet de cetero debeat ianua claudi ante quam fiat electio et dicatur 
proposta et non possit apriri nisi per voluntatem domini ducis et maioris 
partis consiliariorum. 
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nötig waren vorladen.^) Die Avogadoren hatten sogar als 
höcnste Executivbeamte das Recht, stets den Sitzungen des 
Grossen Rates beizuwohnen.^) Auch fremde Gesandte konnten 
jederzeit von dem Rate direkt angehört werden.*) Von allen 
Entscheidungen musste nicht nur das Volk und die betreffenden 
Beamten, sondern noch speziell die Quarantia als Körperschaft 
unterrichtet werden, obwohl ja ihre Mitglieder dem Grossen 
Rate selbst angehörten.*) Stellte anderseits die Quarantia einen 
Antrag beim Grossen Rat, so musste sie ihn durch eines ihrer 
drei Häupter persönlich vertreten lassen.*) Bei den Vei^hand- 
lungen des Rates galt das Prinzip, dass allgemeine Angelegen- 
heiten vor denen von einzelnen Personen zu verhandeln seien.*) 
Unter den Angelegenheiten solch einzelner wird und mit 
Recht, der Fall an die Spitze gestellt, dass gegen ein Mitglied 
des Rates eine Anklage erhoben wird. Eine solche vorzubringen, 
war im gegebenen Falle Sache der Avogadoren.') Dieseloen 
müssen den Dogen und die Signoria schon vor dem Sitzungs- 
tag, an dem sie die Anklage vorzubringen gedenken, davon 
unterrichten. Der Doge muss es bekannt geben und dann 
waren alle Ratsmitgieder verpflichtet in der betreffenden Sitzung 
zu erscheinen, sofern sie innerhalb des Ducats weilten.®) Das 
beklagte Mitglied ist gleichfalls zu Beginn der Sitzung anwesend. 
Erst wenn die Klage vorgebracht ist, verlässt der Betreffende 
mit seinen gesamten dem Rate angehörenden Familienmit- 
gliedern, die ja oft eine stattliche Zahl repräsentierten, den Saal. 



i) Liber Fractus M. C. pars 8 C. f. p. quod maius consiiium possit 
apellare et audire quoscumque voluerit omtiales (2. September 1288). 

2) Liber Bifrons M. C. pars 39 C. f. p. ^uod advocatores comunis 
sempre esse debeant praesentes in maiori consilio. 

3) Liber Bifrons M. C. pars 32 C f. p. — c}uod quando erunt ambass 
atores alicuius terrae in Venetiis possint audiri et respondi ad ea que 
dicentur et dicta erunt. 

4) Liber Bifrons quarantia pars 6 C. f. p. quod omnes partes quae 
sunt de maiore consilio debeant esse publicata illis de XL per duos notarios. 

5) Liber Bifrons c^uarantia pars 3 C. f. p. quod omnes partes de XL 
quae vadunt in maiori consilio quando vadunt partes circum debeat ire 
circum cum sua parte unus de capitibus. 

6) Liber Bifrons M. C. pars 28 C. f. p. quod addatur in capitulari 
consiliariorum . . . quod quando erit maius consiiium et erit propositum 
de ponere in ipso consilio factum vel facta comunis et specialium per- 
sonarum quod non possint nee debeant factum alicuius specialis persone 
ponere nisi primo facta comunis fuerint totaliter difünita vel iudiaata per 
ipsum maius consiiium. 

j) Liber Bifrons M. C. pars 26 C. f. p. quod (juando aliquis de maiori 
consilio placitabitur per advocatores comunis. . . . 

8) Liber Bifrons M. C. pars 16. Text siehe Anm. 4 S. 39. 
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Dann tritt der Rat nach der üblichen Schliessung der Thürert 
in die Verhandlung der Klage ein, deren Erledigung nach den 
oben geschilderten Formen der Beschlussfassung vor sich geht. 

Zu erwähnen wäre noch, dass sich die nicht verbürgte 
Nachricht findet^), als seien die Verhandlungen des Grossen 
Rates anfangs durchweg öffentlich gewesen, d. h. als habe dem 
Volk bis zum Jahre 1 205 das Recht zugestanden, auf Tribünen 
der Sitzung beizuwohnen.'^) Ein tumultuarisches Eingreifen in 
den Verlauf einer Sitzung soll dann die Beseitigung der Ein- 
richtung veranlasst haben. Jedenfalls lässt sich ein Beweis nicht 
dafür erbringen, dass von 11 72 bis 1205 ein solches Recht be- 
stand; für später ist es ganz ausgeschlossen. Das Kapitular 
des Grossen Rates, das alle diese Bestimmungen über die Ge- 
schäftsordnung und Verwandtes enthielt, sollte in der Sitzung 
alle zwei Monate vorgelesen werden^), wohl ebenso, damit es 
nicht in Vergessenheit gerate, als aus Rücksicht auf das stete 
Zuströmen neuer Mitglieder. 

Wenden wir uns nun zu der Würdigung der Bedeutung 
und Thätigkeit des Grossen Rates, so muss zunächst ein Um- 
stand betont werden, der von den bisherigen Historikern nicht 
in vollem Masse in den Vordergrund gestellt worden ist. Selbst 
Simonsfeld, einer der gründlichsten Kenner der venetiani- 
schen Geschichte, sagt in der Einleitung zu seinem Buche über 
Andrea Dandolo*), der venetianische Staat sei dem Ziele, das 
er mit der Schliessung des Grossen Rates 1297 erreichte, be- 
wusst oder unbewusst zugesteuert.^) Gerade bei der 
Betrachtung des Grossen Rates erscheint es angebracht, darauf 
hinzuweisen, dass der ganze Weg, den die venetianische Ver- 
fassungsgeschichte im 13. Jahrhundert zurücklegte, von der 
Partei, die eben jenem Ziele der Oligarchie zustrebte, mit voll- 
stem Bewusstsein beschritten wurde und dass diese Partei das 



i) Predelli in der Einleitung zu den Regesten des Liber Plegiorum 
S. i5. 

2) Die an und für sich nicht sehr wahrscheinliche Nachricht wird 
durch die Erwähnung der Sitzung von i2o5 nicht glaubwürdiger. Es soll 
die fragliche Sitzung sein, in der Pietro Ziani die Verlegung der Haupt- 
stadt nach Konstantinopel beantragt haben soll, die dann mit i Stimme 
Mehrheit abgelehnt wurde. Die ganze Sache ist zweifelhaft. Vergl. Leb- 
ret I, 485. 

3) Liber Bifrons M. C. pars 12 C. f. p. quod anno sexies legatur capi- 
tulare illorum de maiori consilio. ... 

4) Andrea Dandolo und seine Geschichtswerke. München 1876. 

5) Seite i . Bei der Entwickelung eines Staates wird er eben vorzugs- 
weise durch die Partei repräsentiert, von der die Entwickelung getraeen 
wird. Ihre Politik drückt ihm den Stempel auf, ihre Führer steuern inn. 

Historische Abhandlungen, TX. Heft 1895. 4 



^ 50 -- 

eigentlich treibende Element im venetianischen Staatsleben dieser 
Zeit war. Aus diesem Grunde muss die Thätigkeit des Grossen 
Rates noch mehr wie die der anderen hohen Staatsgewalten von 
dem doppelten Gesichtspunkte aus betrachtet werden, was sie 
dem Staate als Ganzes nützte und wie weit sie die partei- 
politischen Ziele der oligarchischen Mehrheit verkörperte. 

Um über die Gesamtbedeutung des Rates einen klaren 
Überblick zu gewinnen, muss man zunächst die Stellung defi- 
nieren, die er in der Reihe der massgebenden Staatsgewalten 
der Republik einnahm.^) Der Doge und die Signoria sind, 
wie wir sahen, die steten Präsidenten des Rates; man kann 
wenigstens der Signoria diesen Titel gleich dem Dogen bei- 
legen, da sie verrassungsgeschichtlich zusammengehören und 
der Doge als Person kaum eine Rolle zu spielen berufen ist, 
wie wir später sehen werden.^) Im grossen und ganzen hat 
die Stellung der Signoria zum Rat etwas von der emer Regie- 
rung zum Parlament, so wenig auch ein solcher Vergleich das 
Wesen des Rates kennzeichnet ; aber er besagt, dass Doge und 
Signoria vor den Rat mit fertigen Entwürfen treten und dass 
die Stimme des Rates die entscheidende ist. In der That ist 
auch bereits von einem früheren Verfassungshistoriker') die 
Verteilung der Gewalten in unserer Periode in die Worte 
gekleidet worden, der Doge und die Signoria haben das Vor- 
schlagsrecht, Senat und Quarantia das Beratungsrecht, der 
Grosse Rat das Entscheidungsrecht.*) Aus der daraus hervor- 
gehenden Möglichkeit, für den Grossen Rat Vorschläge, die 
die anderen Staatsgewalten gemacht und gutgeheissen haben, 
abzulehnen, ergibt sich seine nicht nur gleichoerechtigte, son- 
dern vielfach vorwaltende Stellung. Es hatte auch m einem 
solchen Falle der Doge und die Signoria nur die Möglichkeit 
privater Einwirkung auf die Mitglieder des Rates, die ja zum 
grössten Teile der gleichen Partei und der gleichen sozialen 
Klasse angehörten. Diese Einwirkung ist wohl auch in frag- 
lichen Fällen stets angewandt worden, wenigstens hören wir in 
unserer Periode nichts von ernsten Konflikten zwischen dem 



i) Die Disposition dieser Arbeit würde die Wiederholung dieser Dar- 
legungen auch m den folgenden Kapiteln fordern. Es wird später bezug- 
nehmend auf diese Stelle zurückgegriffen werden. 

2) Vergl. Kap. VI. 

3) Romanin II, 137; die Stelle zitiert aus Muazzo Discorso etc. 
Marcusbibl. Cod. 102 cl. it. 7. 

4) II doge ed i sui consi^lieri erano i primi proponenti, i Pregadi e la 
cosi detta Quarantia i consigheri consultativi , il maggior consiglio il de- 
cisivo. Romanin hat als letztes Wort deliberativo, doch steht in der 
Handschrift decisivo. 
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Dogen und der Signoria einerseits, dem Rat andererseits ^) ; 
sogar die später näher zu besprechenden Verhandlungen über 
die Schliessung des Grossen Rates vollzogen sich trotz der 
Gegnerschaft einer starken Minorität in ungewöhnlich fried- 
lichen Formen. Wir dürfen also, was die Stellung des Rates 
zur Signoria betrifft, mit Sicherheit annehmen, dass derselben 
Mittel zu Gebote standen, stets eine Einigung zu erzielen. Was 
andererseits die Stellung der Signoria zu den aristokratisierenden 
Tendenzen betrifft, so zeigt uns die Geschichte unserer Periode, 
dass die hochstehenden Consiglieri eher ein Sporn als ein Hemm- 
nis für dieselben gewesen sind. Im Jahre 1 2^0 war es zum grossen 
Teil ihr Werk, dass dem Dogen das Recnt genommen wurde, 
die Pregadi nach eigenem Gutdünken zu ernennen.*) Im Jahre 
1268 wird das aristokratische Dogenwahlgesetz unter ihrer aus- 
drücklichen Mitwirkung und Zustimmung erlassen.^) Auch bei 
der Schliessung des Rates treten sie für die oliearchischen 
Ziele in die Schranken.*) Man kann also an diesen orei grossen 
verfassungsgeschichtlichen Ereignissen abmessen , in welcher 
Richtung sich im Kleinen ihre Thätigkeit bewegt haben wird. 
Zu dieser Signoria gehörten ja nun neben oen sechs Räten 
des Dogen die drei Häupter der Quarantia, ein Umstand, durch 
den auch die Stellung der Quarantia selbst zum Grossen Rat 
gegeben war, da dieser, wie erwähnt, den Willen der Qua- 
rantia nur durch den Mund ihrer drei Häupter erfuhr.*) Aller- 
dings ist wohl nicht nur aus der Doppelstellung der drei Capi 
dei Quaranta zu erklären, dass die Quarantia aem Rat gegen- 
über stets eine wenig selbständige und namentlich eine viel 
unselbständigere Stellung einnahm, als der Senat im grössten 
Teile unserer Zeitperiode. Die Quarantia hatte neben den 
politischen Befugnissen das weite Feld ihrer richterlichen und 
hat hier eine ziemlich selbständige Position gehabt, der gegen- 
über es nichts ausmachte, wenn man dem Senat überliess, dem 
Gewicht des Rates so gut es ging die Wage zu halten. Die 
Mitglieder dieser vierten massgebenden Staatsgewalt in Venedig 
haben es verstanden, sich eine ziemlich unabhängige Stellung 

i) Es ist hierbei bedauerlich, dass die sogenannten Protokollbücher 
des Grossen Rates eben keine Protokolle, sondern nur die Beschlüsse 
enthalten. Der Verlauf der Verhandlungen, der das hellste Licht ver- 
breiten würde, ist unbekannt. 

2) Vergl. Kap. III. 

3) Vergl. Kap. I. 

4) Ohne diese nachhaltige Unterstützung seitens der Consiglieri hätte 
ja Pietro Gradenigo nie so viel energischer auiftreten können als dem Dogen 
sonst nach seiner Stellung gestattet war. 

5) Siehe oben Seite 48 Anm. 5. 
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gegenüber dem Rate zu wahren, die sogar stellenweise in der 
zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts zu der Ansicht verleiten 
könnte, als habe sie auf Kosten des Grossen Rates an Cinfluss 
gewonnen, was nicht der Fall war. Mochte der Senat aber 
auch vermöge seines Vorberatungsrechtes einen entschei- 
denden Einfluss auf den Gang der Dinge im Grossen Rat 
nehmen wollen, so hemmten ihn stets zwei Umstände, die 
Thatsache, dass er seine Mitglieder durch indirekte Ernennung 
des Grossen Rates erhielt^), und dann seine Stellung zu der 
Oligarchie; der Senat als streng aristokratische Körperschaft 
vermochte sich der Zentralisation aller oligarchisch Gesinnten 
nicht zu entziehen und diese vollzog sich qoen im Grossen Rat. 

Die Stellung des Grossen Rates zum Volke besonders zu 
besprechen, erscheint wohl nach den wiederholten Hinweisen 
auf dessen Bedeutungslosigkeit nicht von Nöten.^) Eigentlich 
schon mit dem Augenblick seines Entstehens hat der Grosse 
Rat es nicht mehr der Mühe wert gefunden, die Fiktion von 
seiner Zugehörigkeit zur Concio aufrecht zu erhalten und die 
Erinnerung an sein Entstehen aus derselben zu pflegen. Er 
hat sich sehr bald als den Herrn desselben Volkes betrachtet, 
das ihn formell als Versammlung Gleichberechtigter eingesetzt 
haben sollte. Aus den eben dargelegten Verhältnissen ergibt 
sich, dass wir den Grossen Rat im 13. Jahrhundert als den 
Mittelpunkt des venetianischen Staatslebens zu betrachten haben. 
Er ist ein Faktor, auf den Doge, Signoria und Quarantia keinen 
entscheidenden, der Senat kernen dauernden Einfluss nehmen 
kann. Diese zentralisierte und ausschlaggebende Bedeutung 
kennzeichnet sich in dem ganzen Feld seiner Thätigkeit, durch 
nichts aber mehr, als durch sein Recht der Besetzung aller 
Ämter. 

Bis zum Jahre 1172 hatte die Besetzung der Amter allein 
in der Hand des Dogen gelegen^), der unterstützt wurde von 
den Pregadi und seinen Räten*) und dann die getroffene Wahl 
der Concio zur formellen Begutachtung vorlegte. Freilich darf 
man kaum daran zweifeln, dass es die Ädelspartei schon damals 
verstanden haben wird, ihre Vorschläge durchzubringen^), aber 

i) Für diese ganze Darlegung muss bezüglich des Näheren auf Kap. III 
verwiesen werden. 

2) Vergl. die mehrfachen Stellen Kap. I. 

3) Sandi II, 698 f. 

4) Wenn man nicht für die Existenz der zwei Consiglieri vor 1 1 72 ist, 
wird man den iudices solche Rechte geben müssen. 

5) Was wir an Bezeichnungen von Beamten vor 1172 in Urkunden 
haben, zeigt durchweg adlige Namen. Vergl. die Urkunden, >namentlich bei 
Flam. Cornelius Ecclesiae Venetae und in den Zitaten von Hain S. 88— 1 12. 
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es ist bezeichnend, dass sie gleich nach ihrer Organisation zum 
Grossen Rat die Ernennung der Beamten ganz in ihre Hand 
brachte, namentlich die Ernennung der zahlreichen Beamten- 
klassen, die erst seit 1 172 neu geschaffen wurden.^) Man Hess 
allerdings darin insoferne eine Zwischenstufe bestehen, dass 
man dem Dogen und der Signoria wenigstens vorläufig das 
Vorschlagsrecht beim Grossen Rate liess.^) Die Art der Ent- 
scheidung zeigt aber, wie abhängig Dose und Signoria dabei 
vom Grossen Rat waren. Jeder von der Signoria vorgeschlagene 
Amtsbewerber wurde ballotiert und der Erste galt als ernannt, 
der die absolute Stimmenmehrheit auf sich vereinigte.*) Ent- 
weder also mussten Doge und Signoria Leute vorschlagen, 
deren Wahl durch den Grossen Rat sicher war, oder sie setzten 
sich dem aus, dass alle ihre Vorschläge abgelehnt wurden und 
das Amt unbesetzt blieb. Im Jahre 1269 aber änderte man 
in doppeltem Sinne die Ernennung zu den Ämtern. Man schmä- 
lerte einerseits das Vorschlagsrecht des Dogen und der Signoria^), 
erhöhte aber andererseits ihre Machtbefugnisse einzelnen Beamten 
namentlich von der Polizei gegenüber, die jetzt dem Dogen und 
der Signoria enger untergeordnet waren.^) 13 Jahre hmdurch 

i) Es kann im Rahmen dieser Arbeit nicht auf die Darlegung des 
komplizierten Beamtenapparates eingegangen werden, den Venedig na- 
mentlich in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts besass; doch wäre 
eine venetianische Verwaltungsgeschichte sehr erwünscht. Bisher das meiste 
vergl. bei Romanin II, 356 ff. 

2) Liber Comune I. ConsUium nominavit rectores tres ut consuluit 
a suis originibus duce et consilio minore proponentibus (1249). — Lib. 
Comune I C. f. p. quod consilium nominaret visdominos ternariae duce 
proponente et consilio minore consentiente (i25o). — Liber Comune I 
C. t. p. quod nominarentur tres qui dicantur a duce et consiliariis pro- 
ponentibus (1252). — Hoc modo ballotentur omnes qui electores vel 
castellani nominari vellent duce et consilio minore proponentibus (i258). 

3) Liber Comune I C. f. p. quod in electionibus offitialium primus 
electus sit, qui habuerit maiorem partem de vocibus eorum qui sunt 
congregati ad consilium. 

4) Liber Zanetta (Libri del Magg. Cons.) C. f. p. quod dux non ha- 
bere debeat ius proponendi quando consilium nominare velit offitiales 
(1285. 6. April). 

5) Wir finden in den Capitularen der Beamten wiederholt Ausdrücke, 
die darauf hinweisen; so insbesondere in den Capitularen dei Signori di 
Notte und dei Anziani alla pace vom gleichen Datum, wie der eben 
zitierte Beschluss des Grossen Rates. Cap. dei Sign, di Notte: C. f. p. in 
maiori consilio quod illi de nocte sint de domino duce et consiliariis et 
ire debeant ad palatium si dominus dux appelaverit. Im andern Cap. 
ähnlich. Andererseits findet sich im Cap. dei Offitiali al Cattaver eine 
engere Abhängigkeit unter den Rat ausgedrückt. C. f. p. quod offitiales 
ad Catt. et alu offitiales qui sunt de maiori consilio. ... Da das de 
maiori consilio bei diesen aktiven Beamten nicht „Mitglieder des Grossen 
Rates ** heissen kann, muss es Abhängigkeit ausdrücken. 
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ernannte der Grosse Rat die Beamten aus eigener Machtvoll- 
kommenheit im Plenum. Jedes Ratsmitglied hatte Vorschlags- 
recht und über jeden Vorschlag wurde nach absoluter Mehrheit 
abgestimmt.^) Im Jahre 1273 jedoch kam man von diesem 
Verfahren wieder ab. Ein Beschluss verfügt, dass gleich wie 
bei der Dogenwahl die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder 
ausgezählt und sodann 40 ballotiert werden sollen, aus denen 
dann neun definitive Ernenner zu allen Amtern hervorgehen, 
und zwar ist ein Amtsbewerber ernannt, wenn er von den 
neun Stimmen sechs erhalten hatte. ^) Von einem Besttltigungs- 
recht des Dogen und der Signoria finden wir in dieser &\t 
nichts. Nach dem Jahre 127^ scheinen dann noch mehrfach 
Änderungen eingetreten zu sem. So hören wir, dass im Jahre 
1 277 das Plenum des Grossen Rates sich wieder aktiver an der 
Wahl beteiligt. Die Kommission der neun nimmt die Wahl 
nur soweit vor, dass sie sich schliesslich auf zwei Kandidaten 
einigt, über die dann im Plenum abgestimmt wird.^) Im Jahre 
1289 und 90 kehrte man wieder zu dem früheren System^ zurück, 
die ganze Wahl einer Kommission zu übertragen.*) Über die 
Gründe für diese Änderungen erfahren wir aus den Beschlüssen 
des Rates leider nichts. Doch braucht man dieselben sich nicht 
als sehr schwerwiegende vorzustellen, wenn man daran denkt, 
wie leicht in einer vielhundertköpfigen Versammlung Beschlüsse 
umgestossen und durch andere ersetzt werden können, die für 
den Augenblick zweckmässieer erscheinen. Welch mächtigen 
Einfluss der Grosse, Rat dadurch hatte, dass von 1172 die Be- 
setzung sämtlicher Ämter in seiner Hand lag und blieb, braucht 
man nicht besonders hervorzuheben. 

Aber nicht nur, dass der Grosse Rat in allen Zweigen der 
Verwaltung zu Statsbeamten die Leute seines Willens und seiner 



i) Liber Comune I C. f. p. quod offitialis sit qui habet maiorem 
partem vocum maioriis consilii. 

2) Liber Fractus C. f. p. quod si consilium velit nominare offitiales 
numerus praesentium debet esse dictus et postea 4o ballotentur ex quibus 
eligi debeant 9 qui nominarent offitiales. Et offitialis est nominatus si 
habuerit de 3 vocibus 6 ad minus. — In anderen Worten bringt diese 
Wahlvorschrift Liber Pilosus. Es ist der einzige Fall, dass die Beschlüsse 
an beiden Stellen anders formuliert sind. Den anderen Wortlaut siehe 
bei Roman in II, 35o Anm. 2. 

3) Lib. Fractus C. f. p. quod 9 eligant duos ex quibus consilium 
eligat offitialem (1277. 4. Aug.). 

4) Liber Fractus C. f. p. quod nominarentur offitiales per novehi de 
maiori consilio qui ballotantur (1289. 2. Novbr.). Sandi I. I, 2 659 behauptet, 
man habe die Wahl in diesem Jahre den jährlichen elettori d'anno ge- 
geben. Ich habe kein diesbezügliches Dekret gefunden, dagegen das eben 
zitierte, das dem geradezu widerspricht. 
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Gunst machen konnte, war das Feld seiner Thätigkeit und 
Kompetenz ein so vielgestaltiges, dass er den meisten Beamten 
die Direktiven ihres Handelns angab und dann ihre Schritte in 
dieser Beziehung kontrolieren konnte. Es ist schon berührt 
worden, dass der Rat das Recht hatte, in Verbindung mit den 
anderen Staatsgewalten die Capitulare der Beamten zu ändern.^) 
Diese Capitulare waren die Instruktionen, welche die Thätigkeit 
der Beamten im ganzen wie im besonderen regelten. Es liegt 
also auf der Hand, bis zu welchem Grade der Grosse Rat über 
den Beamtenstand verfügen konnte, wenn er das Recht besass, 
die Capitulare nach seinem Gutdünken umzugestalten, woran 
ihn zu hindern die anderen Regierungsgewalten kaum je ein 
Interesse hatten. Daneben aber ist die Beobachtung richtig, 
dass der Rat sein Verfügungsrecht den Beamten gegenüber auch 
über die Capitulare hinaus erstreckt. Wir finden in den Be- 
schlüssen des Grossen Rates solche, die Änderungen für das 
Verhalten von Beamten bedeuten, ohne dass die sonst übliche 
Form »addatur in Capitularibus* sich fände.*) Selbst in ganz 
untergeordneten Fragen ergchen Beschlüsse des Grossen Rates.^) 
Jedenfalls hatte er die Möglichkeit sich bewahrt, auch über 
die Capitulare hinaus Einfluss auf die Beamten zu nehmen. 

Aus dieser Stellung des Grossen Rates, welche den Beamten 
sämtlicher Ressorts gegenüber in gleicher Weise entscheidend 
und ausschlaggebend war, lassen sich auch die Grenzen seiner 
Gesamtthätigkeit und Kompetenz von selbst ermessen. Fasst 
man die* zahlreichen uns erhaltenen Beschlüsse des Rates aus 
dem 13. Jahrhundert zusammen, so ergibt sich für seine Thätig- 
keit ein Bild, das dieselbe als eine das ganze Staatsleben um- 
spannende zeigt. Wir können sie in drei Hauptteile zergliedern. 

Erstens hat der Grosse Rat die gesamte Gesetzgebung über 
innere Verwaltungs- und Regierungsangelegenheiten. Er besetzt 
die Amter^) ; er schafft neue Behörden, denen er auf das pein- 
lichste die Grenzen ihres Wirkungskreises vorzeichnet*); er 



i) Siehe oben S. 47 Anm. 4. 

2) Z. B. 1 262 Liber Luna C. f. p. quod offitiales debeant venire eodem 
die quo consilium vult audire aliquod personaliter si apellantur. Bisher 
waren die Beamten nur verpflichtet, laut Capit. dei anziani, innerhalb dreier 
Sitzungen zu kommen. 

3) 1281 verbietet der Grosse Rat den Visdomini (Zollbeamten), sich 
Laufburschen zu halten oder einen Schreiber mehr zu engagieren als 
vorgeschrieben war. Gap. dei Visdomini alla Ternaria. 

4) Siehe oben S. 52 f. 

5) Die Gapituläre der im 13. Jahrhundert entstandenen Behörden 
enthalten in ihrer pars I folgenden Eingang; G. f. p. in maiori consilio 
quod crearentur ofntiales qui etc., dann tolgen die übrigen partes alle im 



- 5^ - 

regelt den Verkehr sowohl in der Stadt als im Ducat^) ; er sorgt 
für die Sicherheit der Staatsbüreer durch Handhabung der 
obersten Polizeieewalt *) ; er hat das Recht, Gnaden und Ver- 
günstigungen jeder Art zu erteilen*) ; für die Stadt Venedig als 
solche stellt er ausserdem die Communalverwaltung dar, die also 
eigentlich staatlich war. Auf allen Gebieten des vielgestaltigen 
inneren Lebens eines Staates finden wir ihn thätig. 

Zweitens steht dem Grossen Rate die Oberleitung und 
Gesetzgebung in den gesamten für Venedig so wichtigen Handels- 
und Zollangelegenheiten zu. Er bestimmt die Höhe der Zölle 
und entwirft die Zolltarife*); er regelt die Beziehungen der 

Namen des Gr. Rates. Capit. dei Signori di Notte dei Anziani alla Pace, 
dei Gapi di Contrada, dei Visdom ini alla Ternäria, dei tre alla tavola, dei 
Visdomini di mare etc. 

i) Ich verzichte im Folgenden darauf, den Wortlaut der Beschlüsse 
anzugeben, da dieselben meist Details enthalten, die für das Entscheidende 
nicht von Wert sind, und ziehe es vor, ebe grössere Zahl von Beschlüssen 
im Auszug zu zitieren. Nur sei hier noch der interessante Beschluss wieder- 
gegeben, der das Reiten in den Strassen verbietet, also beweist, dass der 
Gebrauch von Pferden in Venedig früher üblich war. Liber Zanetta 
29. Januar 1287. Quoniam de via de subtus arcus Marzariae de Sancto 
Marco que vadit versus S. Bartolomeum vadit et venit magna multitudo 
tarn nobilium et aliorum et non est conveniens quod scutiferi et alii 
equitantes inepte faciant rusticitatum C. f. p. quod de cetero nullus audeat 
equitare per ipsam viam a dicta arcu per subtus Marzariam versus S. Bar- 
tolomeum yel a S. Bartolomeo versus dictum arcum aliquo modo vel 
ingenio nisi esset forensis qui tunc veniret in terram sub pena libr. 25. 
— An sonstigen Verkehrsdekreten aus unserer Zeit haben wir eine Vor- 
schrift, dass alle Gondeln Lichter tragen sollen, wenn es dunkelt (Lib. 
Pilosus 1294), dass während der Ratssitzungen niemand in den Hof des 
Dogenpalastes darf (Lib. Pilosus 1286), dass die für Venedig geltenden 
Pohzeivorschriften für alle Orte des Ducats gelten u. a. m. 

2) Es ist jedermann verboten, ohne Erlaubnis Waffen zu tragen (Lib. 
Zanetta 1286), Fremde sollen stets überwacht werden, wenn sie sich dem 
Dogenpalaste nähern (Lib. Pilosus 1291), die Polizeibeamten sollen all- 
wöchentlich schriftliche Berichte einreichen, insbesondere die Gapi di 
Gontrada (unseren Revierleitern vergleichbar) Lib. Pil. 1296. Wenn der 
Rat nach Polizeibeamten schickt, müssen sie sofort zur Verfügung stehen 
(Lib. Zanetta 1289). 

3) Fremden kann nur durch den Rat Bürgerrecht verliehen werden 
(Lib. Luna 1283); einem Manne wird eine Geldsumme für eine Lebens- 
rettung gezahlt (Lib. Luna 1 284) ; den Gapi di Gontrada von Gastello 
werden 100 Solidi überwiesen für Unterdrückung einer Strassenunruhe 
(Lib. Pilosus 1298); der ehemalige Bailo von Konstantinopel Falieri darf 
sich eine Staatsbarke bauen lassen mit den Abzeichen semes seitherigen 
Amtes (Lib. Zanetta 1286). 

4) 1288 ergeht ein Einfuhrverbot für Salz (Lib. Luna 1288); auch 
Stahl und Eisen soll nicht eingeführt werden (Lib. Luna 1288). Einen 
sehr interessanten Zolltarif aus dem Jahre i265 hat Rom an in II 372.3 
abgedruckt aus dem Liber Gomune I. Die Zolle sind nach Solidi berechnet 
und nach unserem Gelde sehr hoch. 
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venetianischen Kaufleute zum Auslände^) ; er erhält wöchentlich 
von den Hafen- und Zollbeamten schriftlichen Bericht über alle 
angekommenen und abgegangenen Schiffe und führt im An- 
schluss daran eine strenge Kontrolle über die im Hafen liegen- 
den Schiffe und deren Bemannung.^) 

Da das Handelswesen die Haupteinnahmequelle des Staates 
war, so liegt dem Rat natürlich auch die Regelung der Staats- 
finanzen ob. Er bestimmt die Höhe der Gehälter für die 
Beamten ; er erlässt zahlreiche Bestimmungen über Verwendung 
von Staatsgut, insbesondere dem offiziellen Verwalter, dem 
Dogen, gegenüber.^) Es beschäftigen sich so zahlreiche Be- 
schlüsse mit Vorschriften über Sparsamkeit in der Finanzver- 
waltung und über Verhütung von Verschleuderung des Staats- 
gutes, dass sich dies unschwer als eine Hauptsorge des Rates 
erkennen lasst. 

Drittens hat der Grosse Rat die Entscheidung über Krieg 
und Frieden und die Handhabung der auswärtigen Politik. 
Unsere Periode gehört nicht zu den kriegerischsten der Re- 
publik. Obwohl wir eine ganze Reihe von Kämpfen mit Istrien 
und Dalmatien, besonders mit Zara, haben, obgleich auch 
damals die Kriege mit Genua begannen, so waren die Zeiten 
ruhiger als die späteren, weil sich die Terraferma-Politik 
noch in bescheidenen Grenzen hielt. Während des srössten 
Kampfes in unserer Zeit, des vierten Kreuzzuges, sehen wir 
den Grossen Rat eine bedeutende Rolle spielen.*) Die Beschlüsse 
über militärische Angelegenheiten sind in der entschiedenen 
Minderzahl. In unserer Zeit pflegte der Doge noch als dux 
exercitus mit ins Feld zu rücken und das ist einer der Fälle, 
in denen der Grosse Rat von seinem Uebertragungsrecht Gebrauch 
machte, von dem zuletzt noch gesprochen werden muss. Der 



i) Kein Venetianer soll Waaren auf ausländischen Schiffen haben 
(Cap. dei consoli dei Mercanti p. i4). Jeder Kaufmann soll sich beim 
Bailo der ausländischen Stadt an- und abmelden (Gomissioni ai Rettori 
p. 5). Der Venetianer darf nicht auf ausländischen Schiffen Waaren ver- 
schicken, auch wenn er selbst nicht mitfährt (Commissioni ai Rettori p. 21). 

2) Cap. dei Visdomini alla Ternaria p. 42. 

3) Ueoer die Finanzverhältnisse des Dogen Kap. V. Hier sei nur 
einiges hervorgehoben. Nur innerhalb des Ducats darf der Doge auf 
Staatskosten reisen, sonst bedarf er eines besonderen Beschlusses des 
Grossen Rates (Liber Fractus p. 82). Der Doge darf keine lebenden Tiere 
zu Staatsgeschenken benützen (id. p. 38). Das Staatsgut muss von den 
Beamten gebucht werden und kein Solidus von den Unterbeamten ohne 
Genehmigung der Oberen ausgegeben werden (cap. dei Procuratori di San 
Marco p. 22). Die Beamten sollen sich Laufburschen etc. selber bezahlen 
(Cancellaria Inferior p. 8) u. a. m. 

4) Siehe oben S. 39 f. 
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Rat konnte in dringlichen Lagen oder in Fällen, in denen es 
sich um Entschlüsse in grosser Ferne handelte, oder auch be- 
stimmte Ressorts allein betroffen wurden, sein Entscheidungs- 
recht einer der anderen Staatsgewalten übertragen, auch, was 
charakteristisch ist, dem Dogen allein.^) Damit ist wohl der 
eben erwähnte Fall des Krieges gemeint. Doch sind dann 
Friedensschlüsse von der Zustimmung des Rates abhängig. Das 
einzige Gebiet, auf dem er nicht die oberste Instanz darstellt, 
ist die Jurisdiktion. Hier tritt die Quarantia an seine Stelle. 
Es ist nach einer Skizzierung der umfassenden Thätigkeit 
des Grossen Rates kaum nötig, mit besonderen Worten auf 
seine Bedeutung hinzuweisen, die eben in dieser Thätigkeit be- 

f rundet liegt, soweit der Rat neutrale Regierungsgewalt ist. 
Is ist mehrfach in bisherigen Arbeiten Verwunderung darüber 
ausgesprochen worden, dass sich der Grosse Rat, Signoria, 
Senat und Quarantia neben einander zu vertragen vermochten,^) 
obwohl ihre Kompetenzen durchaus nicht so scharf abgegrenzt 
waren, wie wir sehen werden, dass sich Zwistigkeiten ausge- 
schlossen hätten. Solche Bedenken wären begründet, wenn wir 
es dabei mit Behörden zu thun hätten, die in sozialer und po- 
litischer Hinsicht verschieden zusammengesetzt waren. So waren 
es aber in erster Linie Körperschaften, bei denen etwaige sachliche 
Zwistigkeiten sich mildern und glätten Hessen, durch die Ge- 
meinsamkeit der politischen Grundanschauungen. Gerade beim 
Grossen Rate ist nicht zu vergessen, dass schon seine Einsetzung 
eine Einschränkung der Volksrechte bedeutete und dass er den 
steten Wunsch hatte, auf diesem Wege weiter zu gehen. Des- 
halb hat er sich diese zentralisierte und zentralisierende Stellung 
geschaffen, die recht eigentlich das Kennzeichen des 13. Jahr- 
hunderts für Venedig ist. Im 12. Jahrhundert bestand ein 
solcher Rat noch nicht, im 14. aber wurde seine Bedeutung 
geschwächt durch den mächtig aufstrebenden Einfiuss des neuge- 
gründeten Rates der Zehn. 

i) Vergl. Romanin II, 137. 
2) Namentlich Sandi. 



Kapitel III. 
Der Senat. 

(Senato o Consiglio dei Pregadi.) 

Bei der Darlegung der Stellung, die der grosse Rat den 
übrigen Regierungsgewalten gegenüber einnahm, ist betont 
worden, dass neben dieser 2!entralbehörde der Senat es im 
13. Jahrhundert verstanden hat, sich eine Achtung gebietende, 
sehr einflussreiche Stellung zu schaffen und zu bewahren.^) 
Es verdient dies um so mehr hervorgehoben zu wefden, als 
der Senat um fast 50 Jahre später seine organische Verfassung 
erhielt, als der grosse Rat, als die Quarahtia und auch als 
der kleine Rat, die Signoria.^) Er musste also mit der Festi- 
gung seiner Stellung erst beginnen, als die übrigen in der 
ihrieen schon gesichert waren. Namentlich in Anbetracht dieser 
Vernältnisse hat der Senat im 13. Jahrhundert einen glänzenden 
Aufschwung genommen, der denn auch manchen Versuch zu 
seiner Zurückdrängung von Seiten der anderen Gewalten herbei- 
führte. Als ihm aber beim glücklichen Ausgang dieses Kom- 
petenzstreites gelang durchzusetzen, dass einem nicht unwesent- 
lichen Teile seiner Dekrete die gleiche Geltungskraft verliehen 
wurde,^) wie denen des grossen Rates über analoge Angelegen- 
heiten, war der Senat auf dem Wege, ein gefährlicher Rivale 
des Rates zu werden. Die Bedeutung jedoch, die dem letzteren 
neuerlich durch die Serrata verliehen wurde, verhinderte das 
zunächst und im 14. Jahrhundert vernichtete die Gründung des 
Rates der Zehn vollends diese Aussicht, so dass erst in späteren 
Zeiten, etwa vom Ende des 15. Jahrhunderts an, der Senat 
wirklich an die Spitze des Staatslebens tritt. 

Der Doge hatte, wie schon berührt, von jeher das Recht, 
eine Anzahl von Männern ganz nach seinem eigenen Gutdünken 
an seine Seite zu berufen, um ihnen an den Regierungsakten 

1) Vergl. Kap. II. 

2) Die Reihenfolge ist: Grosser Rat 1172, 6 Gonsiglieri 1178, Qua- 
rantia 1179, Signoria (9 Gonsiglieri) Anfang des 13. Jahrhunderts, Senat 1229. 

3) Das Dekret stammt von 1293. Siehe unten. 
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eine Teilnahme zn gestatten, deren Umfang und Zeitdauer 
wiederum nur durch seinen Willen bestimmt wurde. ^) Es war 
also eine Versammlung, die recht eigentlich von dem Dogen 
als Person abhängig war, ein Fall, der sich ja in Venedig 
sehr selten findet. Es ist sehr berechtigt, danach zu fragen, 
was denn eigentlich der Zweck eines solchen Rechtes für den 
Fürsten war. Er berief natürlich nur Männer, die von vorne- 
herein seinen Anschauungen nahestanden, etwaige gegensätzliche 
Strömungen in den Ansichten seiner Unterthanen konnte er 
also in den Beratungen mit seinen Vertrauensmännern nicht 
kennen lernen, auch lag eine solche Absicht durchaus nicht im 
Kreise der Gedanken, die das venetianische Staatsleben des 
13. Jahrhunderts beherrschen. Der Umstand nun, dass die 
Individualität des Dogen allein die Direktive für die Berufung und 
Auswahl der Pregadi — zuerst auch Rogati — angab, veränderte je- 
weilig den Nutzen dieser Vereinigung. Ein schwacher Doge konnte 
durch allzu häufige Berufung der Pregadi in nicht gerade segens- 
vollem Masse unter ihren Emfluss geraten, ein kraftvoller Fürst 
aber bedurfte, soweit er überhaupt Entscheidungen zu treffen 
hatte, nicht der Bekräftigung seiner Anschauungen durch die Pre- 
gadi.^) Würde man also die Stellung der Pregadi vor 1229 so 
auffassen, wie es mehrfach geschehen ist, dass dieselben als 
Staatsrat der Regierungspolitik den Weg gewiesen hätten, so 
hiesse das einerseits ihre Bedeutung auf alle Fälle überschätzen, 
andererseits eine zu grosse Schwankung in derselben für mög- 
lich halten.^) Es ist wohl auch die Bedeutung der Pregadi 
nicht so umfassend gewesen, wie man nach dem späteren Ein- 
fiuss des Senats schiiessen könnte und eben auch geschlossen 
hat. Vielmehr muss der Zusammenhang der Pregadi mit 
der Concio zum Verständnis herangezogen werden. Es ist 
schon betont worden, dass die NoDiles als Wortführer der 
Concio eine Partei bildeten, die nach vielen Hunderten zählte. 
Ihre Verbindung mit dem Dogen und ihre Beeinflussung seiner 



i) Vergl. Hain io5 f. Romanin II, 91 f. Tentori IV, 7 ff. 
Sandi I, 2, 584. Lebret I, 489. 

2) Man könnte nach dem Muster der Erscheinungen im Verfassungs- 
leben anderer Staaten glauben, dass es den Entschlüssen des Dogen einen 
Rückhalt gegenüber der Gesamtheit gab, wenn die Pregadi ihm zugestimmt 
hatten. — Dem gegenüber muss man sich aber immer vergegenwärtigen, 
wie bedeutungslos der Wille der Gesamtheit war. 

3) Es ist meiner Anschauung nach nicht richtig, wie dies Leb r et 
thut, und wozu auch R o m a n i n neigt, die Thatigkeit der Pregadi lediglich 
nach der späteren des Senats bemessen zu wollen. Der Einfluss des 
letzteren war unverhältnismässig grösser; den der ersteren kann man 
überhaupt schwer fixieren. 
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Regierunssakte ist also nur durch die Zwischenstellung eines 
engeren Kreises denkbar. Man muss nun bedenken, dass ihnen 
kein Recht irgendwelcher Art zustand, dem Dogen einen solchen 
Kreis aufzudrängen, andererseits aber der Doge kein Interesse 
hatte, die Fühlung mit der Partei zu verlieren, die in letzter 
Linie doch in der Concio, und damit vor 1172 überhaupt, den 
Ausschlag gab.^) So kann man es als einen sehr wohl gang- 
baren Mittelweg betrachten, dass dem Dogen das Recht zustand, 
diese Bindeglieder zwischen ihm und der Concio nach eigenem 
Gutdünken auszuwählen; naturgemäss war die Wahl aus den 
Reihen der Nobiles ja ohnehin. Wie sich also aus der Ge- 
samtheit der Adelspartei die spätere Zentralbehörde, der Grosse 
Rat entwickelte, so entstand aus dem Ausschuss dieser Partei 
der Senat. 

Aus dem Charakter der Pregadi als einer formlosen nicht 
organisierten Vereinigung ergibt sich, dass ihnen ein bestimmtes 
Programm für ihre Thatigkeit nicht gegeben und ihnen be- 
stimmte Kompetenzen nicht erteilt werden konnten. Sie leisteten 
nur einen allgemeinen Eid, der sie verpflichtete, dem Dogen 
und der Republik getreulich zu dienen und ihr Bestes zu 
fördern.'^) Das einzige sichtbare Zeichen ihres Wirkens dürfen 
wir wohl in den Unterschriften der Urkunden erblicken. Aller- 
dings lässt sich nicht feststellen, wer von den Unterzeichnern 
jeweilig zu den Pregadi gehörte, da sie keinen Titel führen 
und zusetzen, wie z. B. die iudices und später die Consiglieri. 
Man muss nur aus der häufigen Eingangsformel „cum nostris 
sapientibus* auf ihre Mitwirkung an dem betreffenden Staats- 
akte schliessen. Dass nämlich das in den letzten Jahrzehnten 
vor Beginn unserer Periode auftretende CoUegium Sapientium 
nichts anderes gewesen sein kann, als die Pregadi hat schon 
Hain nachgewiesen.^) 

Die Verhältnisse, die während dieser Vorgeschichte des Senats 
Geltung hatten, sind auch in den ersten Jahrzehnten unsere^ 
Periode in allerdings etwas veränderter Form bestehen geblieben. 
Einerseits ist nicht unwahrscheinlich, dass die Pregadi sich als 
Kollegium etwas fester aneinander schlössen, wie schon Hain 
gemeint hat,**) andererseits waren die verfassungsgeschicht- 

i) Auch Hain 106 fasst die Pregadi als einen dem Dogen vom Adel 
aufgedrungenen Rat auf, den er, durch die Verhältnisse veranlasst, accep- 
tieren musste. 

2) Vergl. Hain 106. 

3) Für alles, was die Pregadi vor 1172 betrijflft, muss auf Hain 1. c. 
verwiesen werden. 

4) Hain 106; obwohl ich nicht so weit gehen möchte, sie schon im 
12. Jahrhundert als „geschlossene Körperschaft" zu betrachten, wie Hain 
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liehen Verhältnisse nicht derart geworden, dass sie einer Ver- 
mehrung der Bedeutung der Pregadi günstis gewesen wären. 
Den oben dargelegten Zweck vermochte die Versammlung nicht 
mehr zu erfüllen und man bedurfte ihrer nicht mehr, seit in 
dem grossen Rat, dem kleinen Rat und der Quarantia Regierungs- 
gewalten von ganz anderer Bedeutung entstanden waren, schon 
deshalb viel gewichtiger, weil sie auf einigermassen geregelte 
Kompetenzen und Thätigkeitsfelder hinweisen konnten, nament- 
lich aoer, was den Grossen Rat betrifft, weil sein offizieller Einfluss 
auf die Beamten jeden anderen Einfluss im Staate ohne weiteres 
zu paralysieren geeignet war. *) Eines Ausschusses bedurfte 
der Rat nicht mehr, seit er ohne Rücksicht auf das Volk Alles 
in seinen Sitzungen entschied. An und für sich wäre daher 
die Aufrechterb altung der Institution der Pregadi nicht von 
Nöten gewesen, aber einerseits wollte man wohl die Adels- 
häupter nicht der Möglichkeit berauben, als Pregadi einen be- 
sonderen Vertrauensposten einzunehmen, andererseits zeigt jene 
ganze Periode das Bedürfnis des venetianischen Staates nach 
neuen Behörden, um den vielseitigen Anforderungen zu genügen, 
die das rasche Aufblühen der Republik an ihre Regierung 
stellte.^) So kann es sehr natürlich scheinen, dass man den 
vorhandenen Ansatz einer organisierten Behörde, die Pregadi, 
zur Umgestaltung benutzte, als man unter Jacopo Tiepolo eine 
neue politisch -richterliche Institution schaffen wollte. Dieser 
Entwicklungsgang erklärt auch, dass der Senat nicht nur in 
seiner Thätigkeit das beratende Amt der Pregadi fortzusetzen 
hatte, sondern dass bedeutsame Entscheidungen in seine Hand 
gegeben waren. 

Wie alle neuen Behörden und Körperschaften, die im Ver- 
laufe des 13. Jahrhunderts entstanden, wurde auch der Senat 
vom Grossen Rate eingesetzt. Diese Verfügung wird uns all- 
seitig für das Jahr 1229 berichtet.^) Das Gesetz kennzeichnet 

es thut. Dazu wäre doch eine wenigstens einigermassen fixierbare Zahl 
notwendig, aber nicht so grosse Schwankungen. 

i) So erklärt sich wohl am besten, dass wir schon 1172 — 1229 so 
gut wie nichts von den Pregadi hören. In dieser Zeit vermindert sich auch 
die Zahl der Dogenurkunden über öffentliche Angelegenheiten, weil die 
Beschlüsse des Grossen Rates an ihre Stelle traten. 

2) Die meisten der niederen venetianischen Behörden entstammen 
der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts. 

3) Das eigentliche Decret ist nicht erhalten. In einem Beschluss des 
Rates vom 2; März 1230 (Frari- Archiv Lib. Gomune I, p. 42) wird schon 
senatus genannt. Die Einsetzung, wie Romanin es thut, in das Jahr 
1230 zu verlegen, dürfte also nicht richtig sein. Ebenso irrt wohl L e b r e t, 
der sie schon 122 1 setzt, wofür kein Beweis vorliegt. Die betr, Stellen 
bei Romanin II, 353, Lebret I, 490. 
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sich äusserlich als eine Beschränkung der Gewalt des Dogen, 
dem das Recht zur Berufung der Pregadi genommen wurde, 
ebenso wie er das zur Ernennung der Beamten überhaupt 
schon 1172 verloren hatte. Der Grosse Rat, dessen zentraler 
Charakter hier sehr deutlich hervortritt, ernannte vier seiner 
Mitglieder zu Wählern, die die Aufgabe erhielten, eine Ver- 
sammlung von 60 Bürgern zusammenzusetzen, ^) die den Namen 
Senat, oder als Anklang an die frühere Institution den Namen 
Consilium de Pregadi (Consiglio dei Pregadi) erhielt.*) Die 
60 Senatoren waren, wie die Mitglieder des Grossen Rates, 
ein Jahr im Amt und die Wiederwahl war, gleichfalls wie beim 
Grossen Rat, ohne Zwischenraum zulässig. Die vom Rat zu be- 
stimmenden vier Wähler wechselten gleichfalls jährlich.') Wer 
die Gewählten seien, das heisst aus welchen Kreisen man berech- 
tigt war sie zu nehmen, wird nicht berichtet. In sozialer Hin- 
sicht ist die Anwort auf eine solche Frage selbstverständlich. 
Die Männer, denen die vom Grossen Rat ernannten aristokra- 
tischen Wähler ihr Vertrauen schenkten, gehörten natürlich 
der Adelspartei an. Die einmal ausgesprochene Ansicht, als 
seien nur Mitglieder des Grossen Rates selbst im Besitze des 
passives Wahlrechtes für den Senat gewesen, scheint nicht zu- 
treffend. *) Denn was sollte dann das oben erwähnte Dekret 
bedeuten,^) das den Senatoren den Zutritt zum Grossen Rat 
verleiht, wenn sie ohnehin ihm angehörten? 

Der Senat erhielt, wie die übrigen Körperschaften, auch 
ein Capitular, aus dem man die Nachrichten über die Formen 
seines Wirkens entnehqien kann.^) Er tagte unter dem Vor- 
sitze des Dogen und der Signoria') in einem besonders dafür 
bestimmten Saale des Dogenpalastes. Die Consiglieri haben 

i) Die drei eingehendsten Berichte über diese Einsetzung Caroldo, 
Savina und Muazzo stimmen überein. S a n d i I2, 584 nennt aucn B e m b o 
als Quelle. Ausserdem sind die Bestimmungen durch den späteren Ge- 
brauch bezeugt, in dem eine Aenderung nicht eintrat bis 1360. 

2) Diese Form findet sich namentlich in den Capitularen der Behör- 
den. Vergl. Cap. dei Anziani alla pace p. 3, 21; Cap. dei Visdomini alla 
Ternaria p. i6 u. a. Der alte Name Rogati verschwindet später ganz. 

3) In einem Beschluss des Lib. Comune II, p. 49 von 1261 heisst es: 
consentientibus renalis qui ad unum annum eliguntur per maioris consUii 
electores. 

4) Muazzo Discorso etc. p. 211. 

5) Vergl. Kap. II. S. 4o. 

6) Capitolare dei Pregadi im Frari- Archiv. Es zerfällt in drei Libri, 
diese in Capita, diese in partes. Dasselbe im Archiv Stanza 206. i Busta ; 
bei Cechetti S. 64. Die Bestimmungen des Cap. sind meist sehr weit- 
schweifig, so dass ihre Wiedergabe unnötig ist bis auf den Kern der Sache. 

7) Cap^ dei Prag. Lib. II C. 3 p. 21. — Dux et consiliarii praesentes 
sint in consilio rogatorum. 
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jedoch anscheinend hier nicht so vorwaltende Präsidialrechte 
gehabte, wie bei den Verhandlungen des grossen Rates. Wir 
nnden vielmehr, dass man sie eigentlich als Mitglieder des 
Senats selbst betrachtet und behandelt, wenigstens leisten sie 
im Senat einen Amtseid*), obwohl sie einen solchen schon als 
Consifilieri geleistet haben.^) Die Bestimmungen über Wort- 
entziehung, Strafen u. s. w., die beim Grossen Rat üblich 
waren, fehlen im Capitular der Pregadi fast vollständig. 

Die Senatoren waren zur Theilnahme an allen Sitzungen 
verpflichtet, eine Bestimmung, für deren Erfüllung man mit 
grösster Energie sorgte. Nur im Krankheitsfalle durfte der 
Senator die Sitzung versäumen und war die Controle darüber 
den drei Häuptern der Quarantia zugewiesen.') Blieb ein Se- 
nator in zwei aufeinanderfolgenden Sitzungen fern, so waren 
die drei C a p i t a degli 40 verpflichtet, sich persönlich von dem 
Grund dieser Versäumnis zu überzeugen. Wenn sie das unter- 
liessen, so verfielen sie in eine Strafe von 50 librae, die gleiche, 
mit der der Senator für sein Fehlen gebüsst wurde, wenn es 
nicht genügend motiviert war.*) Eine grosse Strenge und 
Verschärfung sonst üblicher Formen findet sich beim Senate 
in allen Punkten, wo es sich um eine von ihm zu treffende 
Entscheidung handelt, insbesondere bei den Abstimmungen. 
Wurden im §enat Angelegenheiten von Privatpersonen verhandelt, 
so mussten zwei Abstimmungen darüber vorgenommen werden ; 
handelte es sich aber um Staatsangelegenneiten, so war ein 
Beschluss nur gültig, wenn viermal darüber abgestimmt worden 
war.^) Wir haben aber diese Vorschrift nicht so zu verstehen, 
dass die Giltigkeit eines Beschlusses von dem übereinstim- 
menden Resultat der zwei bezw. vier Abstimmungen abhing. 
Die Bestimmungen bezweckten vielmehr, dass jede Angelegen- 
heit eine gründliche und nicht überstürzte Durchberatung und 

i) Cap. dei Preg. Lib. IC. i p. 4 . . . consiliarii iurare debent in 
consilio Rogatonim ut velint iustitia et fide tractare. — Cap. dei Preg. 
Lib. I C. 2 p. I . . . consiliarii - postquam promiserint sint de consilio 
Rogatorum. . . . 

2) Vergl. Kap. V. 

3) Cap. dei Preg. Lib. I C. II p. 7. Die Bestimmung wurde im i5. 
Jahrhundert durchgestrichen, nachaem ein Beschluss von i426 sie an- 
nulliert hatte. 

4) Cap. dei Preg. Lib. I. G. 2 p. 8. 

5) Cap. dei Preg. Lib. I C. 7 p. &. Quandocunque fuerit consilium 
de facto communi, partes quae ponuntur ibi de communi, sicut aliae 
specialium personarum ponuntur duabus vicibus, ita partes communes 
debeant ire circum quattuor vicibus ad minus. . . . Der Zusatz ad minus 
tritt wohl nur für besondere Fälle, Beschlussunfähigkeit oder Stimmen- 
gleichheit bei der 4. Abstimmung in Kraft. 
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Entscheidung erfahre, ähnlich wie auch bei den üblichen drei 
Lesungen unserer Parlamente. Entscheidend für die Sache 
war der Ausfall der letzten Abstimmung. Hatte ein Antrag 
noch nicht die vorgeschriebene Zahl von Abstimmungen durch- 
gemacht, so konnte die Angelegenheit nicht als entschieden 
betrachtet werden, auch wenn das Resultat der noch ausstehen- 
den Abstimmungen gesichert war, das heisst, wenn zum Bei- 
spiel die ersten Abstimmungen über die Sache Einhelligkeit 
ergeben hatten.^) Auch war es ungeachtet der Zeit nicht ge- 
stattet, die Sitzung in einem solchen Falle aufzuheben und zu 
verschieben, wodurch verhindert werden sollte, dass zwischen 
den vorgenommenen Abstimmungen und den noch ausstehen- 
den jemand Einfluss auf die Entscheidung der Senatoren 
nehme.^) Ebenso streng waren die Vorschriften bezüglich der 
Entfernung aus dem Saale, wenn es sich um Angelegenheiten 
von Verwandten handelte, wie wir sie schon beim Grossen 
Rat aneetroffen haben.^) Während man es jedoch hier dabei 
bewenaen Hess, dass sich die Blutsverwandten desjenigen ent- 
fernten, dessen Sache beraten wurde, schrieb man die Ent- 
fernung im Senate nicht nur für alle Familienangehörigen im 
weitesten Sinne, nämlich auch für Stiefväter und Stiefsöhne, 
sondern sogar für Pflegeväter und Pflegesöhne vor.*) Man ging 
schliesslich noch weiter in diesem Punkte. Es konnte vor- 
kommen, dass im Verlaufe der Senatsverhandlungen mehrere 
analoge Fälle von Angehörigen verschiedener Familien dem 
Senate zur Entscheidung vorgelegt wurden.^) Die strengen 
Vorschriften bestimmten sodann, dass bei Verhandlungen eines 
solchen Falles nicht nur die betreffende Familie sich entfernte, 
sondern sogar die Angehörigen aller der Familien, die dem 
Senate analoge, noch nicht zur Verhandlung gelangte Fälle vor- 
gelegt hatten.®) Wir sehen also hier das luristUche Prinzip, 
dass niemand Richter in eigener Sache sein soll, bis in die 
äussersten Consequenzen befolgt. 

Im Grossen Rate würde die Durchführung einer solchen 
Bestimmung in den meisten Fällen Beschlussunfänigkeit bewirkt 
haben, da es ja, wie oben erwähnt, vorkommen konnte, dass 
fünf Familien über nahezu loo Stimmen verfügten.') Im Senate 

i) Cap. dei Preg. Lib. I Gap. 7 p. 10. 

2) Cap. dei Preg. Lib. I Cap. 7 p. 11. 

3) Vergl. Kap. II Cap. dei Preg. Lib. I C. 6 p. 2. 

4) Cap. dei Preg. Lib. I C. 6 p. 3. 

5) Namentlich bei Handelsangelegenheiten, wenn es sich um Ver- 
günstigungen etc. handelte. 

6) Cap. dei Preg. Lib. I C. 6 p. 8. 

7) Vergl. Kap. II Anm. 4 S. 38. 
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hingegen verhinderten zwei Bestimmungen eine nachteilige Folge 
dieser Art. Einmal nämlich wurde bestimmt, dass in dem 
Falle, in dem Familien genötigt waren, den Saal zu verlassen 
vor einer Abstimmung, kein anderer Senator sich entfernen 
oder der Stimmabgabe enthalten durfte.*) Andererseits setzte 
man fest, dass dem Senate nicht mehr als drei Mitglieder der 
gleichen Familie angehören dürften.*) 

Die Abstimmungen wurden, wie im grossen Rat, ver- 
mittelst der dreiteiligen Urne vorgenommen. Während des 
Aktes mussten, wie im Grossen Rate, die Thüren gesperrt 
werden und zu spät kommende Senatoren konnten an der 
Abstimmung nicht mehr teilnehmen.^) Man sieht bei all' 
diesen Bestimmungen des Capitulars den Einfluss des Grossen 
Rates. Eine von da abweichende Verordnung finden wir 
jedoch bezüglich des Rechtes, zu einer Sache das Wort 
zu ergreifen. Im Senate stand dieses Recht nicht jedem in 

Gleicher Weise zu, was die Reihenfolge der Reden betrifft, 
lan hatte hier eine Verfügung getroffen, die ein Gegengewicht 
gegen die Ausschliessung von der Abstimmung bilden solke. 
Wenn nämlich die Diskussion über eine Angelegenheit eröffnet 
wurde, so durften zunächst diejenigen sprechen, die die Sache 
um eines Thatbestandes oder einer Person willen näher an- 
ging, die sich dann also während der Abstimmung entfernen 
mussten. Solange sich die Senatoren, die sich in solcher Lage 
befanden, nicht geäussert hatten, konnte keinem Anderen das 
Wort erteilt werden.*) 

Was die Bestimmungen über das Recht der Zugehörigkeit 
zum Senate betrifft, so wären noch einige Vorschrinen zu er- 
wähnen. Der Fall, der im vorigen Kapitel zu besprechen war, 
wonach die Zugehörigkeit zum Grossen Rat Beamten nach 
Ablauf ihres Amtsjahres gewährt wurde, findet sich für den 
Senat nur in Bezug auf die Glieder der Signoria selbst, denen 
dieses Recht verliehen wurde.''') Aktive Beamte konnten auch 
nur in einzelnen Fällen zu den Sitzungen zugelassen werden. 
Wenn nämlich der Senat die nichtpolitische Richtung seiner 
Thätigkeit, die richterliche, ausübte, wovon unten noch zu 
sprechen sein wird, so hatten die Avogadoren das Recht, 

i) Lib. Bifrons Senatus pars I. 

2) Liber Bifrons Senatus pars IL Diese beiden Bestimmungen sind 
die einzigen des Liber Bifrons, die sich auf den Senat beziehen, offenbar, 
weil man meist die diesbezüglichen Beschlüsse des Grossen Rates direkt 
in das Cap. dei Preg. einzutragen pflegte. 

3) Cap. dei Preg. Lib. III G. 9 p. 12. 

4) Gap. dei Preg. Lib. III G. q p. 5. 
5} Cap. dei Preg. Lib. II C. ö p. i3. 
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diesen Sitzungen nicht nur beizuwohnen, sondern zu sprechen 
und Anträge zu stellen, wie Senatoren selbst.") Ebenso finden 
wir im Capitular der Officiali ai tre Cattaveri eine Bestim- 
mung, die ihnen das Recht verleiht, den Senatssitzungen bei- 
zuwohnen, wenn Angelegenheiten, die ihr Ressort betrafen, 
darin verhandelt wurden.*) Aus dem gleichen Capitular er- 
fahren wir auch, dass solche Beamte, die in dieser ihrer amt- 
lichen Eigenschaft den Sitzungen beiwohnten, sich gleich den 
Senatoren selbst entfernen mussten, wenn zufällig Angelegen- 
heiten, die ihre Familie betrafen, zur Sprache kamen.*) In 
allen diesen Verfügungen handelt es sich aber stets nur um 
die Anwesenheit in bestimmten einzelnen Sitzungen, ohne jede 
daraus resultierende Berechtigung einer dauernden Zugehörig- 
keit zum Senat. 

Einen ganz besonderen Fall aber finden wir noch bei 
dieser Körperschaft. Wir haben gesehen, dass der Grosse 
Rat eine viel mannigfaltigere Zusammensetzung hatte, als der 
Senat, aber zwischen den verschiedenen Gruppen der Rats- 
mitglieder bestand bezüglich des Rechtes der Stimmabgabe 
kein Unterschied. Der Grosse Rat kannte in dieser Hinsicht 
nur vollberechtigte Mitglieder. In den Senat konnten jedoch 
auch Söhne des jeweiligen Dogen gewählt werden, aber ihr 
Entscheidungsrecht war beschränkt; sie hatten nur beratende 
Stimme, konnten sich aber an keiner Abstimmung beteiligen.*) 
Diese . Verfügung kann abermals als Beweis dienen, dass man 
im Senat eine grössere Schärfe der Vorschriften für angebracht 
hielt, da die Dogensöhne im Grossen Rat auch entscheidende 
Stimme hatten. Man könnte aus dieser Verordnung schliessen, 
dass der Senat öfter in die Lage kam sich mit dem Wunsche 
des Dogen in Widerspruch zu setzen, wobei ja allerdings zu 
bedenken ist, dass bei 60 Mitgliedern eine Stimme die Ent- 
scheidung herbeiführen konnte, während im Grossen Rate die 
Abstimmung der Hunderte schwer durch die Stimmen der 
Dogensöhne paralysiert werden konnten. 

In die letzten Jahrzehnte unserer Periode gehören noch 
die Anfänge einer Institution, die erst in späteren Zeiten zu 
einer wirklichen Entwicklung kam, nämlich der sogenannten 
Zonta, einer anfangs, wenigstens der Absicht nach, ziemlich 
selbständigen Versammlung, die später aber ganz und gar mit 

i) Cap. dei Preg. Lib. III C. 9 p. 20. 

2) Cap. dei Off. ai tre Cattaveri p. 60, auch im Cap. dei Preg. Lib. I 
C. II p. 10. 

3) Cap. dei Off. ai tre Catt. p. 24. 

4) Cap. dei Preg. Lib. 2 Cap. VI p. 8. Vergl. auch Lebret I, 65 1. 

5* 
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dem Senate verschmolz.^) Wir hören nämlich, dass im Jahre 127Q 
^um ersten Male eine Kommission von 20 Männern gewählt 
wurde, natürlich durch den Grossen Rat, die den Titel Aggiunü 
del Senato führen und die im Senate zu besprechenden An- 
gelegenheiten vörberaten sollten.^) Da aber cueser Ausschuss 
auch im Senate selbst Sitz und Stimme haben sollte, so kenn- 
zeichnet sich die Einrichtung schliesslich nur als eine Ver- 
mehrung des Senates, die man auf diese Art bewerkstelligen 
konnte, ohne die Grundbestimmungen seines Capitulars direkt 
umzustossen. 1279 scheint diese Vermehrung noch ad hoc 
erfolgt zu sein, obwohl uns Angelegenheiten von besonderer 
Wichtigkeit aus diesem Jahre nicht bekannt geworden sind. 
Für den Rest unserer Periode findet sich dann stets die Zahl 60. 
Später nämlich pflegte man die Aggiunti ziemlich regelmässig 
jedes Jahr zu wählen, man erhöhte ihre Zahl auf 40, dann auf 
60, so dass wir es endlich am Schlüsse des Mittelalters eigent- 
lich mit einem Senate von 120 Milgliedern zu thun haben. ^) 
Für unsere Zeit aber gilt mit Ausnahme von 127Q die Zahl 60. 

Gehen wir nun zu der Betrachtung der Thätigkeit des 
Senates über, so muss diese, wie schon angedeutet, in doppelter 
Hinsicht gewürdigt werden, nämlich in Berücksichtigung der 
Thatsache, dass es sich bei dieser Körperschaft um eine richter- 
liche und um eine politische Thätigkeit handelt. Wir erfahren 
bei der Einsetzung des Senats nichts darüber, wie man sich 
das Verhältnis dieser beiden Thätigkeiten zu einander in der 
Theorie gedacht hatte; in der Praxis überwog die politische 
die richterliche bei weitem und zwar um so mehr, je weiter 
wir in der Zeitperiode vorschreiten. 

Die richterliche Thätigkeit des Senates bestand durchweg 
in Appellationsgerichtsbarkeit,*) eine Entscheidung in erster In- 
stanz hatte er nicht zu fällen. Vor sein Forum konnte aber 
mit einem Appell keineswegs jeder treten, der von einer der 
zahlreichen Justizbehörden verurteilt worden war.*) Das Recht 
eines Appells an den Senat stand vielmehr nur denen zu, für 



i) Vergl. Romanin II, 354. 

2) Lib. fractus p. 21 C. f. p. quod eligantur 20 qui adjuncti sint, con- 
silio rogatorum hoc anno. 

3) Vergl. Romanin II, 353. 

4) Eine zusammenfassende Verfügung existiert darüber nicht, aber 
es lässt sich aus den einzelnen Vorschriften entnehmen, von denen einige 
schon erwähnt sind. 

5) Die Zahl dieser Behörden war ziemlich gross. Ich nenne ausser 
den Avogadori noch die Giudici del proprio, Giudici di Petition, Giustizieri 
vecchi e nuovii Anziani alla pace, Sopraconsoli, provedditori. 



- 69 - 

derben Vetgehefi das Gericht erster Instanz die Avögaria wat. 
Es handelte sich dabei nicht um Fälle des privaten, sondeY-nf 
des öffentlichen Rechtes. Die Avogadoren, deren Name advo- 
catores communis schon ihre staatliche Stellung andeutet, hatten 
sich als Executiv- wie als Justizbeamte nur mit Angelegenheiten 
zu befassen, die direkt oder indirekt den Staat betrafen, woran 
derselbe gewissermassen als juristische Person beteiligt war. 
Von ihnen wurden also auch nur solche abgeurteilt, die sich 
gegen den Staat vergangen hatten und zwar stehen hier in 
allererster Linie alle die Fälle,*) in denen Beamte zu bestrafen 
waren, die sich gegen eine der zahlreichen Vorschriften ihrer 
umfassenden Capitulare vergangen hatten. Wollte sich ein 
solcher Beamter bei dem Urteile der Avogadoren nicht beruhigen, 
so konnte er an deri Senat appeUicren. Dieser hatte dann die 
Verpflichtung, die Verhandlung zu erneuern und zwar genau 
in der gleichen Weise, wie in der ersten Instanz terhatidelt 
worden war. Es mus$ten dieselben Zeugen vorgeladen, die 
gleichen- Documente verlesen werden.*) Die Avogadoren als 
Richter erster Instanz waren gehalten, den Gerichtssitzungen 
des Senats beizuwohnen, in denen sie, wie oben gesagt, mit 
den Senatoren gleiche Rechte hatten, natürlich wohl mit Aus- 
nahme der Abstimmung.^) Gegen eine Entscheidung des Senats 
gab es keinen Appell mehr, wenigstens in dem Kern der Sache 
selbst. Hatte der Fall noch ausserdem eine privatrechtliche 
Seite, so kam er noch zur Verhandlung vof die Quarantia, 
die sich aber nur mit eben dieser Seite, nicht mit dem vom 
Senate entschiedenen Hauptteil zu befassen' hatte.*) Wohl die 
meisten Fälle, mit denen cler Senat in Berührung kam, betrafen 
die Verwendung von Staatsgut und Staatseigentum durch die 
Beamten, ein Punkt, in welchem ja, wie gesagt, die Republik 
ausserordentlich strenge vorging und wachte. Hatte nun eifi 
Beamter Staatsgelder unrechtmässig verwendet, so musste der 
Bürger oder Fremde, der es erhalten hatte, es wieder heraus- 
geben. Die doppelte Gerichtsbarkeit, die in zweiter Instanz 
nebeneinander bestand, lässt sich in einem solchen Falle sehr 
deutlich erkennen. Wurde der Beamte wegen Verschleuderung 
von Staatsgut angeklagt und appellierte, so kam er wegen 
dieses Vergehens gegen den Staat vor den Senat. Klagte dann 



i) Cap. dei Preg. Lib. I C. VI p. lo. Si quis officiäUs cajp. suum 
leserit placitandus est ab advocatoribus et si non lustum sit, ajppellet con- 
silium Rogatorum. 

2) Cap. dei Preg. Lib. III C. 9 p. 11. 

3) Cap. dei Preg. Lib. III C. 9 p. 20, 

4) Vergl. folg. Kap. 
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etwa der durch den Beamten geschädigte Einwohner auf Er- 
satz, so war sein Appellhof die höchste Instanz in Zivilprozessen, 
die Quarantia.^) 

Die politische Thätigkeit des Senats ist, wie schon erwähnt, 
eine umfassendere und wichtigere als die richterliche. Die 
Grenzen seines Wirkens und seiner Kompetenzen haben sich in 
unserer Periode mehrfach verschoben. Anfangs waren sie 
offenbar so weit gezogen, dass sich Konflikte mit den Rechten 
anderer Behörden schwer vermeiden Hessen, und das hat in 
der zweiten Hälfte unserer Periode zu einer Reihe von Bestim- 
mungen geführt, die wir als die einzelnen Stufen eines Kompetenz- 
streites zwischen dem Senat und insbesondere der Quarantia 
bezeichnen können. An diesem Konflikt ist sowohl die poli- 
tische, wie die richterliche Seite der Senats thätigkeit schliesslich 
beteiligt, obwohl die erstere zweifellos den Anstoss dazu ge- 
geben hat. 

In der ersten Periode des Wirkens des Senats, die wir 
auf 1230 — 1260 ansetzen können, lassen sich Entscheidungs- 
rechte für ihn sowohl auf dem Gebiete des Handels und Ver- 
kehrs, als auch auf dem Gebiete der auswärtigen Politik deutlich 
erkennen. Daneben ergänzt er seine Rechtspflege auch durch 
eine ansehnliche Stellung in der Justizverwaltung. In Bezug 
auf letztere finden wir einmal eine Oberaufsicht über gewisse 
Justizbehörden, die wir ein andermal dem Grossen Rate unter- 
stellt sehen.^) Wir finden ferner, wenn auch vereinzelt, Senats- 
entscheidungen richterlicher Art, die nach der allgemein giltigen 
Praxis vor den Richterstuhl der 40 gehören.^) 

Auf dem Gebiete der auswärtigen Politik obliegt dem 
Senate in ganz spezieller Hinsicht die Absendung, Instruktion 
und Beaufsichtigung der Gesandtschaften, wobei sich die be- 
schränkende Bestimmung findet, dass zu ein und derselben Ge- 
sandtschaft höchstens zwei Venetianer aus derselben Familie 
gehören durften.*) Er bestimmt für die Gesandten den 



i) Einzelne Fälle Anden sich in den Cap. der Beamten, in die solche 
Gerichtsverhandlungen gewissermassen als Warnung hineingeschrieben 
wurden, z. B. im Cap. dei Cattaveri p. 42, 49, 61, Gap. dei Signori di 
Notte p. 31. 

2) Gap. dei Proveditori sopra le Biade p. 16. — Nihil faciant sine 
consilio Rogatorum. -— p. 24 proveditores sunt de officialibus aui stant in 
iurisdictione maioris consilü. — Da der Grosse Rat keine Jurisdiktion 
hatte, so kann damit nur Unterordnung im allgemeinen gemeint sein. 

3) So Liber Gerberus p. 16 allgemeine Vorschriften über Ent- 
scheidung mehrerer Klagen rein civilrechtlicher Natur. 

4) Gap. dei Preg. Lib. III G. 2 p. 5. 
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Gehalt und lässt sich ror der Abreise von den Gesandten 
den Amtseid schwören, nur zur Ehre und zum Vorteil der 
Republik Venedig ihr Amt verwalten zu wollen.^) Die Gesandten 
durften, wie der Senat ihnen vorschrieb, keine Ernennung an- 
nehmen, wenn sie in der Gegend, wohin die Gesandtschaft 
ging, etwa durch Grundbesitz an den Entscheidungen interessiert 
waren^) ; sie konnten sich ohne Genehmigung des Senats nicht 
von ihrem Posten entfernen, auch nicht ohne diese Genehmigung 
sich mit einer Ausländerin verheiraten.*) Privatpersonen während 
der Gesandtschaft durch Aufbietung ihres amtlichen Einflusses 
Vergünstigungen zu verschaffen, war ihnen verwehrt.^) Ueber 
die Kosten der Gesandtschaft mussten sie Buch führen und 
dem Senate nach ihrer Rückkehr einen ausführlichen Bericht 
darüber vorlegen.®) Endlich stammt auch aus dieser Zeit ein 
Beschluss des Senats, dem wir heute eine so grosse Anzahl 
wertvoller historischer Dokumente verdanken. Jeder Gesandte 
sollte nämlich, wenn er von seinem Posten zurückkehrte, inner- 
halb 14 Tagen dem Senat einen ausführlichen Bericht, eine 
sogenannte Relation über den Verlauf der Gesandtschaft ein- 
reichen.') . Durch die spätere Gewohnheit der ständigen Ge- 
sandten, nicht nur über den Verlauf ihrer Geschäfte, sondern 
auch über die politischen Verhältnisse des betreffenden Landes, 
seines Hofes und über die massgebenden Persönlichkeiten sich 
zu äussern, sind die bekannten Relationen des späteren Mittel- 
alters, insbesondere des 16. Jahrhunderts, entstanden. 

Das dritte Gebiet, auf dem der Senat selbständige Ent- 
scheidungsrechte hat, ist das des Handels und der Schiffahrt. 
Wir haben früher gesehen, dass auch der Grosse Rat sich mit 
Handelsangelegenheiten befasste.®) Es könnte daher Wunder 
nehmen, zu sehen, dass noch einer anderen Regierungsgewalt 
dasselbe Gebiet, noch dazu als Hauptfeld der Thätigkeit, zuge- 
wiesen wird. Man muss aber dabei bedenken, dass der Grosse 

i) So 1293 den Gesandten, die nach Russland eehen (Secreti Misti 
Rubrica p. 5). Von den ersten i4 Büchern der Senatsbeschlüsse, die ver- 
brannt sind, sind nur die kurzen Inhaltsangaben, gewissermassen die Ueber- 
schriften der Beschlüsse (Rubriche) vorhanden, publiziert von Giomo Arch. 
Ven. Band 17 ff. 

2) Decreti Misti Ruhr. p. 8. 

3) Ebcndort p. 11. 

4) Ebendort p. 12. 

5) Ebendort p. 16. 

6) Ebendort p, 21. 

7) Ebendort p. 24. Dieser Beschluss wurde später noch einmal wieder- 
holt, denn sein Wortlaut findet sich in einem Senatsdekret von 1296. Lib. 
Cerberus 4. Vergl. den Wortlaut bei Romanin II, 354 Anm. I. 

8) VergL Kap. II S. 56. 
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Rat sich die Aufgabe gestellt hatte, die 21entrH%ewatt im Staate 
zu sein und dass seine, auf so viele Gebiete scheinbar gleich- 
massig sich ausdehnende Thätigkeit, sehr oft nicht im stände war, 
den kleinen Verwaltungsfragen der einzelnen Ressorts gerecht 
zu werden, umsomehr, da er die Institution der Ausschüsse 
für bestimmte Angelegenheiten nicht kannte. Femer 
muss daran gedacht werden, dass gerade Handel und Schiff- 
fahrt die Hauptrolle im venetianischen Staate schon damals 
spielten, also auch aus diesem Grunde eine möglichst voll- 
kommene Verwaltung der einschlägigen Angelegenheiten er- 
wünscht war. Dass freilich auch Schwierigkeiten aus der dop- 
pelten Handelsgesetzgebung erwachsen konnten, werden wir 
gleich sehen. An erster stelle wird dem Senat die Aufgabe 
zugeschrieben, Waren und Schiffsjgüter, die bei Stürmen, 
UcDerfällcn und Kriegszügen venetianischen Kaufleuten verloren 
gegangen waren, wiederzuerlangen bezw. die Sorge um die 
\\lederlanguns zu fördern und zu unterstützen.^) Es^ist dies 
ja eine Aufgabe, die auf das Gebiet der auswärtigen Politik 
hinüberspielt. Er verband mit dieser Thätigkeit die Oberauf- 
sicht über die gesamte Handelsflotte und die Regelung der 
Schiffahrt. Er erteilte die Berechtigung zur Ausrüstung von 
Handelsschiffen^) und wir finden dabei, dass man sich in Vene- 
dig frühzeitig genötigt gesehen hat, dem Uebelstande entgegen- 
zutreten, dass finanziell nicht genügend leistungsfähige Unter- 
nehmer durch Anwerbung von Mannschaft diese einer Ungewissen 
Zukunft entgegenführten ^). Auch die Inspektion der Handels- 
schiffe in Bezug auf ihre äussere Instandhaltung lag dem Se- 
nate ob. Nur wenn die von ihm bestimmten Kommissäre ein 
Schiff als seetüchtig bezeichnet hatten, durfte es den Hafen ver- 
lassen.*) Der Senat war es auch, der den Verkauf der Import- 
waren beaufsichtigte, wobei sich die interessante volkswirt- 
schaftliche Beobachtung machen lässt, dass wir damals vereinzelte 
Ansätze zu einer staatlichen Normierung der Preise sehen.^) 

i) Cap. dei Preg. Lib. 2 G. i p. 9. 

2) Cap. dei Preg. Lib. 2 C. i p. 11. 

3) Decreti Misti Rubrica p. 13 (1281). 

4) Decreti Misti Rubrica p. i4 (i284). 

5) Cap. dei Preg. Lib. II Cap. 2 p. 9 (juod non vendantur merces 

Sui veniunt de Istria et Dalmatia nisi pretiis hoc loco descriptis. . . . 
>ie Aufzählung des Tarifs wäre hier nicht am Orte; derselbe beweist, 
dass das volkswirtschaftliche System der Republik im Prinzip ein pro- 
tektionistisch-prohibitives war, wie schon Roman in sagt. Ich stehe in 
diesem Punkte nicht im Einverständnis mit den Ausführungen von Tho- 
mas, die auch Simonsfeld im Fondaco dei Tedeschi II, 29 f. zitiert 
und adoptiert. Thomas sagt: wenn man einen modernen Ausdruck ge- 
brauchen wolle, so müsse man sagen, Schutzzoll und. Freihandel ständen 
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Was wir sonst übA* die Thätigkeit des Senats auf dem Gebiete 
des Handels erfahrens erstreckt sich auf die übBchen und selbst- 
verständlichen Vorschriften, von denen ein Teil mit den oben 
zitierten Handelsdekreten des Grossen Rates ziemlich überein- 
stimmt. Aus dem grössten Teile unserer Periode freilich sind 
I>ekrete des Senats nur vereinzelt vorhanden, da die ersten 14 
Bücher der Beschlüsse ein Raub der Flammen wurden. Das 
hier Dargelegte ist die Zusammenfessung dessen, was sich aus 
den erfialtenen Dekreten ergibt. 

Im Jahre 1260 nun fasste der grosse Rat einen Beschluss, 
der als der Anfang des obenerwähnten Kompetenzstreites zu 
betrachten ist. Es wurden nämlich alle definitiven Entscheidungs- 
rechte bis auf die in Schiffahrts- und Handelsangelegenheiten 
dem Senate entzogen.^) Nur die Dekrete des Grossen Rates 
sollten Geltungskraft haben. Allerdings hat es mit dieser Ver- 
fügung eine eigenartige Bewandtnis; wir finden nämlich nicht, 
dass sie in den nächsten Jahren widerrufen worden wäre, sehen 
aber auch anderseits nicht, dass sie die beabsichtigte Wirkung übt ; 
vielmehr stammt beispielsweise ein ziemlicher Teil der oben- 
berührten Verfügungen über die Gesandtschaften aus der Zeit 
eben nach 1260. Die zahlreichen persönlichen Verbindungen, 
die zwischen den Senatoren und den übrieen Mitgliedern des 
Grossen Rates bestanden, scheinen das volle Inkrafttreten des 

fegen Ersteren gerichteten Dekretes verhindert zu haben. Offen- 
ar hat es aber der Senat andauernd so gut verstanden, seine 
Stellung zu wahren und sein Ansehen zu heben, dass es den 
anderen Regierungsgewalten gefährlich erschien, ihn darin ge- 
währen zu lassen, und man deshalb die Versuche zu seiner 
Zurückdrängung erneuerte. Im Jahre 1283 versuchte man den 
Senat dadurch von den übrigen Regieruncsfaktoren abhängiger 
zu gestalten, dass man nicht seine 1 hätigkeit, sondern die Art 
seiner Wahl und damit seine Zusammensetzung zu beeinflussen 
suchte.^) Die Quarantia, die sich vielleicht auch durch die hohe 
Gerichtsbarkeit des Senates beeinträchtigt fühlte, tritt hier als 



neben einander, und Simons fcld fügt hinzu: die freihändlerischen Be- 
stimmungen seien zu Gunsten der Deutschen gemacht worden. Das ist 
aber meines Erachtens gerade, wenn man einen modernen Ausdruck ge- 
brauchen will, nicht etwa Freihandel, sondern Schutzzoll mit Gewährung 
der Meistbegünstigung an eine bestimmte Nation. 

i) Liber fractus C. f. p. cjuod consilium Rogatorum non capiat partes 
nisi de commercio et de navigatione. 

2) Zu dem folgenden scheint ein Originaldekret nicht vorhanden zu 
sein. Die Thatsache berichten: Savina Chron. Caroldo, TentorilV, 8. 
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das treibende Moment auf.*) Sie verschaffte sich das Recht, 
die Thätigkeit jedes einzelnen Senators nach Ablauf seines 
Amtsjahres einer Kritik zu unterwerfen und von dem Ausfalle 
dieser Kritik abhängig machen zu können, ob der betreffende 
Senator wieder gewählt werden dürfe oder nicht. War dann 
die Wahl durch die Wähler des Grossen Rates erfolgt, so 
mussten sich die daraus Hervorgegangenen in der Quarantia 
noch einer Ballotage unterziehen, und nur wer von den 40 
Stimmen 21 erhielt, durfte seinen Sitz im Senat einnehmen, die 
Wahl der übrigen war annullirt.*) Die Ergänzungswahlen während 
des Amtsjahres hatten bisher stets durch Cooptation stattgefun- 
den,^) jetzt mussten sie den gleichen Weg machen, wie die 
Hauptwählen. Diese Verfügung ist für den Rest unserer Zeit- 
periode in Geltung geblieben , in dem Kampfe mit der Qua- 
rantia hat also der Senat vorübergehend weichen müssen.*) 

Ueber den Ausgang der Streitigkeiten mit dem Grossen 
Rat vermögen wir keine so umfassende Klarheit zu gewinnen. 
In den uns erhaltenen Dekreten des Senats wie des Rates 
findet sich keines, das die obige Verfügung von 1260 wieder 
aufhebt. Hingegen wird durch ein Dekret von 1203 die Kom- 
petenz auf dem Gebiete der Handels- und Schiffahrtsgesetz- 
gebung geregelt. Dass hier Grosser Rat und Senat bisher Ge- 
setzte erlassen hatten, ist schon betont worden; wie es der 
vorwaltenden Stellung der Zentralgewalt entsprach, haben wohl 
die Verfügungen derselben auch eine vorwaltende Geltung ge- 
habt, obwohl sich aus den Dekreten direkte Fälle nicht nach- 
weisen lassen, in denen der Grosse Rat und der Senat in 
derselben Sache sich widersprechende Verfügungen erlassen 
hätten. 1294 wurde dem Senat zugestanden, dass seine Vor- 
schriften, so weit sie Handels- uncf Schiffahrtsangelegenheiten 
betrafen, die gleiche Geltung haben sollten, wie die des Grossen 
Rates selbst.^) Obwohl man das nicht nachweisen kann, wird 
man doch nicht fehlgehen, wenn man in diesem Dekret ein 
Kompromiss erblickt, das die Stellung der beiden Regierungs- 
gewalten regeln soll, ohne frühere Verfügungen, wie die von 
1260, direkt aufzuheben. 

i) Die Ansicht, dass die Quarantia aus Rache wegen Beeinträchtigung 
ihrer Wirksamkeit gegen den Senat vorgegangen sei, schreibt Lebret 
zuerst der Chronik des Molino zu. I, 607 Anm. II. 

2) Muazzo Discorso p. 116. 

3) Cap. dei Preg. Lib. II C. 2 p. 9. 

4) Tentori IV, 5 sagt, dass dies Gesetz von 1300 an nicht mehr 
erwähnt werde. 

5) Cap. dei Preg. Lib. III Cap. i p. 2 vom 2. Januar 1293 more 
veneto also 1294. 
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Aus dem im vorigen Kapitel Ausgeführten geht schon 
hervor, dass dem Senat ausser diesen Gebieten, in denen er 
Entscheidungsrecht hatte, eine bedeutsame Thätigkeit aus dem 
Recht und der Pflicht erwuchs, die Materien vorzuberaten, die 
dann im Grossen Rat ihre definitive Erledigung und Entscheidung 
fanden.*) Der Senat nahm in dieser Beziehung die Vorschläge 
des Dogen und der Signoria entgegen und liess dieselben nach 
seinem Gutachten verändert oder unverändert dem Grossen Rat 
zugehen. 

Die Bedeutung des Senats im Rahmen der venetianischen 
Gesamtverfassung liegt in erster Linie in dem Grade von 
Selbständigkeit, den er sich trotz der dargelegten Schwierig- 
keiten zu bewahren wusste. Dass er die hiermit übernommenen 
Pflichteti erfüllte, beweist die Blüte, zu der es in der zweiten 
Hälfte unserer Periode eines seiner Hauptschaffensgebiete das 
Handels- und Schiffahrtswesen gebracht hat.^) Auch für den 
Gesamtverlauf der venetianischen Angelegenheiten war es 
nicht bedeutungslos, dass gerade dieses selbständige und ener- 
gische Kolleg die Entscheidungen des Grossen Kates' beein- 
nusste, in dem es in corpore vertreten, seine Anschauungen 
verfechten und zur Geltung bringen konnte. 

Die hohe Stellung, die der oenat im venetianischen Staats- 
leben einnahm, kennzeichnet am besten der Wortlaut eines 
Dekretes selbst, in dem gesagt wird, kein Beamter solle nach 
seiner Wahl zum Senator sein bisheriges Amt beibehalten 
dürfen, denn die Senatoren seien nicht Beamte des Staates, 
sondern dessen Lenker.^) 



i) Romanin bezeichnet II 91 das sogar als die Hauptthätigkeit. 

2) Zum Hauptgebiete des Senats wurde später die auswärtige Politik; 
für unsere Zeit war sie es noch nicht. 

3) Es handelt sich um die Bestimmung im Cap. dei Pre§. Lib. I Cap. 3 
p. 20. Officialis non potest esse de consilio Rogatorum, nisi abdicaverit 
officium, quia consiliarii non sunt officiales sed rectores et Gonsiiiarii 
appellant rectores. — Wegen des Ausdrucks consiliarii hat Lebret I, 654 
geglaubt, diese Worte auf die Mitglieder des Kleinen Rates, die „con- 
siliarii" xaT cjoyr^v beziehen zu müssen. Mir scheint aber der Ort, an dem 
die Worte sich finden und ihr Zusammenhang deutlich auf die Senatoren 
hinzuweisen. 



Kapitel IV. 
Die Quarantia. 

(Consiglio dei Quaranta.) 

Im venetianischen Senat ist uns zum ersten Male eine Be- 
hörde entgegengetreten, deren Thätigkeit sich aus richterlichen 
und politischen Befugnissen zusammensetzt; wir konnten jedoch 
feststellen, dass die ersteren von den letzteren an Bedeutung 
und auch an Zahl übertrofifen wurden und dass demzufolge 
der Senat ein sehr hoher Machtfaktor in der Regierung der 
Republik war. Ein Gegenstück im venetianischen v erfassungs- 
ieben hat nun der Senat in dem einige Jahrzehnte vorher ge- 
gründeten Rate der 40, der sogenannten Quarantia (al Crimi- 
nale).*) Der Name deutet hier durch den Zusatz schon an, 
dass das Schwergewicht ihrer Thätigkeit auf der Ausübung 
der Jurisdiktion ruht. Dennoch lässt sich nicht umgehen, die 
Quarantia den übrigen Regierungsgewalten an die Seite zu 
stellen, obschon sie in deren Reihe den letzten Platz, was Macht 
und Einfluss betrifft einnimmt. 

Im Gegensatz zum Grossen Rat, zum Senat und zur Si- 
gnoria ist die Quarantia die erste uns entgegentretende Resierungs- 
gewalt, deren Wurzeln nicht in frühere Zeiten zurückreichen, 
sondern bei der nicht nur die Organisation, vielmehr überhaupt 
die Gründung in unserer Periode selbst erfolgt ist. Man hat 
allerdings auch versucht, die Entstehung der Quarantia auf die 
Fortsetzung einer früheren Behörde zurückzuführen und selbst 
ein neuerer Verfassungshistoriker rechnet noch mit dieser un- 
beweisbaren Anschauung^. Danach soll die älteste politische 
Institution der Republik, die Tribunenversammlung, als Vor- 
läuferin der Quarantia zu betrachten sein. Soweit wir überhaupt 

i) Der Name ist in späteren Zeiten der allein gebräuchliche. Für 
unsere Zeit finden sich verschiedene Bezeichnungen. Sehr oft wird ein- 
fach quadraginta oder quadraginta viri gesagt. Schon im i4. Jahrhundert 
findet sich dann die Bezeichnung Quarantia Criminalis. 

2) Tentori III, 359, der sich dabei auf die Chroniken des Barbaro 
und Bembo stützt. 
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über dies GoHegio tribunizio unterrichtet sind, muss man an-^ 
nehmen, dass es sich mit der Wahl des ersten Dogen aufge- 
löst hat und allerdings keine Nachfolge erhielt.^) Dass die 
obige Anschauung je<K)ch gar keiner eigentlichen Widerlegung 
bedarf, geht schon daraus hervor, dass die Auflösung der Tri- 
bunenvo^sammlung etwa in das Jahr 697 zu setzen Wäre, die 
Quarantia aber erst 500 Jahre später geschaffen wird ; von einer 
Nachfolge kann also keine Rede sein.^) Der einzige vielleicht 
richtige Gedanke in dieser Anschauung ist der, dass allem An^ 
schein nach auch die Tribunenversammlung eine Thätifikeit zu 
entwickeln hatte, die sich aus politischen und richterlichen Be- 
fugnissen zusammensetzte. Im Uebrigen ist eine organisierte 
oder nicht organisiene Staatsgewalt, die als Vorgängerin der 
Quarantia betrachtet werden könnte, vor 1170 nicht zu ent^ 
decken ; ihre richterlichen Befugnisse lagen vorher in den Hän- 
den der iudices und in denen des Dogen ^), der grösste Teil 
ihrer politischen Thätigkeit basierte überhaupt auf Verhältnissen, 
die erst die Gründung des Grossen Rates geschaffen hat. 

Das achte Jahrzehnt des 12. Jahrhunderts, dem die vene- 
tianische Verfassungsgescbichte so gewichtige Umwälzungen 
verdankt, hat auch die Begründung der Quarantia mit sich 
gebracht. Man hatte 1172 mit der Einführung des Dogenwahl- 
gesetzes und der Gründung des Grossen Rates den Anfang 
damit gemacht, die Staatsregierung auf eine fester organisierte 
Grundlage zu stellen. Man war 1178 mit der Einsetzung der 
sechs consiglieri auf diesem Wege fortgeschritten*) und man 
that II 79 noch einen weiteren Schritt mit der Einsetzung der 
Quarantia. Als der Doge, unter dem diese Neueinrichtung 
erfolgte, kennzeichnet sich durch diese* Jahreszahl Orio Mastro- 
piero, doch stammt die eigentliche Entschliessung auch hier, 
wie in allen analogen Fällen, vom Grossen Rat.^) 

Es wurden nach den übereinstimmenden Berichten vom 
Grossen Rat 40 Männer ernannt, die das neu zu gründende 

i) Ver^l. das Wenige, was wir über diese ältesten Zeiten wissen» 
bei Rom an in I, ferner auch Wüstenfeld, Historia Veneta etc. 30 f. 

2) Monticolo, Le cronache del diacono Giovanni e la storia politica 
di Venezia sino al 1Q09 p. 70, spricht auch noch von Tribunen in späterer 
Zeit, doch finden sich keinerlei Spuren tribunicischer Thätigkeit. Vielleicht 
behielten Mitglieder alter Tribunenfamilien den Namen als Ehrentitel. 

3) Die vorwaltende Stellung der iudices vor 1172 hat namendich 
auch Hain hervorgehoben, der innen vielleicht zu viel Rechte cugestehen 
will, da er sie als consUiatores behandelt. 

4) Vergl. folgendes Kap. 

5) Das Einsetzungsjahr für die Quarantia wird von keiner Seite an- 
gezweifelt. Vergl. Romanin II, 136; Tentori III^ 339; Sandi I2, 5io; 
Lebret I, 384, 
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Kollegium bilden sollten.*) Auffallend ist, dass wir bei dieser 
Wahl nichts von den besonderen Wählern hören ; da die An- 
gabe ihrer Zahl sich bei den anderen Wahlen stets findet, 
müssen wir wohl annehmen, dass die Quarantia im Plenum 
des Rates gewählt worden ist, ein Verfahren, das ja in den 
letzten Jahrzehnten unserer Periode z. B. für die Beamtenwahl 
vorübergehend Geltung hatte.*) Auch die Mitglieder der Qua- 
rantia blieben ein Jahr im Amte.') Die Frage, ob dieselben 
rmt durch den Grossen Rat gewählt oder auch aus den 
Reihen desselben genommen wurden, ist für die erste Hälfte 
unserer Zeit nicht so leicht zu beantworten, wie für die zweite. 
Der Grund dafür liegt in einer Anforderung, die die Vor- 
bedingung bildete, ohne die niemand Mitglied der Quarantia 
werden konnte. In Anbetracht des Umstandes nämlich, dass 
die richterlichen Funktionen des Kollegiums der 40 von ausser- 
ordentlicher Bedeutung waren, schien es mit vollem Rechte 
notwendig, dieser Behörde möglichst tüchtige und juristisch 
geschulte Kräfte zuzuführen und die Urteile des obersten Ge- 
richtshofes in Zivil- und Kriminalsachen nicht von vollständigen 
Laien fallen zu lassen. Man bestimmte deshalb, dass niemand 
zum Mitgliede der Quarantia ernannt und erwählt werden 
könnte, der nicht vorher durch Erfüllung der Pflichten eines 
anderen hohen Amtes sich eine gewisse praktische und tech- 
nische Vorbildung anzueignen Gelegenheit gehabt hatte.*) Als 
Aemter, die eine solche Gelegenheit boten, bezeichnete man 
den Kleinen Rat, Avogaria und die Mitgliedschaft der beiden 
höheren Gerichtshöfe erster Instanz in Zivil- und Kriminal- 
prozessen, deren Richter die Titel iudices proprii und iudices 
petitionum fühnen.^) Wir haben nun früher gesehen, dass in 
der zweiten Hälfte unserer Periode alle diese Beamten nach 

i) Auch für die Einsetzung der Quarantia fehlen die Originalurkunden. 
Ueberhaupt ist das von ihr ausgehende Material am dürftigsten. Aus un- 
serer ganzen Periode ist nicht eine von der Quarantia selbst ausgestellte 
urkundliche Verfügung da. Die erste stammt von 1347. Die Thatsachen 
der Einsetzimg sind den späteren umgeänderten Zuständen zu entnehmen. 
Von den Chroniken berichten sie Bar bar o, Garoldo, Savina, Bembo. 

2) Vergl. Kap. II. 

3) In emem Entscheid des Grossen Rates von 1202 heisst es: Uli qui 
sunt de Quadraginta hoc anno. . . . Liber fractus p. 31 sagt . . . iudicio 
illorum de XL qui eliguntur ad unum annum — das sind die beiden 
frühesten Nachweise der Thatsache. 

4) Liber Bifrons Quarantia p. I C. f. p. quod possint esse de XL consiliarii, 
iudices proprii, iudices petitionum et advocatores communis et non alii. 

5) Diese beiden sind zwar Gerichtsbehörden erster Instanz, daher 
nicht höherer Gerichtshöfe in modernem Sinn. Ich gebrauche jedoch den 
Ausdruck im Gegensatz zu der ven^ianischen Polizeigerichtsbarkeit der 
Anziani alla pace, capi di contrada, und capi sestieri. lieber die iudices 
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Ablauf ihrer Amtszeit dem Grossen Rate angehörten.*) Wenn 
nun die Quarantia sich nur aus diesen Elementen zusammen- 
setzen durfte, dann ist für diese Zeit kein Zweifel, dass man 
sie als aus der Mitte des Grossen Rates gewähk bezeichnen 
kann. Für die vorhergehende Zeit ist ein direkter Beweis nicht 
zu erbringen, doch ist anzunehmen, dass jedenfalls die Mehrheit 
der Quarantiamitglieder immer aus dem Rat genommen war.^) 
Eine Vorschrift allerdings, nach der nur Mitglieder des Grossen 
Rates gewählt werden durften, besteht für die ganze Zeit nicht. 
Abgesenen von diesen Verhältnissen, ist natürlich noch daran 
zu erinnern, dass während des grössten Teiles der Zeit die 
Mitglieder der Quarantia nach ihrer Wahl als solche dem Rate 
angehörten.^) In dem ganzen Charakter dieser Wahlen, wie 
bei den übrigen, verleugnet der Grosse Rat seine Bedeutung 
als Zentralbehörde nicht. 

In der erwähnten Vorbedingung für die Mitglieder der 
Quarantia haben wir innerhalb der venetianischen Regierungs- 
gewalten den einzigen Fall, in dem für ein Amt praktische 
Kenntnisse und Erfahrungen verlangt werden. An die Stelle 
dieser Erfordernisse sahen wir bei den übrigen Ernennungen 
und Wahlen die Rücksicht auf die Zugehörigkeit zum Stand 
und zur Partei treten. Schon die abweichende Bestimmung 
zu Gunsten der Quarantia zeigt, dass man iht-en praktischen 
Entscheidungen ein grosses Gewicht beilegte und sie deshalb 
möglichst vor Irrtümern bewahrt sehen wollte. Auch in an- 
deren Punkten hat man dem Hervortreten richterlicher Fragen 
in der Thätigkeit der Quarantia Rechnung getragen und ihr 
eine Organisation gegeben, die gegenüber den anderen Regie- 
rungsgewalten Abweichungen zeigt. 

Wie bei dem Grossen Rat und dem Senat, führten der 
Doge und seine Räte den Vorsitz in den Sitzungen der Qua- 
rantia und um eine Entscheidung zu fällen, war sogar ihre 
Anwesenheit unbedingt notwendig, wenn der betreifende Be- 
schluss Giltigkeit haben sollte.*) Aber dieser mehr formelle 
Vorsitz des vielbeschäftigten Dogen und seiner Räte konnte für 
ein Kollegium nicht ausreichen, zu dessen Hauptaufgaben es 
gehörte, in langen und subtilen Verhandlungen schwerwiegende 

in unserer Zeit vergl. Romanin II, 244 u. 356. Ueber die frühere I, 340 
und Hain 62 ff. 

i) Vergl. Kap. II, S. 42 ff. 

2) Sandi II, 5 10 hält es auch für wahrscheinlich, betont aber gleich- 
falls das Fehlen eines Beweises. 

3) Kap. II, S. 44. 

4) Liber fractus p. 6 . . . quod dux et consiliarii praesentes esse 
debeant in iudiciis eorum de XL. 
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Prozesse zu entscheiden. Aus diesem Grunde wurde der 
Quarantia noch ein besonderes eigenes Präsidium gegeben, 
wie es weder der Grosse Rat, nocti der Senat besass. Sic 
konnte sich aus ihrer Mitte selbständig drei Häupter (Capita) 
wählen, die ihre Verhandlungen leiteten.^) Dem Dogen und 
dem Kleinen Rate gegenüber nahmen die drei Capita eine sehr 
selbständige Stellung ein. So durfte ohne ihre Zustimmung 
der Doge nicht in die Verhandlungen eingreifen und besonders 
keine eigenen Anträge stellen, ohne sie vomer befragt zu haben.^ 
Nach emigen Jahrzehnten allerdings verschob sich diese Stellung 
durch eine Aenderun^, die nicht nur die Stelle der drei Capita 
hob^ sondern auch die durch das eigene Präsidium gewonnene 
Selbständigkeit des Kollegiums wieder beeinträchtigte. Man 
fügte nämlich den sechs Consiglieri die drei Häupter der Qua* 
rantia als gleichberechtigte Glieder des engsten Ratskollegiums 
hinzu und vervollständigte dadurch die sogenannte Signoria, 
damals noch gewöhnlioi Consilium minus genannt, welche 
Regierungsgewalt uns im folgenden Kapitel beschäftigen wird. 
Die Altersgrenze für ein Mitglied der Quarantia war auf 25 
Jahre festgesetzt,^) da jedoch Kein Venetianer in diesem Alter 
consiliator oder avocator schon gewesen sein konnte,*) so dürfen 
wir aus dieser Altersgrenze schltessen, dass für die iudices de 
proprio und die iudices petitionem ein niedrigeres Alter erfor- 
derlich war, da ja andere eben nicht in die Quarantia kommen 
konnten. Wahrscheinlich war die Altersgrenze für die richter- 
lichen Behörden 20 Jahre wie beim Grossen Rate, oder sie 
war unbestimmt gelassen. Auch für die Mitglieder der Qua- 
rantia galt das Prizip der sofortigen Wiederwählbarkeit bei 
ihrer jährlichen Erneuerung, was ja auch vonnöten war, da der 
Kreis derer, die das passive Wahlrecht besassen, ohnehin so 
klein war.*) Besondere Sorge trug man auch dafür, dass die 

i) Liber fractus p. 19 . . . quod eligantur in Consilio de XL tres 
capita qui sint sematunati ad consilium. 

2) Liber Bifrons XL p. 2 C. f. p. quod quando domini XL erunt 
insimul cum domino duce et eius consiliariis — nee dominus dux nee 
eius consüiarii debeant dicere de aliquo facto nee ponere aliquam partem 
ante iilam de XL nisi cum voluntate maioris partis eörum de XL. 

3) Liber Bifrons Quar. p. 4. C. f. p. quod nemo debeat esse XL 
nisi habeat XXV annis supra et inugatur in suo capitulari quod quando 
iurat dictum capituiare teneatur dicere si habet XXv annos. 

4) Für beide Aemter war die Altersgrenze selbst erst 25 Jahre. 

5) In einem Beschlüsse des Grossen Rates, allerdings erst aus dem 
Jahre 1321, heisst es (Liber Brutus p. 16) ... XL qui reeliguntur sine 
contumacia. Contumacia nannte man die später allgemein gebräuchliche 
Einrichtung dass zwischen Abiauf der Wahlzeit und der Wiederwahl eben 
so viel Zeit liegen musste, als man im Amte gewesen war. 
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40 Sitze des Kollegiums stets besetzt seien. Wenn ein Mit' 
glied der Quarantia Venedig aus irgend welchen Gründen zu 
verlassen genötigt war, so musste es 14 Tage vorher sein 
Mandat niederlegen, damit die Vollzähligkeit nicht unterbrochen 
werdet) Die Ersatzwahlen wurden nicht wie beim Senate durch 
Cooptation, sondern gleich den Hauptwahlen durch den Grossen 
Rat vollzogen. 

Zur Ausübung ihres Amtes tagte die Quarantia gleich den 
anderen Körperscnaften in dem eigens dazu bestimmten Saale 
des Dogenpalastes. ^) Ihre Sitzungen durfte sie in Rücksicht 
auf die Wichtigkeit der zur Verhandlung gelangenden Materien 
nicht zu beliebiger Zeit abhalten. Eine Vorschrift besagt, dass 
die Privatprozesse beispielsweise, die wohl den Hauptteil ihrer 
richterlichen Thätigkeit in Anspruch nahmen, nur an den Tagen 
verhandelt werden durften, an denen weder der Grosse Hat, 
noch der Senat Sitzungen hielten.^) Eine solche Verordnung 
ist ja durch die mannigfachen Wechselbeziehungen zwischen 
den einzelnen Körperschaften sehr wohl begründet. Die Mit- 
glieder der Quarantia wurden bald auch Mitglieder des Grossen 
Rates, während andererseits der Doge und seine Räte ver- 
pflichtet gewesen wären, den Sitzungen aller Körperschaften 
beizuwohnen. Dass man bei dieser Vorschrift die Quarantia 
besonders berücksichtigte, beweist abermals, welchen Wert 
man auf die Richtigkeit ihrer Entscheidung legte. 

Die Gerichtsbarkeit der Quarantia kennzeichnet dieses 
Kollegium in erster Linie als einen Appellhof.*) Wie der 
Senat die oberste Instanz für die staatlichen Prozessangelegen- 
heiten der Beamten bildet, so stellt die Quarantia eine solche 
für alle Fülle des Zivil- und Kriminalprozessrechtes dar.*^) Die 
Zivilprozesse, die, wie gesagt, nur an bestimmten Tagen ver- 
handelt wurden, entschieden in erster Instanz, je nach dem 
Streitobjekt, um das es sich handelte, die niederen Behörden.*) 
Wurde dann an die Quarantia appelliert, so musste sich auch 



i) Liber Bifrons Quar. p. 9. C. f. p. quod addatur in capitulari de 
XL . . . quod teneantur XL refutare quarantiam per XV dies antequaa> 
debeant exire de Venetiis. 

2) Sala della Quarantia im neuen Palast, verbunden mit einem be- 
sonderen Saal zum Empfang der Gesandten. 

3) Tentorri IV, 17. 

4) Das haben schon Lebret I, 384, Tentori IV, 17 und Sandi 
I^ 5 10 betont. Letzterer legt jedoch das Hauptgewicht auf das Recht, 
die Pregadi zu bestätigen, obschon das doch erst sehr spät in Kraft trat. 

5) Die modernen Ausdrüclce stimmen mit den damals in Venedig 
gebräuchlichen völlig uberein. 

6) Aufgezählt Kap. III. 

Historische Abhandlungen, IX. Heft. 1895. 6 
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der nicht appellierende Teil dem Urteil auf alle Fälle fügen, 
und zwar wie ausdrücklich hervorgehoben wird, auch wenn er 
nicht venetianischer Unterthan war.*) Bei diesen Verhandlungen 
mussten, wie beim Senat, die Richter, welche das Urteil in 
erster Instanz abgegeben hatten, anwesend sein und konnten auch 
zur Rechtfertigung ihres damaligen Wahrspruches in die Ver- 
handlung eingreifen.^) Gegen das Urteil der Quarantia gab es 
keinen weiteren Appell. 

Die Kriminalgerichtsbarkeit der Quarantia unterscheidet 
sich von der Zivilprozessordnung vor allen Dingen durch die 
Grösse des Gerichtsbezirkes. Die Zivilprozesse kamen nur dann 
vor die Quarantia, wenn das Urteil erster Instanz von Gerichts- 
behörden des Dukats gefällt worden war. Was ausserhalb 
desselben vorging, spielte sich lediglich vor dem Forum der 
Rettori, Consoli und der anderen Provinzialgerichtsbehörden ab. 
In Kriminalprozessen jedoch konnte aus allen Städten und 
Gegenden der Republik an die Quarantia appelliert werden, 
wenn sich Prozessparteien bei dem Urteil cier betreffenden 
Rettori nicht beruhigen wollten.^) Auch in diesem Falle war 
es erforderlich, dass die Richter der ersten Instanz bei der 
Appellverhandlung vertreten waren. Natürlich verlangte man 
keine persönliche Anwesenheit von den Rettori, die ja als hohe 

Politische Beamte nicht wegen jedes Prozesses ihren Amts- 
ezirk verlassen konnten. In den Verfügungen über diesen 
Teil der venetianischen Gerichtsverfassung werden auch die 
Behörden namhaft gemacht, gegen deren Urteil erster Instanz 
man in Kriminalprozessen an die Quarantia appellieren konnte. 
Es waren die Gerichtsbehörden des gesamten Dukats, die 
Rettori der Städte ausserhalb desselben, sowie die Rettori 
Dalmatiens und Istriens.*) Diese Bestimmungen sind in Venedig 
so lange in Geltung geblieben, als sich der Schwerpunkt des 
Gebietes der Republik nicht auf die terra ferma von Italien 
verlegt hatte. Dann sah man sich gezwungen, diesen Landes- 
teilen eine eigene richterliche Organisation zu geben. Die 
Quarantia konnte jede Strafe an Geld, Freiheit oder Leben 
verhängen, doch war über die Todesstrafe noch besonders be- 
stimmt worden. Obwohl der Doge und wenigstens ein Teil 
der Räte der Urteilsfällung beiwohnen mussten, war ein Todes- 



i) Liber fractus p. 4i . . . quod accipere debeat iudicium XL et altera 
pars Venetiana vel estranea. 

2) Liber Bifrons p. 11 enthält hier die gleiche Bestimmung, wie die 
entsprechende im Capitulare dei Pregadi. 

3) Liber Cerberus Avog. p. 16. 

4) Liber Cerberus Avog. p. 31. 
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urteil erst dann giltig, wenn der Doge und seine Räte es in 
privater Sitzung noch einmal ausdrücklich bestätigten. War 
es bestätigt, so musste es öffentlich verkündigt und öffentlich 
vollstreckt werden^), was ja auch zur späteren Gerichtsbarkeit 
des Rates der Zehn einen erheblichen (Gegensatz bildet. 

Diesen umfassenden Rechten gegenüber, die der Quarantia 
auf dem Gebiete der Jurisdiktion zugewiesen waren, entspricht 
es schon äusserlich der Berücksichtigung der Zeitverteilung, 
dass die politischen Befugnisse geringuigigerer Art sind. Aller- 
dings wird dies mehr durch ihre Zahl ausgedrückt, als durch 
ihre Bedeutung, die nicht zu unterschätzen ist. Gleich der 
Thätigkeit des Senats auf politischem Gebiet lässt sich die der 
Quarantia in zwei Gruppen trennen, in Gebiete, auf denen 
die Quarantia entscheiaende und solche, auf denen sie nur 
vorberatende Stimme hatte. Die ersteren erstrecken sich auf 
das gesamte Münz- und Geldwesen. Die grosse venetianische 
Münze (Zecca) stand in allen ihren Teilen unter der Oberaufsicht 
der Quarantia. Sie setzte die Zahl der zu prägenden Münzen 
fest, sie beaufsichtigte die Lieferung des Rohmaterials und 
bestimmte die Art der Prägung und der Ausgabe.^) Da die 
Quarantia seit 1179 bestand und Enrico Dandolo als der Doge 
bezeichnet wird, der die venetianischen Münzverhältnisse m 
geordnete Bahnen lenkte, so scheinen die Mitglieder der Qua- 
rantia seit dem Bestehen der grossen Münze die Aufsicht geübt 
zu haben.^) Allerdings haben auch frühere Dogen schon von 
ihrem Münzrecht Gebrauch gemacht. Es lässt sich feststellen, 
dass sämtliche Dogen unserer Periode Münzen meist mit ihren 
Bildnissen geprägt und ausgegeben haben.*) Ueber die Bedeu- 
tung der Münze und demgemäss auch ihrer richtigen Leitung 
und Beaufsichtigung für Venedig braucht nicht besonders ge- 
sprochen zu werden. Waren schon geordnete Münzverhältnisse 
im Mittelalter mit seinem noch nicht ganz entwickelten Geld- 
wesen für jeden Staat von unschätzbarem Wert, wie viel mehr 
erst für einen reinen Handelsstaat wie Venedig, in dem damals 
ja übrigens auch das Bankgeschäft sich zu entwickeln begann. 

i) Liber fractus p. 12. 

2) Die Verfügungen über die Münze aus unserer Periode sind wie 
alle der Quarantia verloren gegangen. Doch findet sich in Bestimmungen 
der späteren Zeiten häufig der Zusatz ut mos est oder more solito XL, 
so dass sich daraus Schlüsse ziehen lassen. 

3) Von der Regelung der Münzverhältnisse durch Enrico Dandolo 
berichtet Dandolo p. 316 und zwar von der Einführung der Silber- 
Grossi. 

4) Vergl. Papadopoli, Le monete di Venezia, Venezia 1893, für 
die ganze Münzfrage. 

^ 6* 
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Wir haben beim Senate gesehen, dass die Materien, in 
denen er die Vorberatung für den Grossen Rat hatte, nicht 
sachlich definiert waren. Es war dies auch nicht notwendig, 
da thatsächlich alles vor den Senat gelangte mit einziger Aus- 
nahme eines kompakten Gebietes, m dem der Quarantia ihr 
Vorberatungsrecht reserviert worden war und das für sie die 
letzte hier zu betrachtende Seite ihrer Thätigkeit bildete. Die 
Quarantia hatte nämlich die Vorberatung über sämtliche Fragen, 
die das Steuerwesen betrafen, wie in jedem Lande, so auch in 
Venedig eine der für den Staat wichtigsten Materien.*) Die 
Gesamtheit der venetianischen Steuern, die eine sehr hohe 
Summe darstellte, musste vom Grossen Rat bestimmt werden. 
Derselbe stützte sich dabei auf die Vorschläge, gewissermasscn 
auf das Budget, das die Quarantia in ihren Sitzungen durch- 
beriet und ihm vorlegte. Damit war dem Rate der 40 auch 
ein Einfluss auf alle Zweige des öffentlichen Lebens ermöglicht, 
namentlich auch soweit die Venedig unterworfenen Gebiete in 
Frage kamen. Man setzte damals, dem ganzen herrschenden 
Staatsgedanken entsprechend, die Steuern nicht nach der 
Leistungsfähigkeit der einzelnen Unterthanen, sondern nur nach 
den Bedürfnissen der Gesamtheit fest, wobei man naturgemäss 
die Stadt Venedig und das Dukat mehr zu schonen geneigt 
war, als das unterworfene Gebiet. 

In rein politischen Angelegenheiten war der Quarantia 
wieder sehr im Gegensatz zum Senat eine mehr repräsentative 
Stellung zugewiesen, als deren Hauptteil das Recht gelten 
kann, die Gesandten in feierlicher Audienz zu empfangen und 
sich ihre Wünsche noch besonders vortragen zu lassen.*) Eine 
aktivere Beteiligung an der Entscheidung der hochpolitischen 
Angelegenheiten kann auch deshalb als überflüssig bezeichnet 
werden, weil die Quarantia in solchen Dingen erstens in der 
Lage war, ihre politischen Ansichten und Wünsche durch ihre 
drei Häupter bei der Signoria zur Geltung zu bringen und weil 
in der Tnat der Senat der geeignetere Ort für diese Entschei- 
dungen war, da ihn seine richterlichen Befugnisse nicht so in 
Anspruch nahmen, wie die Quarantia. 

Aus dieser Darlegung aller der Gebiete, auf denen die 
Quarantia thätig war, geht schon hervor, dass ihre Bedeutung 
als Staats- und Kegierungsgewalt nicht an die des Senates oder 



i) LiberLuna p. 16 quod illi de XL capiant partes de tributis, contra- 
bannis et daciis et taciant capere easdem partes de maiori consilio. 

2) Das hat die Quarantia während der ganzen Dauer ihres Bestehens 
belassen. 
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des Grossen Rates heranreicht. Dieselbe steigerte sich aller- 
dings, als die Mitglieder der Quarantia das schon erwähnte 
Recht erhielten, über die Qualifikation der einzelnen Senatoren 
zu Gericht zu sitzen und deren Wahl hiedurch herbeizuführen 
oder zu annullieren. Als Gesamtbild ergibt sich aber doch, 
dass die Bedeutung der Quarantia nicht auf politischem Gebiet 
ihren Schwerpunkt hat. Sie ist einerseits eine hervorragend 
juristische, da der Rat der 40 das höchste Gerichts-Gremium 
der Republik darstellt ; sie ist ferner aber auch eine wirtschaft- 
liche in Anbetracht der Rolle, die Münz- und Steuerwesen 
in Venedig spielte.^) 

In der Reihe der massgebenden Regierungsgewalten, deren 
Bedeutung vom politischen Standpunkte gemessen werden muss, 
nimmt allerdings die Quarantia die letzte Stelle ein. Sie wird 
als Kollegium sowohl von der Signoria, als vom Grossen Rat 
und vom Senat an Einfluss und politischer Macht weit über- 
trofifen. Das gilt freilich nur in abgeschwächtem Masse von 
ihren drei Häuptern, deren Wirken aber mit der Zeit so mit 
dem der sechs Consiglieri und des Dogen verwuchs, dass ihre 
Beurteilung von der der Quarantia losgelöst und mit der der 
Signoria verbunden werden muss. 



i) Ueber die Aenderung, die von 1300 an in diesen Verhältnissen 
eintrat, siehe Kap. VII. 



Kapitel V. 
Die Signoria. 

(Consiglio Minore o Serenissima Signoria.) 

Es ist schon im ersten Kapitel dieser Arbeit betont worden, 
dass die Adelspartei in der venetianischen Verfassungsgeschichte 
des II., 12. und ij. Jahrhunderts den doppelten Zweck ver- 
folgte, einerseits die Macht des Dogen, andererseits die des 
Volkes zurückzudrängen und sich selbst als den zwischen beiden 
stehenden Faktor zum Mittelpunkt des ganzen Staatslebens zu 
machen. Wir haben dann in den drei vorhergehenden Ka- 
piteln gesehen, wie die Adelspartei eine Reihe von Institutionen 
schuf, die sie mit grossen Hechten ausstattete und in deren 
Hände sie die Regierungseewalt legte. Von diesen drei Be- 
hörden ist insbesondere der Grosse Rat mit dem unleug- 
baren Zweck entstanden, die dem Volk in seiner Gesamtheit 
entwundenen Rechte in der eigenen Hand zu vereinigen. Seine 
Macht, noch unterstützt von den analogen Bestrebungen des 
Senats und der Quarantia, reichte vollständig aus, um die 
Annullierung der Volksrechte zu stände zu bringen und jede 
Geltendmachung derselben zu verhindern. Natürlich hätte auch 
die Macht des Dogen dieser Konzentration von oligarchischen 
Gewalten nicht widerstehen können , falls er überhaupt den 
Wunsch oder ein Interesse daran gehabt hätte, sich dem Willen 
der Nobiles zu widersetzen. Trotzdem aber haben dieselben 
es für nötig gehalten, den Dogen noch besonders zu binden, 
indem sie ihn mit einem Ausschuss umgaben, der auch in der 
steten Nähe und unmittelbaren Umgebung des Fürsten den 
Grundsatz in ihm wach und lebendig erhalten sollte, dass er 
kein Monarch, sondern ein Erwählter derjenigen Teile des Volkes 
war, die in der Thatsache dieser Wahl kein Hindernis für eine 
unumschränkte Herrschaft ihres Willens zu sehen wünschten. 

Während bei der Einsetzung des Senats und der Qua- 
rantia die Nachrichten, die uns von diesen Ereignissen Mitteilung 
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machen, und die vorhandenen urkundlichen Beweise sich soweit 
decken, dass wir, wie die vorhergehenden Kapitel gezeigt haben, 
ein klares Bild zu erhalten vermögen, sind die Anmnge der 
Signoria ähnlich wie die des Grossen Rates in ein Dunkel gehüllt, 
das zu durchdringen bei den sich widersprechenden Anschauungen 
nicht leicht ist. Die Hauptstreitfrage, die uns hier entgegen- 
tritt, ist die, in welche Zeiten wir die Anfänge der Regierungs- 
gewalt zu setzen haben, die sich nach ihrer endgiltigen Gestaltung 
Signoria nannte. Der früher allgemein verbreiteten Anschauung, 
dass wir es im Rate des Dogen zuerst mit zwei, dann mit sechs, 
endlich mit neun Räten zu thun haben, ist neuerdings in Be- 
zug auf ihren ersten Teil die Berechtigung abgesprochen worden.^) 
Hain hat in seiner mehrfach zitierten Arbeit, die die venetia- 
nische Verfassungsgeschichte bis an die Schwelle unserer Pe- 
riode begleitet, erklärt, dass wir die ersten Seitenräte des Dogen 
erst in der Einsetzung der sechs Gonsiglieri von 1 178 zu suchen 
haben^) ; die bisherige Annahme, als sei die Einrichtung dieses 
Jahres nur eine Vermehrung der zwei Räte auf sechs, verwirft 
Hain mit Gründen, deren Unanfechtbarkeit allerdines nicht 
über jeden Widerspruch erhaben ist. Es muss freilich von 
vorneherein betont werden, dass ein abschliessendes und unan- 
greifbares Resultat sich in dieser Frage schwerlich jemals er- 
geben wird; man muss sich begnügen, der Wahrheit möglichst 
nahe zu kommen. Hain begründet seine abweichende An- 
schauung damit, dass er auf das Fehlen jedes urkundlichen 
Beweises für die Existenz der zwei Räte hinweist, eine That- 
sache, der nicht widersprochen werden kann. Eine Urkunde, 
in der sich vor dem Jahre 1 178 eine Unterschrift mit der Hin- 
zufügung des Titels consiliator fände, ist auch mir nicht ge- 
lungen aufzufinden.^) Ferner hebt Hain, und wiederum mit 
Recht, hervor, dass weder Canale, noch das Chronicon Alti- 
nate, noch endlich D a n d o 1 o etwas von den zwei consiliatores 
oder consiliarii zu berichten wissen, folglich sei nicht anzu- 
nehmen, dass angesichts dieses vielfachen Schweigens zwei Räte 
des Dogen bestanden hätten.**) Die gegenteiligen Nachrichten 
der bisherigen Verfassungshistoriker wären demnach als Miss- 



i) Von dem neuesten Bearbeiter des Stoffes, Hain, S. 88 f. Siehe 
auch S. 89 Anm. i. 

2) S. 89. 

3) Obschon ich im Gegensatz zu Hain auch die ungedruckten Ur- 
kunden einzusehen in der Lage war. 

4) Gleich den ungedruckten Urkunden sind auch die ungedruckten 
Chroniken Hain nicht zu Händen gekommen. 
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Verständnisse oder Irrtümer zu verwerfen. So stichhaltig 
diese Gründe scheinen, so lässt sich ihnen doch einiges ent- 
gegenhalten. Was das Schweigen der drei ältesten Chroniken 
oetrifft, so ist das vielleicht nicht als so ausschlaggebend zu 
betrachten, wie Hain es thut^), wenn man bedenkt, wie viele 
Thatsachen, deren Richtigkeit von niemand bestritten wird, 
deren Wert für die venetianische Verfassungsgeschichte un- 
schätzbar ist, von diesen drei Chroniken übergangen werden. 
Wir haben dies bereits im Rahmen dieser Arbeit anlässUch 
der Einsetzung des Grossen Rates betont, von der ja auch in 
keiner dieser drei Chroniken die Rede ist.*) Wollte man 
also das Argument Hains in voller Stärke bestehen lassen, 
so müsste man auch dieser Einsetzung sowie manchem anderen 
mit Misstrauen und Zweifel begegnen. Allerdings Hesse sich 
sagen, dass für die Einsetzung des Grossen Rates beispiels- 
weise urkundliche Beweise vorhanden sind, während solche für 
das Vorhandensein der beiden Räte fehlen. Auch dem gegen- 
über lassen sich aber zwei Punkte geltend machen; einmal 
nämlich ist zu bedenken, dass, trotzdem uns einiges Material zu 
Gebote steht, diese uns erhaltenen Dokumente nur einen ver- 
schwindenden Bruchteil der Gesamtheit darstellen. Es ist also, 
wenn man sich eines lateinischen Wortes erinnern will, nicht 
gesagt, dass das silentium der uns erhaltenen Urkunden zu 
einem argumentum aus der Gesamtheit berechtigt. Femer 
schliesst Hain auf den Einfluss und die Stellung der beiden 
Räte von der späteren Machtsphäre der Signoria aus. Das ist 
aber eine Vermeneung, die schon bei der Besprechung des 
Verhältnisses von Senat und Pregadi als verwirrend bezeichnet 
werden musste. Es ist durchaus nicht notwendig, wie es Hain 
thut, für die zwei Räte — für den Fall ihrer Existenz — eine 
so hervorragende Stellung anzunehmen, dass wir die Spuren 
ihres Wirkens auf Schritt und Tritt bei jeder Urkunde sehen 
müssten.*) Was ich unter dem Wirken der zwei Räte vor 



i) Von den neueren Bearbeitern des Stoffes wird durchweg die Nach- 
richt von der Existenz der zwei Rate acceptiert. Vergl. Lebret I, 335; 
Tentori IH, 290; Sandi I, 2 378; Romanin 11, 92; Raumer, Gesch. 
d. Hohenstaufen V, 177; G frörer I, 434; Giomo, Reg. del Sen. Arch. 
Ven. 17, 126; Predelli, Liber Plegiorum 17. 

2) Richtig ist, was Hain über Raumer sagt. Derselbe beruft sich 
ganz fälschlich auf Dandolo und dürfte dies Citat kritiklos einem älteren 
Werk entnommen haben. Auf diese Konstatierung kam es Hain wohl 
auch In erster Linie an. 

3) Siehe Kap. 11 S. 31. 

4) Hain sagt dar Über S. 89: „Wären sie vorhanden, so hätten sie 
im Rate des Dogen die erste Stelle einnehmen müssen und das Gesetz 
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1172 verstehe, wird gleich zu besprechen sein. Zunächst wird 
den negativen Argumenten gegen Hain noch ein positives an 
die Seite gestellt werden müssen. Hain hat sich zu leicht mit 
der Thatsache abgefunden, dass alle späteren Chronisten und 
alle Darsteller venetianischer Geschichte die Existenz der zwei 
Räte als unbestritten überliefert haben; es gilt dies, was die 
neueren Arbeiten betrifft, nicht nur von den weniger zuver- 
lässigen wie Lebret und Tentori, sondern auch von Sand i 
und von dem so durchaus verlässlichen Romanin. *) Diese 
Historiker gehen dabei auf ungedruckte Quellen zurück, die 
Hain nicht vorgelegen haben, nämlich auf die dem 16. und 
17. Jahrhundert angehörenden Chroniken des Barbaro, Bembo, 
Savina, Caroldo, Contarini, Muazzo u. s. w.®) Diese 
Chronisten sind sämtlich von dem Vorhandensein der zwei 
Räte überzeugt, wenn sie auch bezüglich einiger Detailpunkte 
divergieren. Es würde also nebenbei die Entscheidung darauf 
hinauskommen, welches Mass von Glaubwürdigkeit man den 
Chroniken der neueren Zeit gegenüber denen des Mittelalters 
schenken will.^) Die neueren Cnronisten, von denen ja beispiels- 

hätte ihnen auch einen Titel beigelegt, der ihre Stellung gekennzeichnet 
hätte. Die letzte Behauptung ist sicherlich falsch, denn Pregadi (die Er- 
betenen) ist ja auch kein Titel und wird auch in den Urkunden ebenso- 
wenig als solcher genannt und benutzt^ wie sapiens, als Hinzufügung einer 
Unterschrift, wennschon im Text „sapientes" genannt werden, 
i) Siehe Anm* i S. 88. 

2) So zitiert Lebret ausdrücklich Barbaro; Sandig Barbaro u. 
Sansovino. Die Nachricht findet sich bei ersterem p. 112, bei Savina 
p. 286, Caroldo p. gf, Contarini p. 116, Muazzo p. 311, Sansovino 
und Bembo lagen mir nicht vor. Bei ersterem noch Muazzo Liber XIII. 

3) Da diese späteren Schriftsteller in den Angaben so gut wie keine 
Abweichungen haben, begnüge ich mich, den sehr gut unterrichteten 
Muazzo wörtlich anzuführen: primo magistrato venetiano che si formo 
non dal Doge ma dalli cittadini e dal popolo che fu anche il indicio della 
mutatione che dovea seguir nel governo fu quello dei consiglieri del 1032 
nel tempo della creazione del Doge Domenico flabanico e le cause e motivi 
seguenti . . . onde accio a Tavenire i dogi portati dalla soverchia loro 
autoritä non cadettero in errori tali cui bisognasse a sudditi aver il ris- 
petto dovuto al loro capo fu deliberato d'eleggerli 2 assistenti col titolo 
di consiliatori o consiglieri accio con il consiglio di questi dovesse egli 
dirigerli e senza quello niente operare. E se bene anche avanti del fla- 
banico dice Andrea Dandolo fossero stati dati a Domenico Monegario col 
nome di tribuni come nel Lib. VII e XI: In cuius ducis creatione duos 
tribvmos annuales qui sub eo consisterent sibi proposuerunt — parlando 
di Domenico Monegario eletto 756 e come pare scrive il Carvedo fosse 
fatto nel elezione di Angelo Partecipatio nel 803 rifermo da Nicolo Crasso 
nelle sue annotatione XII con le seguente parole p. 345: Cuius suffectus 
fuit omnium civium consensu Angelus Partecipatius eidem tribuni bini 
assidere iusti qui publicis negoiiis sub eo darent operam. . . . Ad ogni 
modo levati subito ad interotto l'uso del crearli crediamo fossero dati 
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weise ein Barbaro, ein Bcmbo und Contarini den vor- 
nehmsten Geschlechtern der Republik angehörten, waren einer- 
seits jedenfalls in der Lage, sich über die Geschichte, die sie 
schrieben, ausreichende Aufschlüsse zu verschaffen, andererseits 
zeigen auch ihre Werke ein ungleich grösseres Erfassen der 
Aufgaben eines Historikers, als wir es von den annalistischen 
Aufzeichnungen der Chronisten des 13. und 14. Jahrhunderts 
verlangen können.*) Wenn wir also demzufolge die Frage nach 
der Existenz der zwei Räte bejahend beantworten wollen, so 
Hesse sich noch eine Versleichung herbeiziehen, die das von 
Hain betonte Fehlen urkundlicher Beweise bei den Unter- 
schriften in anderem Lichte erscheinen lassen könnte. Wir 
sahen vor dem Jahr^ 11 72 eine nicht organisierte Vereinigung 
derselben Elemente, die später den Grossen Rat bildeten, wir 
sahen in der gleichen Zeit und noch darüber hinaus den gleich- 
falls unorganisierten Kreis der Pregadi als Vorläufer des Senats. 
Wenn wir also wieder für diese selbe Zeit Räte des Dogen 
annehmen wollen, so ist es nicht notwendig, dieselben als Mit- 
glieder einer gesetzlich fixierten Behörde zu betrachten mit dem 
späteren Titel consiliator. Wie die herrschende Partei sich in 
ihrer Gesamtheit an den Staatsakten beteiligte, wie sie durch 
den engeren Kreis der Pregadi dem Dogen ihre Ansichten mit- 
teilte, so ist es nicht als ausgeschlossen zu betrachten, dass 
sie in analoger Weise durch zwei besondere Vertrauensmänner 
die engste Fühlung mit dem Fürsten herstellen wollte, ohne 
dass man denselben spezielle Titel gab. Als man dann alle 
diese Vereiniguneen organisierte, schuf man auch aus den hier 
bestehenden motnziellen Ratgebern eine Behörde, deren Glieder 
man von zwei auf sechs vermehrte. Wenn man zwischen der 
völlig verwerfenden Ansicht Hains und den unbedingt die zwei 

non alla carica ma alla persona e che in questo tempo solamente del 
flabanico fossero eletti i primi consiglieri continuarono nei successori e 
de quali dopo poi s'amplio il nome come si dice al suo luogo seguendo 
noi l'opinione della maggior parte degli Annali che labiamo veduti tra 
tutti e specialmente di Marco Barbaro e di Sansovino ed altri. — Diese 
Stelle mit ihrer zitatenreichen Genauigkeit scheint mir die entscheidendste 
unter den späteren Chronisten. Ueber die Bedeutung der Consiglieri setzt 
er später hmzu: Ma essendo in quel tempo (vor U72) forse la carica 
stessa die poca consideratione e molto inferiore di stima ai Giudici di 
comuni. 

i) Vergl. z. B. Foscarinis Urteil über Caroldo p. 172 f., Bembo 
171, Contarini 175, dessen sorgfältige Documentenbenützung er be- 
sonders hervorhebt. Auch Cechetti, II Doge S. 188, stellt z. B. Bar- 
baro an Glaubwürdigkeit direkt dem Dandolo gleich und zwar un- 
mittelbar in Verbindung mit der Frage der zwei Räte, für die Cechetti 
selbst 181 eintritt. Er nennt sie tribuni, dopo Consiglieri. 
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Räte acceptierenden Annahmen der anderen Historiker nach 
einer Vermittlung sucht, so lassen sich diejenigen Argumente 
beider Seiten, die an sich unanfechtbar sind, am besten durch 
die eben dargelegte Annahme vereinigen, der es vermöge der 
Analogie beim Grossen Rat und Senat nicht an innerer Wahr- 
scheinlichkeit fehlt. Die Frage freilich, ob man die Einsetzung 
dieser Räte ins Jahr 1032 verlegen oder ob man sie selbst bis 
ins Jahr 697 zurückdatieren soll, ist nicht zu entscheiden, da 
hierfür das Fehlen jedes urkundlichen Beweises den Ausschlag 
gibt. Durch die ganze Entwickelung wahrscheinlicher gemacht 
wird das Jahr 1032.O 

Die Ernennung der sechs Consiglieri, mit der auch der 
Rat des Dogen in die Reihe der organisierten Körperschaften 
tritt, fällt gleichfalls in das achte Jahrzehnt des 1 2. Janrhunderts. 
Allerdings ist auch über den Termin dieser Einsetzung ein 
Zweifel entstanden. Die allgemeine Ueberlieferung, der man 
sich in diesem Falle anschliessen kann, verlegt sie in das Jahr 
1 1 78, und zwar gestützt auf D a n d o 1 o , der sie zum Regierungs- 
antritt Oro Mastropieros berichtet.^) Vereinzelt hat man auch 
versucht, sie in das Jahr 11 72 zu verlegen, doch sind innere 
Gründe dafür nicht in ausreichendem Masse vorhanden.^) 
Aeusserlich ist bei den späteren Chroniken überhaupt das Be- 
streben vorhanden, die wichtigen Einsetzungen dieses Jahr- 
zehntes in dem einen Jahre 1 172 zusammen zu fassen.*) 

Die Bestimmungen von 1 1 78 verordnen, dass sechs Männer 
gewählt werden sollen, welche den Titel consiliatores erhalten 
und einen geschlossenen und organisierten Rat an der Seite 
des Dogen zu bilden haben. Es wurde in der Theorie die 
Verfügung getroffen, dass aus jedem der sechs Stadtteile ein 
Consiliator genommen werden soUe*^), eine Verteilung, wie wir 

1 ) So nehmen auch L e b r e t und R o m a n i n 1. c. an. Der Versuch 
die zwei Räte 697 als Nachfolger der Tribunen darzustellen, ist ähnlich 
aufzufassen wie der analoge Versuch bei der Quarantia. Siehe vor. Kap. 

2) Dandolo, Buch X Kap. 2 S. 308. . . . Dux ab omnibus habe- 
retur, qui consilio VI civium cfe diversis stirpibus de novo eligendorum 
unius pro sexterio ducis regimen aequaliter exerceret. 

3) Es berichten sie Savina und Gontarini, von den Quellen- 
schriftstellern, der letztere kennt aber die Zahl 11 78, stellt also nur eine 
eigene Hypothese auf. 

4) Man hat dies auch in den Handschriften des Dandolo gezeigt. 
In einer ist die, Anm. 2, zitierte Stelle bei 11 78 ausgestrichen und zur 
Wahl Zianis 11 72 gesetzt; bei einer anderen einfach durch Ausstreichen 
getilgt. Herr Dr. Simonsfeld, dessen Freundlichkeit ich diese Mit- 
teilungen danke, war bei seiner Untersuchung der Handschriften in der 
Lage, das zu konstatieren. 

5) Siehe Dandolo 1. c. unius pro sexterio. 
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sie in ähnlicher Form bei den Wählern des Grossen Rates 
finden.^) In der Praxis jedoch ergaben sich anscheinend Schwie- 
rigkeiten, gerade in jedem Stadtteile den geeignetsten Mann für 
einen so schweren und verantwortungsvollen Fosten zu finden ; 
wenigstens wird die obige Verfügung später dadurch erweitert, 
dass man vorschrieb, es sollten wenigstens drei consiliatores 
von jeder Kanalseite genommen werden, wenn auch nicht das 
Hauptgewicht auf die Verteilung nach Sestieri zu legen sei.^) 

Em Venetianer konnte dann zum ODnsiliator gewählt wer- 
den, wenn er die ja auch für Senat und Quarantia vorge- 
schriebene Altersgrenze von 25 Jahren erreicht hatte.^) Von 
dem Erfordernis einer praktischen oder technischen Vorbil- 
dung, wie bei der Quarantia, erfahren wir bei den consiliatores 
nichts, wenngleich eine andere Verfügung darauf schliessen 
lässt, dass man sie wenigstens nicht für ganz bedeutungslos 
hielt, wie wir gleich sehen werden. Wurde jemand zum Gon- 
siliator gewählt, so durfte er diese Würde nicht ausschlagen; 
that er es dennoch, so verzichtete er überhaupt auf eine öffent- 
liche Stellung in der Republik. Es durfte ihm dann kein an- 
deres Amt verliehen werden und er durfte in keiner Ratsver- 
sammlung einen Sitz haben.*) Der Zweck einer so drakonischen 
Vorschrift, die den Ablehnenden gewissermassen für das öffent- 
liche Leben tot erklärte, ist nicht recht ersichtlich. Man könnte 
annehmen, dass die, wie wir sehen werden, ungeheueren Arbeits- 
lasten, die ein Consiliator zu tragen hatte, zu viele Ablehnungen 
hervorriefen, wennschon eine solche Annahme eigentlich mit 
dem nicht im Einklang steht, was wir sonst von den Venetia- 
nem und ihrer Teilnahme am Staatsleben wissen.*) 

Die ersten sechs Monate seiner Thätigkeit durfte der Con- 
siliator nebenbei kein anderes Amt bekleiden, in der zweiten 
Hälfte seines Amtsjahres jedoch, wo er in die Pflichten seines 
Consiliatoramtes eingeweiht war, wurde ihm das gestattet.^) 

1) Kap. 11 S. 35. 

2) 1219 Liber fractus p. 4i C. f. p. quod eligantur tres Consiliatores 
de citra et tres de ultra canale si non sunt eligendi pro sexteriis. 

3) Liber Bifrons Doge u. Signoria p. 65 G. f. p. quod aliquis de 
cctero non possit esse consiliarius domini ducis nisi habuerit XXV annos 
completos. 

4) Liber Commune I . . . quod qui eligantur consiliarü non possint 
refutare dignitatem; at si refutaverit non eligatur officialis nee sit de 
maiori consilio et Rogatorum. 

5) Dass die Ablehnungen wegen der materiellen Erschwerungen 
(siehe folgenden Absatz) stattfanden, ist auch möglich. 

6) Der Originalbesdiluss ist verloren. Sein Inhalt ist durch Bezug- 
nahme verwandter Beschlüsse des Liber fractus festzustellen: Consiliator 
qui post 6 menses officialis esse potest ; ofiitio accepto sex mensibus post. 



— 93 — 

Es könnte Wunder nehmen zu sehen, dass man Männern, die 
mit den höchsten Stellen im Staate bekleidet waren, überhaupt 
gestattete, nebenbei Amtsfunktionen zu übernehmen, die auf 
einer weit niedrigeren Stufe standen. Hervorgerufen war diese 
befremdliche Einrichtung offenbar nur durch Rücksichten und 
Erwägungen finanzieller und materieller Art. Das Amt des 
Consfliator war, wie das der Mitglieder der übrigen Regierungs- 
gewalten, ein Ehrenamt; während aber die Würde eines Se- 
nators oder eines Mitgliedes der Quarantia keinen beeinträch- 
tigenden Einfluss auf das Privateinkommen und Vermögen ihres 
Inhabers hatte, war den Mitgliedern des Kleinen Rates eine 
Reihe lukrativer Einnahmequellen verschlossen. Sie sollten sich 
nicht an grösseren Handelsgeschäften beteiligen; sie sollten 
insbesondere keine Finanzgeschäfte machen, keine Versteige- 
rungen und Verlosungen unternehmen u. s. w.*) Man gine dabei 
von dem richtigen Gedanken aus, dass die sechs Gonsiliatores 
als bleibende Umgebung des Fürsten und namentlich äusserlich 
höchst eestelltes Kollegium der Republik in ganz besonderem 
Grade ihre Würde zu wahren haben. Für diese Würde der 
Gesamtheit wie des Einzelnen wäre es aber ausserordentlich 
schädlich gewesen, wenn derselbe sich in einen Bankerott oder 
sonst einen finanziellen Konflikt verwickelt gesehen oder durch 
Handelsspekulationen u. s. w. sein Vermögen verloren hätte. 
Auch reine Handelsinteressen spielten dabei mit. Man verbot 
z. B. den Mitgliedern des Kleinen Rates auch die Unternehmung 
von Exportgeschäften, damit nicht so hohe Mitglieder der Re- 
gierung, die selber die ZoUges^tze zu entwerfen hatten, günstige 
Bedingungen für ihre Unternehmungen schufen und die ande- 
ren Bürger durch Konkurrenz schädigten.^) Da nun, wie ja 
schon aus diesen Verfügungen hervorgeht, die meisten noch so 
vornehmen und hochstehenden Venetianer den Handel, der dem 
Charakter der Republik den Stempel aufdrückte, beibehalten 
hatten, so lag auch natürlich in den Einkünften dieses Betriebs 
die Hauptquelle ihres Vermögens. Eine Einschränkung der 
Handelsireineit, wie sie den Gonsiliatores gegenüber angewendet 
wurde, bedeutete also direkt eine Herabminderung ihres Privat- 
vermögens. Um sie dafür zu entschädigen, gestattete man ihnen 



1 ) Liber Bifrons p. 36 quod consiliarii — non possint habere partem 
de incantu nee gratia. — p. 45 quod consiliarii et 4o non habeant partem 
per se vel alios per totum tempus suoruni officiorum societatem de sale 
frumento, vel alio blado sed de pro revendere. Et si habuerit ante- 
quam esset consiliarius vel 4o quando consiliabitur super ipsius factis quod 
non possit stare ad ipsum consilium nee habere vocem super ipsis. 

2) Siehe den Scnluss der Anmerkung i. 
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die Annahme eines Nebenamtes, dessen Einkünfte die betreffende 
Lücke ausfüllen sollten. Selbstverständlich werden wir uns die 
Consiliatores nur in hohen Nebenämtern zu denken haben. Die 
Frage aber, ob es angebracht war, den Consiliatores den Handel 
einzuschränken, was trotz aller Staatsraison einen Eingriff in 
die persönlichen Rechte des Einzelnen bedeutet, wird man um 
so weniger bejahen können, als man das Aequivalent für ein 
sehr unglückliches halten muss. Wenn auch dafür gesorgt war, 
dass für den Consiliator die Thätigkeit im Kleinen Rat Haupt- 
beruf blieb ^), so liess sich nicht umsehen, dass das Nebenamt 
Zeit beanspruchte. Man raubte also den höchsten Staatswürden- 
trägern die Zeit für ihren Hauptberuf, jedenfalls ohne dadurch 
hindern zu können, dass das Nebenamt nicht in so gründlicher 
Weise verwaltet wurde, als sonst. 

Der Consiliator, der ein solches Nebenamt bekleidete, be- 
durfte für dasselbe keines besonderen Urlaubes, wenn er seinen 
Funktionen im Kleinen Rat obzuliegen hatte.^) Für den Fall, 
dass ein Consiliator auf die Ausübung seines Nebenberufes zu 
viel Gewicht legen sollte, wurde bestimmt, dass derselbe drei- 
mal wöchentlich dem Nebenamte zu liebe seiner Ratsthätigkeit 
entsagen dürfte.^) Die Amtsdauer betrug in der Regel ein 
Jahr. Wir finden allerdings eine durch Dekret des Grossen 
Rates getroffene Ausnahmebestimmung, wodurch für einen ein- 
zelnen Fall die Amtszeit auf nur V« Jahr festgesetzt wird.*) 
Doch kann man darin eben nur eine besondere, durch uns 
unbekannte Verhältnisse veranlasste Ausnahme erblicken, deren 
Existenz jedoch insoferne von Wert ist, weil sie uns die Be- 
rechtigung des Grossen Rates zeigt, auf die Amtsdauer des 
Consilium Minus Einfluss zu nehmen, also auch dieser Re- 
gierungsgewalt gegenüber seine zentralistische Stellung aufrecht 
zu erhalten. Nach Ablauf des Amtsjahres ist der Consiliator 
nicht sofort wieder wählbar; es ist vielmehr der einzige Fall 
in unserer Periode, in dem uns die Erscheinung der bereits 



i) Siehe unten. 

2) Liber Bifrons p. 35 . . . quod consiliarii electum qui tenentur 
audire consilium ipsa die qua audient non teneantur stare ad eorum offi- 
tium tarn qui nunc sunt quam qui de cetero eiigentur. 

ß) Liber Bifrons p. 5 1 quod sicut officiales qui eliguntur in consiliaria 
et qui modo sunt electi tenentur venire omni die ad audiendum consilium 
sie teneatur venire solum tribus diebus in ebdomada videlicet de aliis sint 
absoluti. 

4) Liber Comune I i25i . . . quod consiliarii eligantur hoc anno 
post 6 menses. 
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erwähnten Contumacia entgegentritt.^) Der Consiliator war erst 
dann wieder wählbar, wenn so viel Zeit seit seinem Austritt 
aus dem Gonsilium verstrichen war, als er demselben angehört 
hatte. Im Normalfalle des einen Amtsjahres also konnte ein 
Consiliator alle zwei Jahre gewählt werden. Hatte er aber in 
Folge irgend welcher speziellen Verhältnisse dem Gonsilium 
nur etwa einige Monate angehört, so konnte er auch nach 
eben so viel Monaten wieder gewählt werden, falls im Laufe 
des Amtsjahres eine notwendig werdende Ersatzwahl dazu 
Gelegenheit bot. Für den Fall allerdings, dass ein Gonsiliator 
wieder gewählt werden wollte und der Gontumacia wegen ein Jahr 
warten musste, war das Nebenamt insoferne von Wert für ihn, als 
er sich während der Gontumacia darauf zurückziehen konnte, 
ohne unthätig sein zu müssen. War ein Gonsiliator verhindert, 
seinen Sitz im Rate einzunehmen, und erreichte diese Behinderung 
die Zeit von vier Wochen, so ging er seiner Würde überhaupt 
verlustig.^ Später verschärfte man diese Massregel, indem man 
ihn schon nach 14 Tagen seines Amtes entsetzte.*) Wollte 
ein Gonsiliator aus irgend welchen Gründen Venedig auf längere 
Zeit verlassen, so durfte er seine Stellung nicht bis zum letzten 
Tage seiner Anwesenheit beibehalten, sondern musste sie min- 
destens zwei Monate vor seiner Abreise niederlegen, damit die 
rechtzeitige Vornahme der notwendig gewordenen Ersatzwahl 
veranlasst werden konnte.*) Wenn im Gonsilium Angelegen- 
heiten zur Sprache kamen, die die Person eines der Räte oder 
dessen Familie näher angingen, so musste derselbe wie in den 
übrigen korporativen Versammlungen das Beratunsszimmer 
verlassen^); doch finden wir eine sehr von den anderen ab- 
weichende Vorschrift. Verliess ein Gonsiliator aus dem er- 
wähnten Grunde die Beratung, so blieb sein Platz nicht offen, 
sondern es trat ein Ersatzmann für ihn ein. Zu solchen Ersatz- 



i) Liber Bifrons p. 86 . . . quod consiliarii . . . tantum debeant 
vacare a consiliaria quantum ipsi consiliarii steterint in consiliaria et non 
plus. Ueber die Contumacia siehe Kap. IV. 

2) Liber fractus p. 19. 

3) Liber Bifrons p. 62 . . . quod sicut consiliarii perdunt consiliariam 
si stant c^uod non veniant ad officium occasione innrmitatis per unum 
mensem ita perdant consiliariam si steterint pro aliqua occasione quam 
pro infirmitate tam extra quam intus per XV dies quod non veniant ad 
officium. 

4) Liber Cerberus p. 26. Der Wortlaut entspricht dem zitierten 
Beschluss bei der Quarantia. 

5) Liber Btfrons p. 28 . . . quod sicut propinqui, qui habent facere 
aliquid coram domino duce et consilio exeunt de consiliis maiori et roga- 
torum et quarantiae sie exire debeant de parvo consilio quando habebunt 
propinqui eorum aliquid petere. 
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männern aber konnten nicht ohne weiteres etwa alle Mitglieder 
des Grossen Rates oder einer anderen Regierungsgewalt be- 
stimmt werden. Es waren vielmehr eine kleine Zahl von Be- 
hörden dazu ausersehen, im Notfalle ihre Mitglieder als Ersatz- 
männer für die Signoria zu stellen.. Für das 13. Jahrhundert 
werden uns da an erster Stelle die avocatores genannt, femer 
die auditori delle sentenze, proveditori del comune, officiali ai 
tre Cattaveri und die sopraconsoli, also etwa die Oberbehörden 
der einzelnen Verwaltungszweige. ^) Die an sich ungewöhnliche 
Erscheinung, dass man die Mitglieder einer Regierungsgewalt 
nicht durch die einer anderen, sondern durch Angehörige der 
Behörden ersetzte, erklärt sich wohl durch die Erwägung, dass 
die Mitglieder der Regierungsgewalten mit eigenen Sitzungen 
überhäuft waren und wenig Zeit übrig hatten. Auch der Fall, 
dass sämtliche Mitglieder des Kleinen Rates nach dem strengen 
Gebrauch der Vorschriften die Beratung hätten verlassen müssen, 
was ja bei der kleinen Zahl immerhin vorkommen konnte, war 
vorgesehen. Es traten dann nicht etwa lauter Ersatzmänner 
ein, sämtliche Consiliatores blieben dann vielmehr, eine Lösung, 
die man zwar als praktisch, aber nicht als konsequent bezeich- 
nen kann.^) Verzeichnen wir noch die Bestimmung, dass alle, 
die mit dem Dogen verwandt oder verschwägert waren, ein 
für alle mal aus dem Kleinen Rat ausgeschlossen waren^), so 
wäre das erschöpft, was uns von der Constituierung und Ge- 
schäftsordnung des Consilium bekannt ist. 

Für die ersten Jahrzehnte, in denen die sechs Consiliatores 
ihres Amtes walten, werden uns als Ersatzmänner für den oben 
geschilderten Fall an erster Stelle noch die drei Häupter der 
Quarantia genannt, die ja bei der mehr richterlichen als poli- 
tischen Bedeutung dieser Körperschaft ebenso als die Mitglieder 
einer Behörde, wie einer Regierungsgewalt betrachtet werden 
konnten.'*) 

Am Anfange des 13. Jahrhunderts nun muss die Ueber- 
zeugung eingetreten sein, dass die Zahl von sechs Consiliatores 
für die Erfordernisse der Regierung nicht ausreichte, da ja 
unsere Periode zu denjenigen gehört, in denen ein rasches 
Aufblühen der Republik und namentlich ihres Handels zu 

i) Liber fractus p. 25 quod si exeat consiliarius pro propinquis 
intret in consilium avogator etc. Ueber die einzelnen Behörden vergl. 
Romanin II, 353 ff. 

2) Liber Verde (Canc Duc.) p. 3. 

3) Prom. der Dogen Zeno 1253 u. Contarini 1275. 

4) Liber Luna p. 19 . . . quod intrent in consilium minus capita 4o 
si consiliatores exire debeant pro propinquis. 
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bemerken ist. Man dachte also an eine Vermehrung des Rates 
und bewerkstelligte dieselbe einfach dadurch, dass man nicht 
die Stellen von drei neu zu wählenden Consiliatores schuf, 
sondern die jeweiligen Inhaber der drei in erster Linie in Be- 
tracht kommenden Ersatzmännerstellen, die capita der Quarantia, 
als ständige Mitglieder in den Rat berief. Der Rat erfuhr da- 
durch eine Erhöhung der Mitgliederzahl von sechs auf neun 
und erhielt damit seine endgiltige Organisation. Der seitherige 
Titel consilium minus wircf beibehalten, doch tritt später die 
Bezeichnung Signoria an seine Stelle. Das Jahr, in dem die 
drei Häupter der Quarantia zum Kleinen Rat gezogen wurden, 
lässt sich genau nicht feststellen. Es fehlt jedes Dekret, 
das diese Verfügung trifft, sowohl in den Büchern des Grossen 
Rates, als in denen der avogatores und des Senats. Die erste 
Urkunde, bei der die drei Häupter der Quarantia schon als 
Mitglieder des Kleinen Rates fungieren, stammt aus dem Jahre 
1231.^) Es lässt sich also nicht mehr sagen, als dass die Hinzu- 
ziehung in den ersten Jahrzehnten des 13. Jahrhundens sich 
vollzogen hat. Dass dieselbe auch auf die Stellung des Kleinen 
Rates zur Quarantia nicht ohne Einfluss war, ist oben schon 
betont worden.^) 

Für die Erkenntnis dessen, was die consiliatores in unserer 
Zeit als ihre Pflichten ansahen, ist uns ein interessantes Doku- 
ment erhalten in dem Amtseide, den die Räte des Jahres 1229 
bei der Inthronisation des Dogen Jacopo Tiepolo im Anschluss 
an dessen Promission schworen.^) Derselbe enthält eine Reihe 
teils allgemeiner, teils spezieller Bestimmungen, die Folgendes 
besagen : Zuerst geben die Räte, wie bei allen derartigen Eiden, 
die Versicherung, dass sie ihr Amt in vollster Unparteilichkeit, 
ohne Begünstigung oder Anfeindung Einzelner, verwalten wollen ; 
sie wollen weder für sich, noch für ihre Angehörigen, noch 
durch Beauftragte in ihrem Namen Geschenke annehmen oder 
erbitten; auch wollen sie niemandem unberechtigter Weise 
solche verschaffen; sie versprechen, jeden Auftrag auf das 
Genaueste auszuführen und niemals ohne zwingende Gründe 
die Ratssitzung zu versäumen, zu der sie die Glocke von San 
Marco ruft ; ihrer Hauptaufgabe, die Regierungsakte des Dogen 
zu beraten und zu überwachen, wollen sie mit unparteiischer 



1) Cancell. Ducale Dekret vom 13. März 1231 (nicht wie Tentori 
IV, 12 angibt vom i4.) . . . consentientibus consiliariis et capitibus quarantiae. 

2) Kap. IV. 

3) Dasselbe steht im Liber Plegiorum No. 660 unter dem Datum des 2. 
Sett. 1228. Es ist aber jedenfalls erst 1229 beschworen, wenn auch früher 
abgefasst. Bei Predelli S. i56. 

Historische Abhandlungen, IX. Heft. 1895. 7 
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Gerechtigkeit und gleich wohlwollender Gesinnung gegen jeder- 
mann nachkommen, gleichviel, um was für Staatsangelegenheiten 
es sich handelt; den Anregungen der Concio wollen sie mög- 
lichst nachgeben, ausser wenn dieselben bereits gefassten Be- 
schlüssen des Grossen oder Kleinen Rates zuwiderlaufen, die 
sie — die Räte — auszuführen verpflichtet sind; sollte sich 
der Doge einem solchen Beschluss der Regierungsgewalt gegen- 
über zögernd oder widerstrebend verhalten, so wollen sie ihn 
an seine Pflicht erinnern und zu ihrer Erfüllung veranlassen; 
jedes an sie gelangende Gesuch wollen sie prüfen und wenn 
möglich berücksichtigen; sie wollen die Gottesfurcht pflegen 
und jeden Freitag in corpore in der Messe erscheinen. 

Wie gesagt, wurde dieser Amtseid im Anschluss an die 
Promission des Dogen beschworen und ist auch, was seine 
Gestaltung anbetrifft, ganz nach dem Muster einer solchen 
geschaffen worden.^) In Folge dessen enthält er ausser dem 
allgemeinen noch einen speziellen Teil-), dessen Bestimmungen 
uns heute oft sehr unwichtig erscheinen, weil sie sich zumeist 
auf gerade schwebende Streitfragen oder öffentliche Vorkomm- 
nisse beziehen, namentlich wenn dieselben Aufregung in wei- 
teren Schichten der Bevölkerung hervorgerufen hatten. Da die 
Promission, wie im ersten Kapitel dargelegt, öffentlich be- 
schworen wurde, so war sie daher eine günstige Gelegenheit, 
solche Aufregungen durch Versprechungen zu beschwichtigen. 
Aus diesen äusseren Umständen erklärt sich auch in diesem 
Amtseide die den thatsächlichen Verhältnissen durchaus nicht 
mehr entsprechende Berücksichtigung und Namhaftmachung 
der Concio.^) 

Für die Erkenntnis der Pflichten des Kleinen Rates ist der 
spezielle Teil des Amtseides zwar nicht ohne Interesse, doch 
zeigen einzelne seiner Bestimmungen, dass die Consiliatores an 
dieser Stelle mehr als Vertreter der Regierungsgewalten über- 
haupt, wie als besondere Behörde zu betrachten sind. Zum 
Beispiel versprechen sie, für die richtige Ernennung der capi 
di contrada*) sorgen zu wollen, obschon uns nichts davon be- 

i) Das nimmt auch Romanin an, bei dem dieser Eid im Auszug 
und in Uebersetzung II, 218 zu finden ist. 

2) Aeusserlich ist nur ein Teil vorhanden. Die Bestimmungen spe- 
zieller und allgemeiner Art sind gemischt. Eine erkennbare Disposition 
oder Redaktion ist überhaupt nicht vorhanden. 

3) 1228 oder 1229 kam dieselbe gar nicht mehr in Betracht. Vergl. 
Kap. I. 

4) Die capi di contrada gehörten zu den Polizeibeamten, die aller- 
dings von der Signoria beaufsichtigt wurden, wie unten gesagt ist. 
Auf die Wahl aber erstreckte sich diese Aufsicht nie. 
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kannt ist, dass diese Behörde vom Kleinen Rat, anstatt wie 
alle anderen vom Grossen Rat ernannt worden wäre. Ein an- 
derer Punkt besagt, dass sie allen Staatsangehörigen verloren 
gegangene Güter wieder verschaffen wollen, eine Aufgabe, mit 
der man dann sofort den Senat betraute, der allerdings erst 
kurz nach Tiepolos Regierungsantritt geschaffen wurde. ^) Im 
Uebrigen finden sich noch Bestimmungen über die Verprovian- 
tierung der Hauptstadt'^), über die Beaufsichtigung der niederen 
Finanzbehörden ^) und über die Regelung des Verkehrs inner- 
halb des Dogado. Das sind im wesentlichen die Bestimmungen 
des speziellen Teiles. Selbstverständlich bieten diese Bestim- 
mungen kein übersichtliches Bild der Pflichten und Rechte der 
Signoria, ebensowenig als uns die Promissionen der Dogen 
ein solches von der ganzen Regierunesgewalt gewähren.*) 
Immerhin aber kann es als nicht überflüssig erscheinen, ein 
solches Schriftstück etwas genauer wiederzugeben, da es das 
einzige der Art ist, das uns aus unserer Periode über die 
Signoria erhalten ist. 

Auch die Thätigkeit der Consiliatores kann von mehreren 
Gesichtspunkten aus betrachtet werden, wie wir dies schon 
bei Senat und Quarantia gethan haben. Allerdings konnte 
man hier zwischen Jurisdiktion und Staatsregierung unterschei- 
den, während der Signoria nur in einem einzelnen speziellen 
Falle richterliche Befugnisse zustanden. Aber innerhalb ihrer 
politischen Rechte lassen ^ich mehrere Einschnitte machen. 
Wir haben hier die Stellung zu fixieren, die die Räte dem 
Dogen gegenüber einnahmen, die Thätigkeit zu betrachten, die 
sie in Gemeinschaft mit dem Dogen im Staate entfalteten, und 
endlich dem nachzuforschen, was ihnen sonst noch an selb- 
ständigen Entscheidungen zugewiesen war. 

Was die Stellung der Signoria zum Dogen betrifft, so 
haben wir im Beginn des Kapitels auf ihre Bestimmung hin- 
gewiesen, die Veroindung zwischen dem Dogen und der herr- 
schenden Klasse darzustellen und zwar die engste von allen 
vorhandenen. Der Amtseid zeigte ferner, dass sie es als eine 
Hauptaufgabe betrachteten, den Dogen zu überwachen. Der 
unverhohlene Zweck ihres Bestehens war also derart, dass man 
sich nicht hätte wundern dürfen, wenn zwischen dem Dogen 



i) Kap. III S. 62. 

2) Es sollen 1000 Moggia Getreide nach Venedig geschafft werden, 
und wenn sie nicht reichen 2000. 

3) Die Rechenschaftsberichte der Camerlenghi di Commune sollen dem 
Dogen durch die Consiliatores vorgelegt werden. 

4) Ueber die Promissionen vergl. Kap. I u. Kap. VI. 

7* 
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und seinen Räten Misstrauen geherrscht und sich auch in ihrem 
Zusammenwirken Gegensätze gezeigt hätten. Es ist ein deut- 
licher Beweis von der hoffnungslosen Unterwerfung des Fürsten 
unter den Willen und die Macht der Aristokratie, dass solche 
Gegensätze in unserer Periode kaum bemerkbar werden, ob- 
wohl gerade damals die neuen oligarchischen Institutionen sich 
entwickelten und ihre Stellung im Staate fixierten. Zu ernsten 
Konflikten ist es ja überhaupt nur bei Marino Faliero gekommen, 
der vergebens die gegen das Dogentum gerichtete Entwickelung 
zurückzuschrauben versuchte.^) Der Grosse Rat hat dennoch 
auch in unserer Zeit mit der Möglichkeit von Streitigkeiten 
zwischen dem Dogen und den Consiliatores gerechnet, und 
was er da vorschrieb, ist wiederum sehr charakteristisch. Bei 
Meinungsverschiedenheiten soll stets die Ansicht der Signoria 
es sein, nach der in dem betreffenden Falle vorgegangen wird.*') 
Damit war also die Unselbständigkeit des Dogen gegenüber 
seinen Räten zum Prinzip erklärt. Dieselbe war denn auch 
bald eine so ausgesprochene, dass uns in fast sämtlichen 
Urkunden und Beschlüssen der Doge und seine Räte nur als 
eine Regierungsgewalt erscheinen. Eine Anordnung des Rates 
z. B. richtet sich immer nur an Beide, ein Wille und ein Ent- 
scheidungsrecht des Dogen als Person ist unbekannt^); der 
Wille seiner Räte muss auch der seine sein. Die Stellung der 
Consiliatores der Dogenwürde gegenüber kennzeichnet sich 
schon sehr deutlich bei der Wahl-, wie hier zu rekapitulieren 
gestattet sei.^) Die Räte übernahmen während der Sedisvakanz 
des herzoglichen Thrones die Regierung unter dem Vikariat 
des ältesten unter ihnen ^); sie sind also die berufenen und 
selbstverständlichen Vertreter des Fürsten. Sie veranlassen und 
leiten alles, was zur Neuwahl erforderlich ist; durch sie ergeht 
der Ruf an die Concio, unter ihrer Leitung werden vor 1268 
die Wahlherren ernannt ; in diesem Jahre verdanken wir ihrer 
Initiative das Dogenwahlgesetz; bei seiner Ausführung leiten 
sie den Grossen Hat ; unter ihrer Aufsicht werden die emzelnen 

i) 1354. Vergl. auch Kap. VII. 

2) Liber Fractus p. 61. Si dissentiant d. dux et consiliatores pro- 
grediatur eo modo quem dixerint consiliatores. 

3) So enthalten die Libri Bifrons et Fractus der Avogaria für jede 
Regierungsgewalt besondere Kapitel. Das erste jedoch führt den gemein- 
samen Titel: Incipit Liber communis continens in se consilia domino 
duci et consiliariis pertinentia. 

4) Das Nähere Kap. I. 

5) Der Fall von i2o5, die Vertretung Enrico Dandolos durch seinen 
Sohn Reniero ist schon als eine Ausnahme bezeichnet worden. Man kann 
sie als einen Akt des Vertrauens gegenüber Dandolo ansehen, der ja auch 
unter den Dogen unserer Periode eine ganz exceptionelle Stellung einnimmt. 
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Wahlgänge vorgenommen ; durch ihren Mund erfährt das Volk 
den Namen semes neuen Fürsten und von der Hand ihres 
Vikars empfängt der Doge selbst die Hommütze, das Zeichen 
seiner Würde. Die ungemein vorwaltende Stellung, die sich 
aus dieser gedrängten Rekapitulation ihrer Rechte am Wahl- 
tage ergibt, ist beaeutsam auch für ihre Stellung während der 
Regierungszeit des so gewählten Fürsten. Wie jeder Schritt 
der Wahl, so ist auch jeder Schritt des Gewählten von ihrer 
Leitung und Zustimmung abhängig. Kein Beschluss und kein 
Akt des Dogen ist giltig, ohne die Einwilligung der Räte oder 
wenigstens der Mehrheit unter ihnen.*) Für eine Reihe von 
minder wichtigen Gelegenheiten war auch die Zustimmung und 
Anwesenheit von zwei Consiliatores ausreichend. So durfte 
nur mit zwei Räten gemeinsam der Doge Briefe öffnen und 
Briefe absenden, wenn dieselben Staatsangelegenheiten betrafen 
oder auch nur offizielle Persönlichkeiten zu Empfängern oder 
Absendern hatten.^) In gleicher Weise aber, wie dem 
Fürsten jeder unbeaufsichtigte Verkehr mit dem Auslande ab- 
geschnitten war, bewachte man im Verkehr mit seinen Unter- 
thanen selbst die Audienzen, bei denen gleichfalls zwei Räte 
anwesend sein mussten.^) Das bei diesen Vorschriften geltende 
Prinzip drückte sich aber am schärfsten in der Bestimmung 
aus, dass der Doge zu jeder Stunde verpflichtet sei, seine Räte 
zu empfangen.^) Damit war allerdings ihr Ueberwachungsrecht 
in Permanenz erklärt. Auch wenn er Venedig verlassen wollte, 
musste hierzu erstens die Einwilligung der Räte vorliegen, 
zweitens mussten zwei derselben ihn begleiten ^), ausser im 
Kriegs falle.®) 

V on der Thätigkeit, die die Consiliatores in Gemeinschaft 
mit dem ihrem Willen und Einfluss unterworfenen Dogen zu 
entwickeln haben, ist uns der wichtigste Teil schon in den 
vorhergehenden Kapiteln entgegengetreten, der Vorsitz in den 
drei massgebenden Körperschaften der Republik. Wir konnten 



i) Als Mehrheit galten von den sechs consiliatores vier, von den 
neun sechs. 

2) So beschwört Tiepolo in seiner Promission, seine Wahl keinem 
fremden Fürsten anzuzeigen mit wenigen Ausnahmen, und da nur mit 
Zustimmung der Räte. Für die AnWsenheit beim Lesen der Briefe Liber 
Bifrons p. 54. 

3) Liber Bifrons p. 54 — quod dux non audiat speciales personas 
sine consiliariis duobus. 

4) Liber Fractus p. 82 — consiliarii omni hora recipiantur a do- 
mino duce. 

5) Liber Fractus p. 68. 

6) Vergl. Kap. VL 
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auch bisher schon den Gang der \nenetianischen Staatsgeschäfte 
dahin verfolgen, dass wir den Grossen Rat die definitiven Ent- 
scheidungen der Angelegenheiten treffen sehen, die vom Senat 
und, wenn es Steuersacnen betraf, von der Quarantia vorbe- 
raten waren. In der Signoria sehen wir nun die Körperschaft, 
der die erste Ausarbeitung dieser Entwürfe zugewiesen ist. 
Die Signoria hat allein das Vorschlagsrecht in den anderen 
Körperschaften, und zwar auch insoferne das ausschliessliche, 
als in gleicher Weise jeder Initiativantrag eines Mitgliedes dieser 
Körperschaften ihrer Zustimmung bedurfte.^) Es zeigt übrigens 
diese Vorschrift, wie notwendig es für die Erreichung der 
aristokratisch-oligarchischen Ziele war, dass die Körperschaften 
der Republik unter einander und namenlich, dass die drei 
grösseren mit der Signoria in der Parteirichtung überein- 
stimmten. 

Der Schwerpunkt des Präsidialrechtes bei den einzelnen 
Regierungsgewalten lag naturgemäss in den Verhandlungen des 
Grossen Rates. Wie dieses Recht hier äusserlich gehandhabt 
wurde, ist oben schon besprochen worden.^) Es ist hier nur 
noch daran zu erinnern, dass es das Recht der Signoria war, 
diese entscheidenden Sitzungen des Grossen Rates nach eigenem 
Gutdünken anzuberaumen. Dieses Recht wurde im Laufe des 
13. Jahrhunderts noch in einer Weise erweitert, die die hohe 
Stellung der Consiliatores dem Rate gegenüber hervorzuheben 
geeignet ist. Man gab nämlich jedem Consiliator, der aus 
seinem Amte geschieden war, die Berechtigung, noch innerhalb 
der ersten vier Wochen nach seinem Ausscheiden den Grossen 
Rat selbständig einzuberufen, falls er glaubte, dass noch An- 
gelegenheiten aus seiner Amtszeit rückständig seien, bei deren 
Besprechung er anwesend sein wollte. Auch sollte wohl damit 
Gelegenheit gegeben werden, Klagen entgegenzutreten, die nach 
dem Ausscheiden über die Amtsführung laut werden konnten.^) 

Der Vorsitz im Senat stand dem im Grossen Rat an Wich- 
tigkeit nach, wenigstens in den politischen Angelegenheiten, was 
sich durch den vorberatenden tharakter der Verhandlungen er- 
klärt. Auch insoferne waren ja die Verhandlungen des Senats 
nicht abschliessend, als hier entstandene Gegensätze angesichts 
der Mitgliedschaft der Senatoren im Grossen Rat dort stets 
wieder aufleben konnten. Das Gleiche gilt natürlich von dem 

1 ) Eine Verfügung zusammenfassender Art besteht dafür nicht, doch 
geht es aus dem Gesamtbild klar hervor. 

2) Kap. II S. 46. 

3) Liber commune I, 1262 . . . quod consiliarii ac uno mense post- 
quam consiliariam abdicaverint possint convocare maius consilium. 
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Vorsitz und der Beteiligung der Signoria an den vorberatenden 
Verhandlungen des Rates der 40. vielleicht allerdings war hier 
die Bedeutung etwas gehoben durch die Angehörigkeit der drei 
capita der 40 zur Signoria selbst. Man kann wonl annehmen, 
dass in Folge davon etwaige Gegensätze zwischen den An- 
schauungen der Consiliatores und denen der Quarantia schon 
in den Sitzungen der ersteren durch Intervention der drei capita 
unterdrückt worden sind. Den politischen Befugnissen des 
Senats und der Quarantia stehen ja nun aber die richterlichen 
gegenüber, und diese waren namentlich im Senat von Bedeutung 
für die Signoria, weil sie einen Teil der Jurisdiktion betrafen, 
der die Signoria näher anging. 

Wie wir sahen, war die venetianische Gerichtsverfassung 
eine sehr vielgliedrige und mannigfaltige. Neben den richter- 
lichen Befugnissen der Polizeibehörden bestanden die zahl- 
reichen Gerichte erster Instanz, deren Arbeitsteilung ziemlich 
weitgehend war. Wir sahen für die besonderen Fälle der 
Beamtenprozesse die Avogaria und als deren Appellinstanz den 
Senat. Vor diese richterlichen Behörden kamen aber nur Pro- 
zesse von Beamten oder Behörden gegen den Staat oder gegen 
Privatparteien. Die Gerichtsbarkeit in Prozessen hingegen 
zwischen zwei Behörden oder zwischen Beamten unter sich 
war der Signoria zugewiesen, natürlich unter dem Vorsitz des 
Dogen.^) Das Urteil sollte dabei gefällt werden nach dem 
Capitular der betreffenden Behörden und, wenn dasselbe den 
streitieen Fall nicht aufklärte, nach dem Herkommen, also durch 
Gewohnheitsrecht. Durch diese Pflicht nimmt auch die Si- 
gnoria an der Jurisdiktion in Venedig teil. In Mitleidenschaft 
wurde sie übrigens bei gerichtlichen Angelegenheiten noch in 
anderer Weise gezogen. Ein Beschluss des Grossen Rates 
nämlich weist ihr die Aufgabe zu, die sich aus der eben er- 
wähnten Vielgestaltigkeit der venetianischen Gerichtsverfassung 

i) Liber Bifrons p. 25 C. f. p. quod si aliqua questio fuerit int er 
unum officialem et alium diversorum offitiorum de aliquo facto quod 
dixerint sibi pertinere per sua capitularia in ipso facto nee unus nee alius 
se debeat impedire nisi secundum quod se ad invicem concordabunt et si 
concordes non fuerint nee poterunt concordari, possint et debeant ire 
ipsi officiales ad dominum ducem et eius consilium et ipsam questionem 
quam habuerint referare. et dominus dux et eius consilium — secundum 
formam capitularium ipsorum officialium ipsam questionem debeant dif- 
finire * quam sententiam et diffinitionem ipsi ofnciales teneantur et de- 
beant observare. Et hoc addatur in capitularibus officialium. — Bei 
dieser Hinzufügung steht im Cap. dei Proc. di S. Marco p. 25 an der 
mit * bezeichneten Stelle noch ninzugefügt: et si capitularia non dent 
securitatem de questione diffiniatur secunaum morem et consuetudinem. 
— Ebenso im Gap. dei Anziani alla Pace p. 19. 
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von selbst ergibt und als notwendig erweist. Schon dem Vene- 
tianer selbst konnte es nicht immer gelingen, allein zu ent- 
scheiden, vor welchen der zahlreichen Gerichtshöfe sein Prozess 
fehörte; hierzu kam dann noch der Umstand, dass auch oft 
remde, von denen ja die grosse Handelsstadt wimmelte, solche 
Prozesse hatten und sich noch weniger zurecht finden konnten.^) 
Solche Prozessparteien verwies nun der Grosse Rat an die 
Signoria und ihr fiel die Aufgabe zu, den Gerichtshof ausfindig 
zu machen, an den sich die Betreffenden zu wenden hatten.*^) 
Ein weiterer Beschluss in dieser Sache lässt darauf schliessen, 
dass Missbräuche vorgekommen sind; dem Dogen als Vor- 
sitzenden der Signoria wurde eingeschärft, die Leute nur vor 
ihre richterliche Instanz zu verweisen und vor keine andere.^) 
Die Mitglieder der Signoria selbst hatten keinen eximierten 
Gerichtsstand, derselbe kam nur dem Dogen zu. Sie werden 
vom Grossen Rat ausdrücklich ermahnt, m Prozessfällen sich 
stets streng an die Wahrheit zu halten.'*) Die letzte Gelegen- 
heit des Rechtslebens, bei der sich eine Mitwirkung der Si- 
gnoria feststellen lässt, ist die Anwendung der Folter, die ohne 
ihre Zustimmung nicht erfolgen darf.^) Dass die Gonsiliatores 
in ihrem Amt mit an der Jurisdiktion beteiligt waren, lässt 
sich auch schon aus ihrer Wahlberechtigung zur Quarantia 
erkennen, von der oben die Rede war. Im übrigen lag bei 
den Urteilen des Senats wie der Quarantia den Gonsiliatores 
ob, die Ausführung derselben zu veranlassen®), und zwar inner- 
halb zweier Monate.') Was speziell den Vorsitz in der Qua- 
rantia betrifft, so ist schon an der betreffenden Stelle hervor- 
gehoben worden, dass er ein mehr formeller sein musste, was 
den Dogen und die sechs Räte betraf, da die drei übrigen ja 
an sich schon Leiter der Quarantia waren. 

Wir dürfen auch im Uebrigen die Vorschriften keinesfalls 
so auffassen, dass zu einer Sitzung der Körperschaften stets 
die Anwesenheit der ganzen Signoria erforderlich gewesen wäre. 
Es genügten wohl meist zwei bis drei Mitglieder für die Be- 

1 ) Auch Fälle von Rechtsverweigerung scheinen vorgekommen zu sein. 

2) Liber Bifrons p. 13 ... quod dominus dux et consiliarii dent 
curiam litigantibus cum dubitatur ad ^uam curiam pertineant questiones 
aut si iudices alicuius curiae dixerint sine causa quod quaestio non debeat 
ab eis audiri nee determinari. . . . 

3) Liber Bifrons p. 78. 

4) Liber Bifrons p. Sy ... quod consiliarii iurare debeant de veritate 
dicenda cum requiruntur per Advocatores Communis. 

5) Liber Bifrons p. 43. 

6) Liber Bifrons p. 2 ... quod si alicui fuerit imposita pena per XL 
dominus dux et consiliarii teneantur eam excutere. 

7) Liber Bifrons p. 56. 
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ratung und sechs für die Beschlussfassung. Auch die An* 
Wesenheit des Dogen kann nur bei der letzteren erforderlich 
gewesen sein. Wäre eine andere Annahme möglich, so hätten 
überhaupt neun Mitglieder der ungeheuren Arbeitslast nicht Herr 
werden Können, was nur durch Teilung ermöglicht worden ist 

Wenn schon der Vorsitz in den Körperschaften die Kräfte 
der Consiliatores sehr in Anspruch nahm, so war dies nicht 
minder bei ihren übrigen Amtspflichten der Fall, von denen 
wir die Ueberwachung des Dogen und die Teilnahme an der 
Jurisdiktion schon kennen, gelernt haben. Die umfassendste 
ausserdem war die Entgegennahme und Erledigung sämtlicher 
Bittschriften und Gesuche, die an die venetianische Regierung 
gelangten. Die Consiliatores waren bei diesem Amte an drei 
bestimmte Tage in der Woche gebunden, nämlich die Vor- 
mittage des Dienstag, Donnerstag und Samstag, an denen im 
Dogenpalast die Bittseiler ihre Gesuche anbringen konnten.^) 
Die Gesuche mussten innerhalb acht Tagen stets erledigt sein.^) 
Der Mittwoch Vormittag war für die Ausübung der Jurisdiktion 
bestimmt^), der Freitag für die Anhörung der Messe und die 
Beaufsichtigung einzelner Behörden*) ; wir können uns also auf 
Grund dieser Mitteilungen nahezu ein nach Wochentagen 
geordnetes Bild ihrer Thätigkeit machen. Die letztgenannten 
Behörden sind in erster Linie Polizeibehörden, die sich selbst 
in ihren Kapitularen als unter der Oberaufsicht des Dogen 
und der Signoria (im Gegensatz zum Grossen Rat) stehend 
bezeichnen.^) Jedoch ging diese Aufsicht nicht so weit, dass 
die Signoria die Kapitulare dieser Beamten eigenmächtig hätte 
ändern dürfen. Hierzu war vielmehr noch die Zustimmung von 
30 Mitgliedern der Quarantia und ^/s des Grossen Rates vonnöten.*) 

Enger begrenzt sind die selbständigen Entscheidungsrechte 
auch für die Signoria auf den Gebieten der äusseren Politik 
und der Verwaltung des Staatsgutes. Wir haben in Bezug auf 
erstere mehrere Beschlüsse des Grossen Rates, die betonen, 
dass z. B. die Signoria nicht das Recht haben solle, dem Grafen 

i) Liber Commune I p. 81 ... quod ad audiendas petitiones veniant 
consiliarii in palacium ante prandium die martis, iovis et sabatis. — Darauf 
Bezug nimmt auch Lib. Bifrons p. 5i. 

2) Liber Cerberus p. 62. 

3) Liber Cerberus p. 64. 

4) Prom. dei Consigl. (s. oben). 

5) I. Signori di notte (Cap. p. 9), 2. Anziani alla pace p. i6, 3. Capi 
di contrada p. 16, 4. capi sestieri p. 4i. 

6) Liber Bifrons p. 53 quod dominus dux et consiliarii non possint 
addere vel minuere in capitulari officialium sine XXX de XL et duabus 
partibus Maioris consilii. — Diese Bestimmung steht ausserdem in fast 
allen Beamtenkapitularen. 
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von Dalmatien Befehle zukommen zu lassen^), fremde Gesandte 
ohne Benachrichtigung der Quarantia abzufertigen*) oder ohne 
Wissen des Grossen Rates den rettori Befehle zuzusenden.^) 
In dieser Hinsicht wollte der Rat die Beaufsichtigung alles 
dessen, was geschah, nicht aus der Hand geben. Auf dem 
Gebiete der Staatsgutverwaltung stand der Signoria nur ein 
Verfügungsrecht über Werte bis zu lo Pfund venetianischen 
Geldes zu*), darüber hinaus durfte man ohne Zustimmung des 
Grossen Rates nicht gehen. Damit hängt auch die Verfügung 
zusammen, nach der sich die Signoria keine Schreiber auf 
Gemeinkosten halten durfte, ohne Bewilligung des Grossen 
Rates.^) So sehr war die Regierung der Handelsrepublik auf 
Sparsamkeit bedacht. Die Consiliatores waren nicht nur durch 
ihre Arbeitslast an Venedig gebunden, sondern obendrein noch 
durch einen Beschluss des Grossen Rates, der ein Verlassen 
des Ducats von seiner Zustimmung abhängig machte.^) Die 
venetianische Verfassungsgeschichte unserer Epoche führt in 
allen Stücken auf die Zentralbehörde zurück. 

Trotz dieses Verhältnisses zum Grossen Rat ist die Be- 
deutung der Signoria im Rahmen der ganzen Verfassung dieser 
Zeit eine ausserordentlich hohe, denn auf die Beschlüsse der 
Zentralgewalt hatte sie wiederum einen nicht zu unterschätzenden 
Einfluss. Ihre Hauptaufgabe, die Ausarbeitung der gesetz- 
geberischen Aufgaben der anderen Körperschaften und die 
Leitung der Sitzungen, in denen diese zum Beschluss wurden, 
lässt sie als Teilhaber an dem thatsächlichen Zentrum der 
Regierung erscheinen. Ihre Stellung zum Dogen ergänzt diese 
Bedeutung in hervorragendster Weise. Es kann als das eigent- 
lich charakteristische der Signoria bezeichnet werden, dass sie 
im Gegensatz zu den anderen Körperschaften ihre Bedeutung 
nicht durch ihre selbständigen Entscheidungsrechte, sondern 
durch die Fähigkeit erhält, die Entscheidungen der übrigen 
Regierungsgewalten zu beeinflussen. In parteipolitischer Be- 
ziehung gehört die Signoria zu den eifrigsten Verfechtern der 
aristokratisch-oligarchischen Tendenzen und ihrem Zusammen- 
wirken mit den übrigen und ihrer Initiative ist es auch mit 
zuzuschreiben, dass die in den Körperschaften vereinigte Partei 
so rasch zum Ziele gelangte. 

i) Liber Bifrons p. 4. 

2) Ebendort p. 22. 

3) Ebendort p. 59. 

4) Ebendort p. 3. 

5) Ebendort p. 63. 

6) Ebendort p. 60. 



Kapitel VI. 

Der Doge. 

Wir haben in den vorhergehenden Kapiteln die Thätigkeit 
der massgebenden vier Faktoren des venetianischen Verfassungs- 
lebens auf allen Gebieten zu verfolgen und klarzulegen gesucht. 
Wir sahen, dass die vier Körperschaften, die zwischen 1172 
und 1230 entstanden, die eigentlich treibenden Elemente im 
Staatsleben waren und dass sie sehr rasch auch die allein aus- 
schlaggebenden zu werden verstanden. Diese vier Faktoren 
im venetianischen Staate stellen aber in sozialer wie politischer 
Hinsicht nur einen kleinen Teil der Bevölkerung dar. Sie sind 
einerseits die durch Geburt und Besitz herrschende Klasse, 
anderseits die oligarchisch-aristokratische Partei. Die anderen 
Mächte, die im Staatsleben des Mittelalters eine Rolle zu spielen 
berufen sind, traten allerdings an einzelnen Stellen der bis- 
herigen Darlegungen in den Rahmen des Bildes, aber zumeist 
in eiper Form und einem Zusammenhang, durch den deutlich 
die geringe Bedeutung für die Erörterung der thatsächlichen 
Regierungsgewalt gekennzeichnet wurde. Es sind dies erstens 
die sämtlicnen Teile der Bevölkerung, die nicht zur Adelspartei 
gehören und die im Gegensatz zu dieser schlechtweg das v olk') 

fenannt werden ; es sind ferner die Angehörigen der Geistlich- 
eit und es ist endlich der Doge. Von dem Volke wird im 
folgenden Kapitel, vom Klerus weiter unten noch zu sprechen 
sein, hier sei zunächst die Aufmerksamkeit dem Manne zuge- 
wandt, der nominell der Regent eines Staates ist, in dem sein 
Wille gar nichts regiert, und der uns entgegentritt, umgeben 
von dem äusseren Prunk einer Monarchie, obwohl ihm nicht 
einmal so viele Befugnisse zustehen, als der Konsul eines re- 
publikanischen Gemeinwesens besitzt. Man hat deshalb oft und 
zu allen Zeiten mit Recht die Stellung des Dogen von Venedig 
als eine in der Weltgeschichte einzig dastehende bezeichnet.^) 

i) Entweder populus oder populäres. 

2) Sie lässt sich höchstens vergleichen mit der Theorie des durch- 
gebildeten Constitutionalismus von 1791. 
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Wenn man die venetianische Verfassungsgeschichte des 
1 3. Jahrhunderts betrachtet, so fällt zuerst der schroffe Gegen- 
satz ins Auge, der zwischen der äusserlich prunkvollen Schale 
des Dogentums und ihrem thatsUchlichen Kern von Macht und 
Bedeutung besteht. Dieser Gegensatz wird klar, wenn man 
die Rechte und Pflichten des Dogen im Einzelnen abwägt, 
seine staatliche und private Stellung ermisst und sich seine 
Bedeutung für die Gesamtregierung — und Verfassung ver- 
gegenwärtigt. 

Der Doge ist das offizielle Oberhaupt des venetianischen 
Staates. Als solchem steht ihm Herzogsrang zu und führt er 
zuerst den Titel dux Venetiae oder mit Rücksicht auf die Zu- 
sammensetzung des Staates aus den Inseln dux Venetiarum.^) 
Diese Bezeichnung erleidet ihre erste Veränderung um das Jahr 
1000^), wo nach Unterwerfung Dalmatiens der Titel dux Ve- 
netiae et Dalmatiae angenommen wird.^) Die Stellung Venedigs 
zu Byzanz in diesen Jahrhunderten brachte meist dem Dogen 
einen oströmischen Hof- und Ehrentitel ein; Ordelafo Falieri, 
unter dem auch Kroatien in den Machtbereich der Republik 
bezogen wurde, machte diese Erwerbung sowohl, wie die Stel- 
lung zu Byzanz nach Verhandlungen mit Ostrom auch im Titel 
kenntlich, der fortan lautete: dux Venetiae et Dalmatiae atque 
Chroatiae et imperialis protosevastos*), doch findet sich dieser 
Titel, der offiziell bis zum Jahre 1205 hätte unveränderte Giltig- 
keit haben sollen, nicht durchweg. Manche Dogen lassen ihn 
mit Vorliebe fort, andere gebrauchen ihn stets.*) Die Erwäh- 



i) So namentlich in Klosterurkunden. Vergl. z. B. Urkunde des 
Klosters San Salvatore 9. 3. 11 84. (Im Archiv) Busta i. Urk. des Klosters 
S.Maria del carmine 7. 10. 1226. Busta 4. Ferner Cornel. Eccl. Ven. Dec. 
XII. Tom. 9. p. 2. 

2) Vergl. Kohlschütter, Venedig unter Pietro Orseolo II. S. 38. 

3) Vergl. Hain S. 26. 

4) Ebendort. 

5) Seb. Ziani führt meist den vollen Titel. Vergl. Tafel u. Thomas, 
Urk. V. VIII 1175. Urkundenbuch 11, XII S. 167, dann Urk. des Klosters 
S. Zaccharia (11. März 1174) Busta 8 (Arch.); Urk. der Abtei S. Gregorio 
(4. Mai 1174) Busta IV etc. Den einfachen Titel dux Venetiae führt Ziani 
nur in emer Urkunde des Augustinerklosters S. Andrea (6. Dez. 1173) 
Busta II. — Bei Orio Mastropiero wechselt der Titel ab. Der volle findet 
sich z. B. in der Urkunde vom Nov. 11 88, die zum Kreuzzug aufruft. 
Tafel -Thomas II, XII. 2o4. Ebenso in Urk. der Klöster San Nicolo 
(8. Aug. II 84) Busta I. Santa Maria della Caritä (24. Dez. 1179) Busta 3; 
der einfache Titel tritt z. B. auf in der Schenkungsurk. an das Zisterzienser- 
kloster Madonna del Orto (2. März 11 90. Busta I); in der Bestätigungs- 
urkunde für den Landbesitz des Augustiherinnenklosters S. Andrea (i. Okt. 
II 84) Busta III. -— Enrico Dandolo wechselt gleichfalls in seinem Titel. 
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nung des byzantinischen Titels protosevastos findet sich selten. 
Die Dogen des erstarkenden und aufblühenden Venedig in der 
zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts vermeiden die Betonung 
des Ausdrucks der Abhängigkeit gegenüber Byzanz. Der Ver- 
lauf des vierten Kreuzzuges, der die Macht der Republik in 
so hervorragendem Masse hob, brachte auch eine Aenderung 
des Titels unter Berücksichtigung der neuen Verhältnisse. Der 
Doge, dem bisher der oströmische Kaiser einen Hoftitel als 
Gnadenbezeugung gewährt hatte, war in der Person Dandolos 
als Eroberer in Konstantinopel eingezogen. Die Republik Ve- 
nedig, in den Augen des byzantinischen Hofes noch immer 
eine Provinz des oströmischen Reiches, herrschte jetzt selbst 
über eine Anzahl von dessen anderen Provinzen. Demzufolge 
nahm auch der Doge einen volltönenderen Titel an. Er nannte 
sich dux Venetiae et Dalmatiae atque Chroatiae et dominator 
quartae partis et dimidiae totius imperii;^) Da der Titel etwas 
lang ist, so wird er von den Dogen der folgenden Zeit nicht 
immer angewandt, sondern nach Belieben gekürzt, so dass 
eigentlich von nun an sämtliche bisher gebräuchliche Titel ab- 
wechselnd vorkommen.^) Rechtlich blieb der 1205 angenommene 
Titel bis 1540 bestehen.^) 

Wenn der Träger dieses Titels durch die Wahl, der wir 
an anderer Stelle gerecht zu werden versuchten, die Regierungs- 
gewalt übernommen hatte, so musste er schon seit Beginn 
unserer Periode gewisse Verpflichtungen beschwören, deren 
Geschichte, durch das 12. Jahrhundert hindurch verfolgt, ein 



Der volle z. B. in der Schenkungsurk. an die Canonici' des Klosters 
S. Salvatore (24. Juni 1196) Busta 5; der einfache in der Schenkungsurk. 
an die Camaldolenser von S. Matthia di Murano (8. April 11 94) Busta I. 
Auffallend ist der Titel Dandolos in einem Brief an den Papst aus dem 
Jahre i2o5, wo er sich ohne Erwähnung Venedigs nur Dux Dalmatiae et 
Chroatiae nennt. Tafel-Thomas II, XII, 522. — Sämtliche Urkunden, 
bei denen die Nummer des Busta angegeben ist, sind im Frariarchiv. 
i) Ueber den Zeitpunkt der Annahme vergl. Roman in II, i84. 

2) Folgende vier Beispiele mögen das .beweisen: Jacopo Tiepolo unter- 
zeichnet eine Urkunde an das Kloster San Giov. e Paolo (Juni 1234) Jacobus 
Theupolo dei gratia dux (vergl. Corn. Eccl. Ven. VII, 278); Giov. Dandolo 
nennt sich in einer Urkunde vom 3. Februar 128J an die iudices publici 
dei gratia Venetiae dux (Corn. Eccl. IX, 324); Pietro Gradenigo unter- 
schreibt in einer Urk. an die Esaminadori (2. Juli 1296) Petrps Gradenico 
dei gratia Venetiarum Dalmacie atque Chroacie dux (Corn. Eccl. 
X, 108); Pietro Ziani endlich beginnt eine Urk. vom 4. März 12 12, in der 
er dem Kloster S. Tomä in Torcello einen Landbesitz in Konstantinopel 
schenkt: Nos Petrus Ziani dei gratia Venetiarum Dalmatiae atque 
croatiae dux, quartae partis et dimidiae totius Romani Im- 
perii dominator. (Corn. Eccl. X 220.) 

3) Cecchetti S. 68, Mussati S. 59 A. i. 
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Bild seiner Rechte und Pflichten darstellt, allerdings ein Bild, 
das erst vollkommen wird, wenn man die Betrachtung desselben 
mit der der wirklichen Staatsregierung, wie sie bisher dargelegt 
wurde, verbindet. Die Gesamtheit dieser Verpflichtungen bei 
der Inthronisation führte, wie schon erwähnt, den Titel Pro- 
missio.^) Dieselbe beschränkt sich zuerst auf allgemeine Ver- 
sicherungen*^), sehr bald aber begann man die Entscheidung 
über spezielle Fragen hineinzumengen und machte schliesslich 
die Promission zu einem ständigen Gesetzbuch, durch dessen 
Vorhandensein die Dogen stets an ihre thatsächliche Stellung 
erinnert werden sollten und dem wir uns gleich zuwenden 
werden. Es sind uns die meisten Promissionen aus unserer 
Periode erhalten, darunter glücklicherweise auch die beiden, 
die wir als die wichtigsten der Zeit betrachten müssen, nämlich 
die erste ausführliche Promission, die 1 192 Enrico Dandolo 
beschwor^) und dann die für die dauernde Gesetzgebung grund- 
legende des Jacopo Tiepolo aus dem Jahre 1 229.^) Die anderen 
vorhandenen Promissionen sind die der Dogen Morosini (1249), 
Zeno (1253), Tiepolo (12B8) und Contarini (1275). Die Pro- 
mission des Dandolo, die man als die erste ihrer Art schlecht- 
weg die grundlegende nennen kann, sei hier als Beispiel eines 
solchen Dokumentes ihrem Inhalt nach näher besprochen; die 
genaue W^iedergabe der übrigen sehr ausführlichen Promissionen 
könnte wegen der Fülle von geringfügigen und unwesentlichen 
Detailbestimmungen nur verwirrend wirken. Es wird genügen, 
die Bestimmungen derselben, die für die Stellung des Dogen 
wichtig sind, in das Gesamtbild einzufügen, das wir dann ent- 
werfen wollen. 

Es ist schon bei Erwähnung des Charakters der Promis- 
sionen im ersten Kapitel hervorgehoben worden, dass dieselben 
Bestimmungen von sehr verschiedener Tragweite enthielten.^) 
Die Promission von 11 92 ist nun schon dadurch wertvoll und 
als Beispiel geeignet, weil sie zwar auch diesen Grundsatz 
festhält, aber doch die Bestimmungen allgemeiner Art die 
speziellen überwiegen.^) Der Doge schwört in diesem interes- 

i) Vergl. Kap. I. Der Name kommt bei Dandolo zuerst zu 1178 vor. 
Vergl. Dandolo Buch X. C. 2. S. 308. 

2) So Dandolo zu 11 72 iuramentum praestitit de libertate ecclesiae 
servanda (Buch X Cap. i. S. 297). 

3) Handschrift auf der Marciana Q. Lat. XIV Cod. 72. Gedruckt 
Cecchetti p. 107 ff. 

4) Handschrift in der Markusbibliothek (Cl. VII ital. Cod. 55i). Ge- 
druckt bei Romanin Documenti zu Bd. II S. 430 fF. 

5) Vergl. Kap. I Anm. 2 S. 25. 

6) Es sind im Ganzen X7 Punkte. 
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santen Dokument zuerst ganz allgemein, gut und gewissenhaft 
regieren zu wollen, dann jedem rasch und unparteiisch Gerech- 
tigkeit werden zu lassen; er will die Gesetze ohne willkürliche 
oder dolose Auslegung vollziehen; er will keine persönlichen 
Vorteile annehmen und sie auch nicht für sich erteilen lassen ; 
Macht und Ehre von Venedig will er nach Kräften fördern und 
heben; die Beschlüsse des Kleinen und des Grossen Rates 
sollen, soweit es auf ihn ankommt, ohne Verzögerung ausge- 
führt werden; alle Punkte der Promission verspricht er jedem 
Unterthanen zu halten, der ihm den Treueid hält. Unmittelbar 
neben dieser Festlegung grosser Gesichtspunkte finden sich 
unwesentliche Bestimmungen wirtschaftlicher und politischer 
Art, aber gerade diese sind nicht unwichtig für die Erkenntnis 
der Verhältnisse in Venedig. Aus der willkürlichen Auswahl 
scheinbar unzusammenhängender Bestimmungen lässt sich deut- 
lich die Verfasserschaft der Adelspartei erkennen. Die Pro- 
mission ist eine Zusammenstellung der Wünsche dieser Partei, 
Wünsche, die oft nur für eine kleine Zahl von Unterthanen Be- 
deutung haben. Was konnte es für die Gesamtheit der Bevölke- 
rung für eine Wichtigkeit haben, dass der Doge gleich nach 
der Wahl beschwor, er wolle selber keine Siegel und Salz- 
marken anfertigen lassen oder die Waaren, die aus dem Quar- 
nero kamen, nicht mit Zöllen belegen. Aus solchen Bestim- 
mungen sprechen die Besorgnisse und Hoffnungen einzelner 
in ihren Sonderinteressen Bedrohter, nicht Interessen der All- 
gemeinheit. Es bleiben dann noch in der Promission von 1 192 
einige andere Punkte, die ein Licht auf die staatsrechtliche 
Stellung des Dogen zu werfen geeignet sind. Der wichtigste 
unter ihnen ist wohl der, der ihm jede freie Verfügung über 
Staatsmittel versagt, also die finanzielle Vorsicht bekundet, die 
wir schon öfters zu beobachten Gelegenheit hatten.^) Ebenso 
bekannt ist uns in ihrem leitenden Grundsatz eine weitere Be- 
stimmung, die besagt, dass der Doge niemandem aus eigener 
Machtvollkommenheit zu einem Amte verhelfen und jeden von 
den dazu bestimmten Körperschaften Gewählten, wenn nicht 
zwingende Gründe vorliegen, bestätigen wolle. Auch das 
Verbot eines selbständigen Verkehrs mit fremden Fürsten ist 
uns schon anlässlich der Besprechung der Signoria entgegen- 
getreten. Schliesslich verspricht er noch, alle ihm übertragenen 
Beschlussvollstreckungen getreu ausführen und nicht verzögern 
zu wollen. Die hier neben einander gestellten Bestimmungen 
dieser Promission geben die Grundzüge der damaligen Stellung 



i) Vergl. namentlich Kap. II S. 57. 
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des Dogen an. Er ist unfrei, erstens in der Verwendung der 
Staatsmittel, zweitens in der Anstellung der Staatsbeamten, 
drittens in der Leitung der inneren wie äusseren Staatsange- 
legenheiten. In allem ist er an die Zustimmung der Regierungs- 
gewalten gebunden, und die ihm übertragene äusserlich bevor- 
zugte Stellung soll sich nur auf einen eng begrenzten Wirkungskreis 
erstrecken. Der Doge soll nichts weiter sein, als ein Mitglied 
des Adels, von diesem mit formellen Vorrechten ausgestattet. 

Wir haben hier den Inhalt dieser ersten einschneidenden 
Promission genauer wiedergegeben, weil derselbe klar andeutet, 
in welcher Richtung sich die Entwickelung der staatsrechtlichen 
Stellung des Dogen bewegen musste, wenn die gleichen Ele- 
mente, die diese Promission geschaffen hatten, die ausschlag- 
gebenden Machtfaktoren im Staate blieben. Wir wissen aus 
den bisherigen Darlegungen, dass dies der Fall war, und so 
wollen wir, auf die Inhaltsangabe der anderen Promissionen 
verzichtend, uns das Gesamtbild vergegenwärtigen, das die 
Stellung des Dogen in unserer Zeit bietet. 

Vorher seien nur noch einige Worte der Ausgestaltung 
des Promissionswesens gewidmet, wie sie sich bei der er- 
wähnten Umbildung der Promission zum dauernden Gesetzbuch 
vollzog. Kurz nach der grossen Promission des Tiepolo näm- 
lich erschien im Jahre 1231 eine Sammlung von Verfügungen, 
bestehend aus 50 Kapiteln unter dem Titel Promissiones do- 
mini ducis. Sie enthielt die Zusammenfassung der Bestim- 
mungen, die in den bisherigen Promissionen enthalten waren*) 
und die dem jeweiligen Dogen bei seiner Wahl vorgelegt 
werden sollten, damit er sie wie bisher beschwöre. Wenn 
ein Doge gestorben war, also anlässlich der Neuwahl die Pro- 
mission vorgelegt werden musste, so wurde sie vorher einer 
Prüfung unterzogen. Man schuf zu diesem Zweck eine fünf- 
gliedrige Behörde, der man den Titel Collegio dei Correttori 
alla promissione ducale gab.*) Die Ernennung lag, wie bei 
allen Behörden, in der Hand des Grossen Rates, der hier, wie 
es scheint, die Vorschläge der Signoria direkt entgegenzunehmen 
hatte. Die fünf Mitglieder der neuen Behörde blieben im Amte 
vom Tode eines Dogen bis zur Beschwörung der Promission 



i) Die Sammlung war als Verarbeitung des in den bisherigen Pro- 
missionen enthaltenen Stoffes, nicht als blosse Kopie derselben gedacht. 

2) Liber Comune I p. 103 quod eligantur quinque viri nobiles et vir- 
tuosi qui rinovent promissiones domini ducis a successore iurandas et 
dicant maiori consilio quod debeat addere et quod non et maius consilium 
capiat partes et eo facto correctores promissionis debeant abdicare. Der 
Beschluss ist seltsamerweise nicht datiert. 
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durch seinen Nachfolger. Ihr Amt bestand darin, zu prüfen, 
ob die Promission alle Bestimmungen enthielt, deren Beschwö- 
rung durch den Dogen wünschenswert erschien, und ob über- 
flüssige Punkte darin wegzulassen oder durch neue zu ersetzen 
waren. Bei der Ausführlichkeit, mit der die Promission auf 
Detailfragen einging, war es natürlich, dass z. B. die politische 
und handelspolitische Lage im Jahre 1 249 die Betonung anderer 
Fragen erforderlich machte, als die des Jahres 1268 oder 1229. 
Die Correttori hatten einen Bericht an den Grossen Rat zu 
verfassen, in dem sie vorschlugen, was nach ihrer Ansicht zu 
beseitigen und was hinzuzufügen war. Hiemach traf der Grosse 
Rat die notwendigen Aenderungen. Der Umstand, dass ihre 
Geschäftsführung ganz vom Grossen Rat abhängig war und 
die Correttori nahezu als eine Kommission desselben erscheinen, 
kennzeichnet sie genugsam als ein Werkzeug der Adelspartei. ^) 
Noch unzweifelhafter werden diese Tendenzen dargethan durch 
die Existenz einer gleichzeitig mit den Correttori eingesetzten 
Behörde, die den Zweck hatte, die ganze Regierungstnätigkeit 
eines verstorbenen Dogen der Kritik der aristokratischen Körper- 
schaften zu unterstellen und dadurch gewissermassen die Ke- 
gierung des Nachfolgers mit einer nicht misszuverstehenden 
Warnung beginnen zu lassen. Nach dem Tode eines Dogen 
ernannte der Grosse Rat ausser den Correttori noch drei anoere 
Beamte, die den Titel führten Inquisitori sovra il Doge defunto.*) 
Sie traten ebenfalls sofon zusammen und prüften an der Hand 
der von dem bisherigen Herrscher beschworenen Promission, 

5egen welche Punkte derselben der Verstorbene Verstössen hatte, 
edermann hatte das Recht, vor diesem Tribunal Amtshand- 
lungen des toten Dogen anzuklagen, wenn er meinte, dass 
dieselben der Promission zuwiderliefen. Die Inquisitoren leiteten 
dann einen förmlichen Prozess über diese Fälle ein. Sie konnten 
Zeugen verhören, auch die Mitglieder des Kleinen Rates selbst, 
die sonst nur verpflichtet waren, sich dem Gericht der Avogaria 
zu stellen.*) Auch waren die Inquisitoren zu Ermittelungen 
jeder Art berechtigt, bei deren Anstellung ihnen alle Staats- 
Ijeamten behilflich und gehorsam sein mussten. Für die Dauer 
dieses Prozesses war den Erben des toten Dogen das freie 
Verfügungsrecht über die gesamte Hinterlassenschaft entzogen. 
Das ganze Vermögen stand unter dem Sequester der Inquisitoren. 

i) Vergl. auch in Anm. 2 S. 112 nobiles viri. 

2) Liber Cerberus p. 116. 

3) Liber Fractus p. 94 . . . quod consiliarii respondere debeant se- 
cundum veritatem si interrogantur ab inquisitoribus super promissionibus 
domini ducis. 

Historische Abhandlungen, IX. Heft. 1895. 8 
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Ergab sich nämlich, dass der Doge thatsächlich gegen Punkte 
der Promission Verstössen hatte, so konnte natürlich der Tote 
nicht zur Rechenschaft gezogen werden. Der etwaige Schaden 
aber, den Unterthanen durch die Verletzung beschworener 
Pflichten von Seiten des Dogen erlitten hatten, wurde, soweit 
er sich zifFermässig berechnen Hess, aus dem Privatvermögen, 
das der Verstorbene hinterlassen hatte, ersetzt.^) Konnte dem 
Dogen ein solcher Fall nachgewiesen werden, so galt in den 
ersten Zeiten nach der Einsetzung das Urteil der Inquisitoren 
als höchste Instanz. Später jedoch brachte man auch die Ent- 
scheidungen dieses Ausnahmegerichts in den Rahmen der ordent- 
lichen Gerichtsverfassung. Gegen das Urteil der Inquisitoren 
konnte appelliert werden und zwar, da es sich um Staatsange- 
legenheiten handelte, an die Avogaria. Ein Urteil der Avo- 
gadoren jedoch, das einen Spruch der Inquisitoren umstiess, war 
nur giltig, wenn der Grosse Rat ihm seine Zustimmung gegeben 
hatte.^) Das oberste Entscheidungsrecht hatte er sich also auch 
hier vorbehalten. Konnte dem Dogen kein Vergehen vorge- 
worfen werden, so proklamierten die Inquisitoren öffentlich seme 
Integrität und hoben den Sequester auf. Nach Erledigung ihrer 
Untersuchung erlosch ihr Mandat, sie traten gleich den Cor- 
rettori vom Amte zurück. 

Die eben geschilderte Einrichtung ist zweifellos geeignet, 
in manchem Punkt Kritik hervorzurufen. Es muss sich die 
Frage aufdrängen, was eine solche Untersuchung gegen einen 
Toten fruchten konnte? — Wäre der Zweck ein neutraler ge- 
wesen, das heisst, hätte man den Bürgern Gelegenheit geben 
wollen, rückständige Klagen vorzubringen, so hätten zu deren 
Erledigung die ordentlichen Gerichte völlig ausgereicht. Auch 
wäre es dann näherliegender gewesen, sich an die offiziellen 
und verantwortlichen Ratgeber des Dogen zu halten, die Con- 
siliatores, als an das Vermögen seiner der Regierung gänzlich 
fernstehenden Erben. Auch konnte mit diesen Bestimmungen 
nicht die Absicht verbunden sein, Unterdrückten zu ihrem 
Rechte zu verhelfen, denn der Doge hatte, wie wir noch sehen 
werden, namentlich in Bezug auf die Jurisdiktion nicht das 
Recht und die Macht, eine Person oder einen Prozess zu 
unterdrücken. Solche Erwägungen zeigen klar, dass es dem 

i) Liber Comune II p. 62 . . . quod pecunia relicta a domino duce 
remaneat sub potestate inquisitorum ut damna solvere possint quae facta 
fuerint de domino duce. 

2) Liber Comune I p. 71 . . . quod si inc[uisitores domini ducis dixerint 
iudicium, appeüari possit ad avogariae iudicium cum intromissione maioris 
consilii. 
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Grossen Rat bei dieser Einsetzung um etwas anderes zu thuil 
war, und das war die Förderung der parteipolitischen Absichten 
durch einen moralischen Eindruck auf die Unterthanen. Jeder- 
mann, am meisten aber dem neuen Dogen, sollte klar vor 
Augen geführt werden, dass er einem Teil seiner Unterthanen 
selber unterthan war, dass sie sich das Recht beilegten, ihn 
bei seinen Lebzeiten zu lenken und noch nach seinem Tode 
zu richten und zu strafen. So kann man diese Einrichtung 
als ein Symbol der mächtigen Tendenzen bezeichnen, unter 
deren Einfluss die venetianische Geschichte des 13. Jahrhun- 
derts stand. 

Wenn wir an den Verlauf der Dogenwahl, an die Be- 
schwörung der Promission und das Gericht über den toten 
Dogen denken, so zeigen sich uns Anfang und Ende seiner 
Regierung in gleicher Weise beherrscht von dem Willen der 
Adelspartei. Was wir bisher ausserdem noch von der Teil- 
nahme des Dogen an der Regierung gehört haben, lässt keinen 
Zweifel darüber aufkommen, dass es überhaupt in der ganzen 
Regierungszeit des Dogen kaum einen Staatsakt gab, der einer 
selbständigen Entschliessung entsprungen wäre. Ueber die 
Stellung des Dogen zu den massgebenden Körperschaften haben 
wir bei ihrer Besprechung schon so viel gehört, dass die Grund- 
züge bekannt sind.^) Es wären daher hier nur die Hauptsachen 
noch einmal zusammenzufassen und durch die auf die Person 
des Dogen bezüglichen Nebenumstände zu ergänzen. Die 
Signoria war das Kollegium, das mit dem Dogen die engste 
Fühlung-zu halten hatte, und dessen Anschauungen die seinigen 
am entscheidendsten beeinflussen konnten. Wir sahen schon, 
dass alles vorgesehen war, um diesen Anschauungen ungehin- 
dertes Eindringen zu verschaffen und der Entwickelung ab- 
weichender vorzubeugen. Die schärfste Durchführung dieses 
Prinzips bemerkten wir in der Vorschrift, nach welcher er den 
Consiliatores jederzeit Audienz zu geben verpflichtet war. In 
diesem Verkehr mit der Signoria und in dem Zusammenwirken 
mit ihr in den Sitzungen lagen die Anfänge jedes Entschlusses 
und jeder Vefügung, die dann von den Körperschaften getroffen 
wurde. Der Doge präsidierte den Sitzungen des Kleinen Rates, 
nahm aber in denselben keine bevorzugte Stellung ein. Er 
konnte Anträge stellen, wie jeder Consiliator, und konnte auch 
wie jeder überstimmt werden. Nicht einmal so weit wurde 



i) Es lassen sich im Folgenden einzelne Wiederholungen, namentlich 
aus Kap. V, nicht vermeiden, wenn nicht die Klarheit leiden soll; doch 
habe ich sie so sehr als mödich beschränkt. 

8* 
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ihm das Recht der persönlichen Individualität gewahrt, dass 
man ihn davon befreit hätte, Beschlüsse der Signoria, die gegen 
seine Stimme gefasst worden waren, vor den übrigen Körper- 
schaften zu vertreten.^) Wie erinnerlich, hatte der Doge mit 
seinen Räten auch den Vorsitz im Grossen Rat, im Senat und 
in der Quarantia. Auch hier konnten wir das eeringe Mass 
seiner Rechte schon feststellen, das noch am ansehnlichsten im 
Grossen Rat war, wo ihm durch das Wortentziehungsrecht 
noch eine gewisse Autorität gewahrt war.*) In die Verhand- 
lungen der Quarantia hingegen durfte er ja ohne Zustimmung 
ihrer Häupter nicht einmal als Antragsteller eingreifen. Auen 
im Senat stand ihm keine irgendwie erkennbare Autorität zu. 
Wenn also der Doge eine Anschauung zur Geltung bringen 
wollte, die von seinen Räten nicht geteilt wurde, so olieb ihm 
nichts übrig, als durch private Einwirkung oder durch seine 
persönliche Beredtsamkeit in den Ratsversammlungen eine 
Majorität auf seine Seite zu ziehen, während ihm seine offizielle 
Stellung nicht die geringste Handhabe dazu verlieh. Eine solche 
Majorität gegen den Kleinen Rat dürfen wir uns aber auch nur 
in geringfügigen Fällen möglich denken, in entscheidenden war 
die Solidarität der aristokratischen Parteiglieder untereinander 
zu gross. 

Auf dem Gebiete der inneren Politik und der Staatsver- 
waltung sehen wir den Dogen nur sehr selten als Person eine 
Rolle spielen. In den Gapitularen der Verwaltungsbehörden 
kennzeichnet sich das deutlich dadurch, dass in den allermeisten 
Bestimmungen dux et consiliarii als feststehende Formel 
immer zusammen vorkommt. Am selbständigsten war seine 
Stellung, wie erwähnt, den Beamten der Polizeiverwaltung 
gegenüber. In den Gapitularen der Signori di Notte und 
Anziani alla pace finden sich mehrere diesbezügliche Bestim- 
mungen. Die ersten mussten jeden Dienstag und Donnerstag 
dem Dogen persönlich Rapport erstatten^), ebenso die letzteren 
an nicht genannten Tagen, an denen sie gleichzeitig die Liste 
der Mord- und Diebstahlprozesse vorzulegen hatten.*) Auch 
mussten die Angehörigen beider Behörden einem Rufe des 
Dogen stets sofort Folge leisten und sich daraufhin in das 
palatium begeben. Auch bei einer anderen Behörde zollpoli- 



i) Liber Cerberus p. loi ... quod dominus dux omnes partes in 
maiori consilio in persona debeat ponere acsi in minore consilio contrarius 
fuerit haec parti. 

2) Kap. n S. 45. 

3) Prom. des Contarini (1275) pars 29. 

4) Prom. des Lor. Tiepolo pars i4. Cap. dei Anziani p. 19. 
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tiftcher Art, den Ufficiali alle Rasen vecchie, findet sich die 
Vorschrift des dem Dogen persönlich zu erstattenden Rapports.*) 
Im Collegio alle Rappressaglie führte der Doge sogar selost den 
Vorsitz.^) Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, dass in einem 
oder anderm dieser Fälle das Fehlen eines Bezugs auf die Con- 
siliarii zufälligen Gründen entspringt. In einem Falle tritt der 
Doge auch der Gesamtheit der Beamten gegenüber als Chef 
der Verwaltung auf. Wenn nämlich ein Beamter einen Urlaub 
anzutreten wünschte, der ihn ausserhalb des Dukats führte, 
so sollte er sich beim Dogen persönlich melden. In dem be- 
treffenden Capitular ist aber ausdrücklich nur vom Melden die 
Rede, nicht davon, dass es auch wirklich in der Hand des 
Dogen gelegen habe, den Urlaub zu gewähren oder zu ver- 
weigern.*) Wenn wir, wie wahrscheinuch, annehmen wollen, 
dass dies Recht in den Händen des Grossen Rates lag, so 
würde sich die Meldung als eine Abschiedsaudienz ohne sach- 
liche Bedeutung charakterisieren. Auch andere Fälle sind vor- 
handen, in denen man sich durch die Form der Selbständigkeit 
nicht über den Kern der Sache hinwegtäuschen lassen darf, 
nämlich hauptsächlich die Art der Beurkundung von Staats- 
akten. Jeder Staatsakt bedarf zu seiner Giltigkeit der Unter- 
schrift des Dogen.*) Anfangs galt diese Vorschrift uneinge- 
schränkt, später wurde sie nur bei besonderen Fällen in 
Anwendung gebracht.'^) Die Zahl der Dogenurkunden ver- 
mindert sich m unserer Zeit gegen früher ausserordentlich. Die 
Körperschaften trugen alle inre Beschlüsse und Verfügungen 
in ihre Protokollbücher ein, die Avogadoren fassten sie in 
ihren Büchern zusammen und die einzelnen Behörden ver- 
merkten die auf sie bezüglichen in ihren Capitularen. So kommt 
es, dass die Urkunden, die die wichtigste Quelle für die frühere 
Zeit bilden, in der unsrigen sehr zurücktreten und für die 
Angelegenheiten innerer Verwaltung eigentlich ganz verschwin- 
den. Bei den Akten, die sich auf Dinge ausserhalb Venedigs 
bezogen, wurden natürlich nach wie vor Urkunden ausgestellt, 
namentlich für Landverleihungen und hier besonders nach 1205.®) 
In vielen dieser Urkunden tritt der Doge allein auf, allerdings 
meist in Fällen privatrechtlichen Charakters. Die übrigen Unter- 

i) Cap. dei Uff. alle Rason vecchie p. 10. 

2) Cap. del Colle^o alle Rappressaglie p. i. 

3) Cap. dei Offiaali ai tre Catt. p. 21. 

4) Prom. des L. Tiepolo p. n. 

5) Liber Luna p. 63. 

6) Die meisten finden sich in den ehemaligen Klosterarchiven, jetzt 
im Arch. dei frari. Das Verzeichnis bei Cecchetti, Statistica degli Arch. 
Vcn. II, S. 38-40. 
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Schriften zeigen die Namen der consiliatores und der Ange- 
hörigen von Behörden, besonders der iudices und der advo- 
catores; auch die camerarii communes finden sich häufig. Im 

{[rossen und ganzen können die Urkunden unserer Zeit nur zur 
llustration der Ratsbeschlüsse dienen, deren Originale wir zu- 
meist besitzen. Selbständiges Material liefern sie sehr wenig. 
Nur eine Beamteneruppe wäre noch zu erwähnen, für die m 
der That der Doge als Person von Bedeutung war, nämlich 
die Gastaldi Ducah. Hain hat ihre Stellung vor 1 172 treffend 
dargelegt^) und auch uns sind sie schon bei der Wahl begegnet.^) 
Sie waren ursprünglich die Vorsteher der einzelnen zu Venedig 
gehörenden Gemeinden. Bei der Wahl eines Dogen wurden 
anfangs mehrere, dann unter L. Tiepolo e i n Gastaide zur Ab- 
leistung des Treueides auserwählt.*) Er leistete dem Dogen 
persönlich einen Treueid für seine Person und sein Amt, dessen 
gerinefügiger Verwaltungsbezirk aber ihm keine Bedeutung 
verlien. Andernfalls könnte man ruhig behaupten, dass dann 
die persönliche Abhängigkeit vom Dogen abgeschafft wor- 
den wäre. 

Auf dem Gebiete der auswärtigen Politik sehen wir in 
Friedenszeiten den Dogen keine grössere Rolle spielen, wie auf 
den anderen Gebieten auch. Der Empfang und die Absendung 
von Gesandten vollzieht sich seiner thatsächlichen Bedeutung 
nach bei Senat und Quarantia.*) Die Beschlussfassung über 
Kriee und Frieden und die Ratification der Verträge lag in der 
Hand des Grossen Rates.*^) Dem Doeen ist bei alledem nur 
eine repräsentative Stellung an der Spitze der Signoria zuge- 
wiesen. Persönlich ist er in seinem Verkehr mit den aus- 
wärtigen Mächten auf das äusserste beschränkt. Dies zeigt 
sich schon nach seiner Wahl. Er durfte dieselbe nur dem 
Papst, dem König von Neapel und einigen unbedeutenderen 
italienischen Fürsten anzeigen, und auch diese Briefe mussten, 
wie alle abgehenden, von den Mitgliedern der Signoria gebilligt 
werden.®) Jeder andere Verkehr mit auswärtigen Fürsten war 
ihm eänzlich untersagt, wenn nicht der Kleine und der Grosse 
Rat aer Anbahnung eines solchen zustimmten, und wir werden 



i) Hain S. 79 fF. 

2) Kap. I S. 26. 

3) Muazzo: nel tem^o di Lorenzo Tiepolo fu terminato dalli cor- 
retori che un gastaldo giuro in anima di tutto il popolo come si constituo 
poi fin a questo ultimo tempo. 

4) VergL Kap. IV S. 81. 

5) Vergl. Kap. II S. 57. 

6) Prom, des J^ Tiepolo p. 8, 
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sehen, wie dieses Prinzip selbst in das Familienleben des Dogen 
eingriff. Die Vorsichtsmassregeln beim Oeffhen offizieller Schrei- 
ben sind oben schon erwähnt.^) Privataudienzen ohne Aufsicht 
gab es nicht. Wenn die auswärtige Politik aber zu einer Ver- 
wickelung führte, die die Republik mit den Waffen zu lösen 
gesonnen war, so änderte sich die Stellung etwas zu Gunsten 
des Dogen. Wie es dem Geiste des Mittelalters entsprach, 
war er als dux auch der dux exercitus^), der natürliche Führer 
der Heere und Flotten des Staates. Allerdings werden ihn 
auch hier Mitglieder der Signoria begleitet haben, da bei dem 
Fehlen eines stehenden Heeres die vornehmen Venetianer sich 
in grosser Zahl mit ihren Gefolgsleuten und Clienten am Kriege 
zu beteiligen pflegten.*) Doch lag es in der Hand des Grossen 
Rates, sem Entscheidungsrecht im Falle eines Krieges an den 
Dogen mit oder ohne Zuziehung der Räte zu übertragen.*) 
Es ist aber wohl zu beachten, wie wenig die Aristokratie auch 
hierbei den vorsichtigen Schutz der eigenen Macht preisgab. 
Im Kampf gegen die äusseren Feinde des Staates gab es eoen 
keine Bescmüsse zu fassen, deren Tendenz ihrer Macht ge- 
fährlich werden konnte. Deshalb hielt man es für gefahrlos, 
wenn hier der Doge vorübergehend sich mit dem Rechte der 
Souveränetät bekleidet zeigen könnte. Für unsere Zeit kann 
der Krieg als die einzige Gelegenheit bezeichnet werden, bei 
der sich die persönlichen Talente eines Dogen völlig frei ent- 
falten konnten.^) Wenn wir die Schilderungen von Feldzügen 
verfolgen, so muten uns in der That Dandolos Kreuzzug®) oder 
Lorenzo Tiepolos Zerstörug Zaras an, wie selbständige Unter- 
nehmungen souveräner Fürsten, obschon in Folge der that- 
sächlichen Verhältnisse der Doge nur als Soldat Kriege führen 
konnte, welche die aristokratische Regierung seines Staates 
vielleicht gegen seinen Willen beschlossen hatte, was ja aller- 
dings bei Enrico Dandolo nicht der Fall war. 

Auf den übrigen Gebieten des venetianischen Staatslebens 
entspricht die Stellung des Dogen vollständig derjenigen, die 

i) Kap. V S. loi. Auch Prom. des J. Tiepolo p. i5. 

2) Für die Zeit vor 1172 vergl. Hain S. 116 ff. 

3) Erhalten ist im Archiv das Verzeichnis der Nobiles, die mit ihren 
Gefolgsleuten i2o3 die Behauptung des neu gewonnenen Candia übernahmen. 

4) LiberLuna p.4i — quod maius consilium non capiat hanc partem 
sed det eam capiendam domino duci ut mos est in hello. Es handelt 
sich um Lorenzo Tiepolos Zug eegen Zara. 

5) Nach unserer Periode kam man auch davon ab und gab den 
Feldherren sog. Provedditori mit zur Beaufsichtigung, die nicht selten 
durch ihr Hineinreden Alles verdarben. Allerdings zient damals auch der 
Doge nicht mehr stets mit. 

6) VergL die Schilderung bei Dandolo Buch X Gap. 3, S. 320—333. 
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uns bei den bisher geschilderten Verhältnissen entgegentrat. 
Was die Justiz betrifft, so hat der Doge keine eigene, d. h. 
von seiner Person ausgehende Jurisdiktion, wie er auch in der 
Promission geloben muss, sich niemals eine solche aneignen 
zu wollen.^) Demzufolge kam er in juristischer Beziehung nur 
als Oberhaupt der Signoria in Betracht. Er trat auch am meisten 
hervor bei ihrer Jurisdiktion, also in dem Fall, dass Streitig- 
keiten zwischen Beamten und Behörden zu schlichten waren. 
Er fungiert hier der OefFentlichkeit und den Parteien gegenüber 
auch äusserlich als Vertreter des Gerichts, denn die Urteile 
erwähnen oft nur ihn. ^) Mit den niederen Gerichtsbehörden 
und auch den höheren Gerichten erster Instanz hatte der Doge 
keine direkte Verbindung, geschweige denn ein Recht, sich an 
ihrer Jurisdiktion zu beteiligen. Dies erstreckte sich sogar auf 
die Polizeibehörden, die in ihrer Thätigkeit als solche, wie wir 
sahen, ihm unterstellt waren. Sobald diese sich in Ausübung 
ihrer niederen Gerichtsbarkeit befanden, erlosch das Recht der 
Beaufsichtigung für den Doffen. So verbot ihm der Grosse 
Rat direkt, sich in Amtshandlungen der Anziani alla Pace ein- 
zumischen, wenn diese Gerichtssprüche ergehen lassen.^) Ein 
gleiches Verbot bestand für den Dogen in Bezus auf die Avo- 
garia.*) Wenn es dann im venetianischen Rechtsleben zu Appell- 
verhandlungen kam, so wurde der Doge nur in sehr beschränkter 
Weise in Mitleidenschaft gezogen, nämlich soweit er Vorsitzender 
des Senats und der Quarantia war. Wie geringfügig diese 
Präsidialrechte waren, hatten wir schon wiederholt zu betonen 
Gelegenheit. Durch diese Gerichte konnte einem Angeklagten 
auch das Leben aberkannt werden, worauf dann das Todes- 
urteil in einer Sitzung der Signoria von dieser und dem Dogen 
noch einmal besonders bestätigt werden musste.*) 

Während wir so auf dem Gebiete der Rechtspflege den 
Dogen in völliger Bedeutungslosigkeit verharren sehen, soweit 
es sich um die praktische Ausübung derselben handelt, hat 
seltsamer Weise die Gerichtsverfassung ihre erste theoretische 
Grundlage, das geschriebene Recht, von einem Dogen unserer 
Periode erhalten, Jacopo Tiepolo. Schon von Enrico Dandolo 

i) Prom. des J. Tiepolo p. 24. 

2) Sie werden in den Cap. der betreffenden Behörden aufgezeichnet. 
Die Formel lautet: . . . quo cognito iudicavit Dominus dux et ordinavit 
ut. — Vergl. Cap. dei Procuratori di San Marco p. 21, dei Cattaveri p. 16, 
18, 24, dei Vis^mini aüa Ternaria P- 32. 

3) Liber Bifrons p. i ... quoa dominus dux non impediat quinque 
de Pace cum accipiunt sacramentum pro rixis vel iudicant. 

4) Liber Bifrons p. 71. 

5) Kap. IV. 
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wird erzählt^ da»$ er eine Kommission yon vier MAtmern ernannt 
habe, um die Staats^undgesetze zusammenfassen zu lassen, 
wobei er für den Krimmalprozess schon auf ältere Kompilationen 
zurückgreifen konnte, die unter Orio Mastropiero entstanden 
waren. In die Zeit zwischen 1232 und 1244 fällt dann unter 
Tiepolo die Herausgabe der Statuta, der grossen Sammlung der 
Gesetze in fünf Büchern für Zivilsachen. Die Erweiterung 
dieser Sammlungen im folgenden Jahrhundert ist besonders 
das Werk Andrea Dandolos, des Historikers, von dem das 
sechste Buch stammt. 

Nicht viel anders als auf dem Gebiete der praktischen 
Jurisdiktion stand es mit dem Einfluss des Dogen m Handels- 
und Schiffahrtsangelegenheiten. Wenn man den Gang der 
venetianischen Verfassunesgeschichte des 13. Jahrhunderts ver- 
folgt, so wird man es selbstverständlich finden, dass auf einem 
Gebiet, um dessen Entscheidungen sich Senat und Grosser Rat 
stritten'), kein Raum für den Einfluss des machtlosen Dogen 
war. In der That finden wir auch ganz vereinzelte Fälle, in 
denen der Doge auf diesem Gebiet entscheidet, und zwar sind 
es durchweg solche, in denen der Grosse Rat dem Dogen die 
Entscheidung freistellt, also von seinem Uebertragungsrecht 
Gebrauch macht.*) Der eigentliche Charakter der damaligen 
Dogenwürde, die Repräsentation, steht auch hier durchweg 
im Vordergrunde. 

Ziemlich umfassende repräsentative Pflichten hatte der Doge 
in kirchlicher Beziehung, und hier sei mit einigen Worten audi 
der Stellung der venetianischen Geistlichkeit im Staatsleben 
gedacht.*) Die Republik Venedig hat sich bis in die Neuzeit 
durch die Entschiedenheit bemerkbar gemacht, mit der sie die 
geistlichen Rechte der Kirche, besonders der Curie, von ihren 
weltlichen Ansprüchen trennte. Den ersteren suchte sie auch 
in unserer Periode völlig gerecht zu werden; wir finden eine 



i) Es ist hier leider nicht der Raum, auf die hochinteressante vene- 
tianische Rechtsgeschichte einzugehen. Bei dem bedauerlichen Mangel 
einer Spezialarbeit ist als Hauptcjuelle noch immer die allgemeine ital. 
Rechtsgeschichte von Sclopis Storia della legislazione Ital. zu zitieren. — 
lieber Dandolos Mitwirkung cf. Simonsfeld, Andrea Dandolo S. 16. 

2) Vergl. Kap. lü. 

3) Z. B. Liber Bifrons p. 90 . . quod dominus dux et consiliarii 
concedant commercium avium rapinarum si iis videbitur. Liber Fractus 
{>. 21 . . . quod noves inspectandae sint si videbitur domino duci et con- 
siliarils. 

4) Auch die kirchlichen Angelegenheiten können nur j^nz kurz be- 
rührt werden, da sie nicht für die Verfassung von Venedig in Betracht 
konunen. 
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Reihe von Bestimmunjgen, die den Venetianern die strenge 
Beobachtung der kirchhchen Gebräuche, Zeremonien und Feste 
zur Pflicht machen. Dem Dogen selbst war die Aufsicht darüber 
zugewiesen, und wir sehen, dass der Grosse Rat, ohne sich 
formell als Gericht zu konstituieren, zu harten Strafen denen 
gegenüber ermächtigt, die sich beispielsweise an einem Marien- 
ieste nicht in vorgeschriebener Weise beteiligt hatten.^) Die 
kirchlichen Feste wurden in Venedig, wie uns Canale be- 
richtet^), mit grossem Prunk und obligatorischer Beteiligung aller 
offiziellen Persönlichkeiten gefeiert. Wie viel Wert man auf 
den regelmässigen Messenbesuch der Consiliatores legte, haben 
wir schon gesehen.®) 

In anderer Hinsicht jedoch wussten die Venetianer bei all 
der Aufrichtigkeit, mit der sie sich als treueste Söhne der 
Kirche bekannten, stets den Grundsatz festzuhalten, dass ihre 
Staatsinteressen den kirchlichen und namentlich den politischen 
der Curie voranzustellen seien. Das in ihrem grossen Konflikt 
mit Papst Paul V. berühmt gewordene Schlagwort aus dem 
Anfang des 17. Jahrhunderts: »Wir sind erst Venetianer und 
dann Christen**), klingt in seinem Grundgedanken schon in 
unserer Epoche an. Die Kirchenfürsten des venctianischen 
Dukats, der Patriarch von Grado, die Bischöfe von Torcello, 
Castello und Olivolo, wurden stets als Unterthanen der Re- 
publik angesehen. Auffallend ist, dass wir auf diesen Bischofs- 
sitzen fast nur Venetianer aus den Adelsfamilien sehen*), obschon 
dem »Clerus et populus" die Freiheit der Wahl in den Pro- 
missionen ausdrücklich gewährleistet wird, indem der Doge 
verspricht, sich nicht in cneselben hineinzumischen.^) Im Gegen- 
satze zu anderen Ländern, besonders zu Deutschland, haben 
wir in unserer Epoche gar keine Beteiligung der Kirchenfürsten 
an der Regierung. Wie Hain nachgewiesen hat'), sind die 
Bischöfe schon vor unserer Periode aus dem Rate des Dogen 
verschwunden und werden auch in derselben in keiner Körper- 
schaft besonders genannt. Allerdings werden wir nicht anzu- 
nehmen haben, dass sie von der Teilnahme an denselben förmlich 

i) Liber Bifrons p. 44 . . . guod sit in potestate domini ducis impo- 
nendi penam et penas Ulis qui non facerent que consueta sunt neri 
occasione festi Sancte Marie. 

2) Canale S. 535 fF. Cap. 237 ff. 

3) Kap. V S. io5. 

4) Siamo Veneziani e poi Christiani. 

5) Schon von Hain betont S. 38, 39 Anm. 

6) Prom. des J. Tiepolo partes 9 u. 10. Es ist dabei ausdrücklich 
von Patriarchen, Bischofs- und Abtwahlen die Rede. 

7) S. io4. 
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ausgeschlossen waren, denn wir kennen einerseits keine solche 
Bestimmung, anderseits standen ja den adeligen Venetlanem 
unter ihnen die Pforten dazu eben so gut offen, wie ihren 
Partei- und Standesgenossen aus der Laienwelt. 

Durch die Gesamtheit der vorstehenden Darlegungen dieses 
Kapitels wäre das Bild der staatsrechtlichen Stellung des Dogen 
wohl in seinen Grundzüeen festgestellt. Es erübrigt nun noch, 
uns mit seinen privatrechtlichen Verhältnissen zu befassen, und 
hier steht an erster Stelle die Frage nach seinen Einnahmen. 
Schon Hain hat darauf hingewiesen, dass am Ende der von 
ihm behandelten Periode, also am Beginn der unsrigen, die 
Einnahmen des Dogen und die Staatseinkünfte nicht mehr wie 
früher als identisch betrachtet werden«*) Wir sahen dann, wie 
im Laufe unserer Periode im Gegenteil dem Dogen jede Ver- 
fügung über die Einnahmen des Staates entzogen wird. Infolge 
dessen mussten für den Dogen besondere Einnahmen fixiert 
werden, da er seine Würde lebenslänglich bekleidete, und, 
wenn er auch vor seiner Wahl Privatvermögen besass, als 
Doge keine Gelegenheit hatte, dasselbe zu vermehren, infolge 
beschränkender Verfügungen, wie wir sie schon bei den Con- 
siliatores zu beobachten öelegenheit hatten. Dem Dogen war 
jeder Handelsbetrieb ohne Ausnahme und Unterschiea unter- 
sagt.^) Weder durfte er einen ausländischen Grundbesitz, noch 
ein ausländisches Lehen haben; besass er solche schon vor 
seiner Wahl, so musste er ihnen binnen Jahresfrist entsagen.*) 
Man dehnte die letztere Bestimmung schliesslich so weit aus, 
dass der Doge nur im Ducat Besitz haben durfte, hingegen 
nicht in anderem venetianischem Gebiet.*) Ausserdem aber 
legte ihm seine Würde noch Kosten auf. Er musste alle 
Reisen innerhalb des Ducats aus seiner Privatschatulle be- 
zahlen^), wie wir heute sagen würden. Auch sollte er nichts 
erwerben und kaufen, das er nicht binnen acht Tagen bezahlte.*) 
Zu gewissen Staatseinkünften, z. B. der Kriegssteuer (adiutatum), 
musste er wie jeder Bürger beitragen.^) Es war also sehr 
berechtigt, sein Amt nicht wie das der Consiliatores, der Se- 
natoren, Quaranten und Ratsmitglieder als ein Ehrenamt zu 
betrachten, sondern ihm regelmässige Einkünfte zuzuweisen. 



1) S. 125. 

2) Prom, des J. Ticpolo p. 57. 

3) Prom. des Contarini p. 72. 

4) Ebd. p. 16. 

5) Ebd. p. 18. 

6) Prom. des Morosini p. 24. 

7) Prom. des J. Tiepolo p. 9. 
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Wir lernen dieselben kennen aus der oft ervtthnten Promission 
des Tiepolo, in der sie folgendermassen festgesetzt sind: An 
Baareinkünften bezog der Doge einen Jahresgehalt von 2800 Lire 
venetianischen Geldes, die er in dreimaligen Raten jährlich 
beheben durfte; ausserdem zahlte ihm die Kommune Veglia 
350 Romanates ^) und 60 noch besonders zur Ablösung ihrer 
Regalien.^) Diese standen ihm zu aus einer Anzahl Ortschaften, 
von denen in der Promission Gherso, Ossaro, Ragusa, San 
Secco und die Grafschaft Arbe besonders namhaft gemacht sind. 
Von den istrischen Regalien erhielt er nur einen Teil, der 
andere stand der Staatskasse zu. Worin die Regalien bestanden, 
ist in der Promission von 1229 nicht mit klaren Worten aus- 
gesprochen, weil man in der Lage war, auf den bisherigen 
Gebrauch hinzuweisen.*) Keinesfalls zahlten diese Orte die 
jährliche Abgabe anders als in Naturalien, da sie von Veglia 
eben mit Geld abgelöst wurde. Andere ständige Einkünfte des 
Dogen sind in der Promission nicht genannt, mit Ausnahme 
griechischen Goldbrokates, den die Herrscher von Negropont 
dem Dogen anscheinend regelmässig zu schicken pflegten. 
Hiervon sollte jedoch nur die Hälfte ihm gehören, die andere 
Hälfte musste er der Kirche von San Marco geben, deren 
Protektor er war. An den Einkünften des venetianischen 
Handels hatte der Doge als Staatsoberhaupt nur beschränkten 
Anteil. Von dem Erlös des lombardischen Aepfelimports und 
des Kirschenimports aus der Mark Treviso sollte ihm je *J3 
zufallen*); von dem Import lebender Tiere gebührte ihm ein 
Geschenk an Krebsen und am Gründonnerstag 12 Schweine.*) 
Hingegen hat er an den Steuer- und Zollabgaben aus dem See- 
handel, also der Haupteinnahmequelle Venedigs, keinen Anteil. 
Von den Zünften bezog der Doge eine Abgabe, deren Höhe 
zwar nicht angegeben ist, aber fixiert gewesen sein muss, da 
dem Dogen das Recht abgesprochen wird, ihre Summe zu 
erhöhen. An Huldigungsgeschenken durfte er nur geweihtes 
Wasser, Blätter, Blumen, duftende Kräuter und Balsam an- 

i) Ueber diese Münze siehe Ducange. 

2) Die finanzielle Al^ängigkeit von VegUa stammt aus der Zeit des 
Enrico Dandolo. Der Wortlaut der Prom. sagt nämlich: Habere debe- 
mus — de reditu comitatus Vegliae . . . ut comites Vegliae fecerunt 
praedecessori nostro bonae memoriae Enrico Dandolo et communi Ve- 
neciarum. 

3) ut habuerunt praedecessores nostri. 

4) Alle diese uncf folgende Bestimmungen entstammen der Promis- 
sion des Tiepolo. 

5) Diese hatte seit einem unglücklichen Krieg der Patriarch von 
Aquileja zu liefern. Vergl. Giesebrecht Bd. V. S. 4o6. 
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nehmen. Wenn erChioggia besuchte, hatten ihm die Schiffer, 
Heu- und Weinhändler eine Abgabe zu entrichten, die er auch 
durch offizielle Abgesandte erheben lassen konnte. Uebrigens 
wird eine solche Reise nach Chioggia als eine von denen be- 
zeichnet, die der Doge nicht zu bezahlen braucht. Die Kosten 
trug aber auffallender Weise nicht die Staatskasse, sondern 
die Stadt Chioggia. 

Ein einziges Mal findet sich in unserer Periode der Fall, 
dass ein Doge vor seinem Tode zurücktritt, ohne in ein Kloster 
zu gehen. Ein solcher Schritt konnte nur mit Zustimmung des 
Kleinen Rates und des Grossen Rates geschehen. Dies lag bei 
Jacopo Contarini vor, den 1280 Altersschwäche nötigte, auf 
seine Würde zu verzichten. Er wurde mit eina* Jahrespension 
von 500 Zechinen dotiert.^) Allerdings konnten die beiden 
Ratsversammlungen, die die Abdankung zu rectifizieren hatten, 
auch die Absetzung aussprechen. Da der Fall jedoch erst 
viel später vorkam, so lässt sich nicht sagen, welche finanzielle 
Entscnädigung unsere Periode dafür vorgesehen hatte, eine 
Bestimmung darüber ist nicht vorhanden. 

Wir hatten im Laufe unserer Darstellung schon wiederholt 
Gelegenheit, zu konstatieren, dass man in Venedig auch das 
Privatleben und die Privatverhältnisse des Dogen und seiner 
Angehörigen durch Staatsbeschlüsse regeln wollte, wie ja über- 
haupt schon damals der Eingriff des Staates in die Rechte des 
Einzelnen als erlaubt und geboten erachtet wurde. Unter der 
Würde, die das Familienhaupt bekleidete, hatten namentlich 
die Angehörigen des Dogen zu leiden. Wir sahen bereits, dass 
die männlichen FamUienglieder von jeder Teilnahme an der 
Signoria ausgeschlossen waren, dass seine Söhne im Senat nur 
beratende Stimme hatten und ausserdem, auch wenn sie noch 
so tüchtig waren, nicht auf die Nachfolge ihres Vaters rechnen 
durften. Obwohl ihnen nun eine umfangreichere Thätigkeit in Ve- 
nedig selbst verschlossen war, gestattete man ihnen doch keines- 
wegs, jedes Amt zu bekleiden, das ausserhalb des Ducats ver- 
waltet werden musste. Blieben sie Angehörige Venedigs, dann 
durften sie nur Capitani oder Gesandte werden,*) Das 13. Jahr- 
hundert aber war ja die Zeit, in der sich die eine italienische 
Kommune nicht selten ihre Beamten und Feldherren in der 
anderen suchte. Auch da war es den Söhnen des Dogen nur 
gestattet, die Podestawürde anzunehmen, die ein Ehrenamt war. 



i) Liber Magnus p. 16 . . . quod dominus dux abdicare possit suam 
dignitatem ut quaesiverat et 5oo zechinae ei dentur in otio suo annuatim. 
2) Prom. des Contarini p. 43. 
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das weder Grundbesitz, noch viel positive Macht mit sich 
brachte.*) Gleich ihrem Vater durften sie keine Geschenke 
annehmen, insbesondere wenn dieselben von auswärtigen Fürsten 
kamen ; ebenfalls gleich ihrem Vater durften sie ihrerseits keine 
Geschenke an venetianische Bürger machen, um in jedem Ver- 
such, eine Partei zu bilden, von vornherein verhindert zu sein; 
bildeten sich doch Parteiungen in der Republik, so war die 
ganze Dogenfamilie verpflichtet, sich gänzlich neutral zu halten.^) 

Die Beyormundung der Angehörigen des Dogen erstreckte 
sich aber auch auf die weiblichen Glieder der Familie. Zu- 
nächst durften der Doge und seine Söhne keine Ausländerinnen 
heiraten, ohne Zustimmung des Grossen Rates.') War diese 
Zustimmung erteilt, so knüpfte sie sich an die Bestimmung, 
dass die Braut allem ausländischen Lehens- und Grundbesitz 
entsagen musste.*) In Venedig war sie gleichfalls den Verboten 
unterworfen, die für ihren Gatten galten. 1229 beschwört 
Tiepolo, dass auch seine Gattin sich der Annahme von Ge- 
schenken enthalten wolle. Die Wiederholung dieser Bestim- 
mung in späteren Promissionen zeigt dann, dass die Duchissa^) 
überhaupt diesem Verbot unterworfen war, auch wenn sie 
Venetianerin war. Nur wenn im Hause des Dogen eine Hochzeit 
gefeiert wurde, durfte sie als Leiterin des Haushaltes Ess waren 
als Geschenke annehmen. Der Haushalt der fürstlichen Familie 
sollte nur aus 30 Dienern bestehen, wie die Promission hinzu- 
fügt, einschliesslich der Köche.^) 

Wie man durch solche Bestimmungen danach trachtete, 
dem Dogen die Erlangung materieller vorteile unmöglich zu 
machen, so war auch der Grosse Rat bestrebt, das Gefühl in 
ihm wachj zu halten, dass er kein Monarch sei. So wurde 
bestimmt, dass er nirgends ausserhalb des Dogenpalastes das 
Wappen seines Hauses anbringen durfte oder eme Urkunde 
mit dem Siegel seiner Familie statt dem der Signoria versehen 
lassen sollte.') Dieses Siegel führte bis 1268 der Aelteste 
unter den neun Consiliatores, in diesem Jahr wurde es dem 



i) So war der Podesta von Mailand, der 1237 die Schlacht von 
Cortenuova verlor, gefangen und von Friedrich II. hingerichtet wurde, 
Pietro Tiepolo, ein Sohn des Dogen Jacopo Tiepolo. 

2) Die drei letzten Bestimmungen aus der Prom. des L. Tiepolo. 

3) Liber Fractus p. 84 . . . quod nee dominus dux nee filii eius aut 
consanguinei possint matrimoniare estraneam sine consensu maioris consiliL 

4) et si consensus datus sit, quod estranea non habeat beneücia vel 
possesiones estraneas et si habuerit debeat refutare. 

5) Der spätere Name war Dogaressa. 

6) Prom. des L. Tiepolo. 

7) Prom. des L. Tiepolo. 
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neugewählten Grosskanzler übertragen. Auch sollte nieniand 
dem Dogen die Hand küssen oder vor ihm niederfallen.^) Der 
Doge selbst sollte in solchen Dingen nicht mehr sein als irgend 
ein Mitglied der Adelspartei. Andererseits liess man es nicht 
an äusseren Ehrungen fehlen, die ihn dem Volke gegenüber 
als Fürsten kennzeichnen sollten. Er war berechtigt, stets mit 
einem Gefolge von 30 Personen auszugehen; bei feierlichen 
Gelegenheiten durfte er die Insignien seiner Würde vor sich 
hertragen lassen. 2) Falls er persönlich beleidigt wurde, so 
wurden derartige Vergehen vor einer Spezialkommission von 
1 1 Richtern abgeurteilt.^) Diese Bestimmung kann man aber 
als die einzige bezeichnen, durch die man dem Dogen ein 
thatsächliches Vorrecht verlieh. Als sehr prunkvoll werden uns 
die Begräbnisse der Dogen namentlich in der zweiten Hälfte 
unserer Periode geschildert. Morosini wurde in einen Sarg 
gelegt, der mit den Ritterabzeichen versehen war, mit Schwert 
und Sporen geschmückt. Der Sarg wurde unter Vorantragung 
der herzoglichen Insignien in die Sala del Piovego des Dogen- 

Ealastes gebracht, dann nach feierlichen Exequien in San Marco 
estattet und der Sarg mit dem kostbaren Herzogsschild be- 
deckt.*) Ueberhaupt wird uns von C anale die Zeit Morosinis 
und seines Nachfolgers Zeno als die des wachsenden Prunkes 
und der Ueppigkeit in Venedig bezeichnet, besonders bei den 
hohen Festen. Auch Zenos Begräbnis in San Giovanni e Paolo 
wird als sehr prunkvoll geschildert. 

Wenn man das Gesamtbild, das aus den Ausführungen 
dieses Kapitels sich ergibt, genau betrachtet, so tritt die Stel- 
lung des Dogen in ganz unzweifelhaft klarer Weise hervor, als 
eine wirklich einzig dastehende. Ein Fürst zeigt sich uns, den 
der Herzogtitel schmückt, der als das Oberhaupt eines grossen 
mächtigen Staates dargestellt wird, und dem in der Regierung 
dieses Staates jede, auch die geringste Bedeutung abgeht, so- 
weit es auf seine Stellung selbst ankommt. Wenn uns ein 
Doge unserer Periode als eine bedeutende Erscheinung ent- 
gegentritt, so verdankte er dies lediglich persönlichen Verhält- 
nissen oder einer bestimmten Parteinahme. Enrico Dandolo 
genoss eine höhere Autorität wegen seines ungewöhnlichen 
Alters, hohe persönliche Verehrung, die seine seltenen Talente 
auch verdienten; Jacopo Tiepolos Stellung beruhte auf den 

i) Prom. des Contarini. 

2) Prom. des Contarini^ 

3) Liber Fractus p. 18 — quod ündecim viri de unovo eligantur, 
qui iudicent de offensionibus domini ducis. 

4) Dandolo Buch X Cap. 6 S. 360. 
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Erfolgen seiner für Venedifl neuen gesetzgeberischen Arbeiten, 
ein Gebiet, das er sich selber eröflhet hatte ; Pietro Gradenieo 
endlich verdankte seine Bedeutung dem hingebenden Eifer nir 
die Ziele der Adelspartei ; er hob seine Stellung, wie wir sehen 
werden, dadurch, dass er sich zum Führer derer machte, die 
sie unterdrückten. Da man aber nach solchen Ausnahmen 
nicht urteilen darf, so muss die Ansicht in voller Schärfe be- 
stehen bleiben, dass der Doge im 13. Jahrhundert lediglich 
eine repräsentative und dekorative Bedeutung hatte, während 
ihm jede thatsächliche Macht abging. Wie die aristokratischen 
Elemente es verstanden haben, diese Entwickelung für das 
venetianische Staatsleben einzuleiten, haben wir gesehen. Wir 
müssen nun noch betrachten, wie diese Entwickelung zum 
Abschluss gelangte. 



Kapitel VII. 

Die Serrata del Maggior Consiglio als Abschluss 

der Verfassungsentwickelung, 

Wenn man die Erscheinungen des venetianiscben Ver- 
fassungslebens im 13. Jahrhundert mit denen der folgenden 
Zeiten vergleicht, so wird man finden, dass, abgesehen von 
dem Grossen Rat, in der Entwickelung gegen Ende des 13. 
Jahrhunderts, etwa 1285, ein Stillstand eintritt. Der Senat 
sowohl als die Signoria und Quarantia haben damals auch in 
ihren Einzelheiten die Gestalt erlangt, die sie später beibehielten, 
und die Zahl der Dekrete, die Aenderungen in der Konstituie- 
rung dieser Körperschaften herbeiführen sollten, wird ver^ 
schwindend klein. Allerdings war es nur die äussere Form 
dieser drei Macht faktoren, die auf die Dauer bestehen blieb, 
während ihren thatsächlichen Einfluss, ihre wirkliche Macht 
schon von 13 10 an neue Gewalten an sich zu ziehen begannen. 
Der Grosse Rat hingegen wurde gerade in den letzten 15 Jahren 
dieses ausgehenden Jahrhunderts einer umfassenden Reform 
unterworfen, deren Durchführung Venedig in eine seiner 
schwersten inneren Krisen gestürzt hat. 

Trotzdem, wie wir feststellen konnten, die vier ausschlag- 
gebenden Regierungsgewalten des 13. Jahrhunderts nicht nur 
von der Adelspartei geschaffen waren, sondern auch den mit 
ihnen verfolgten Zwecken in parteipolitischer Hinsicht voll- 
ständig entsprachen, hielten die innerhalb dieser Partei vor- 
waltenden Elemente noch eine weitere Verstärkung ihrer Macht 
für notwendig, ehe sie glaubten, sich im Besitz derselben ganz 
sicher fühlen zu können. Es kann als ein neuer Beweis dafür 
gelten, dass man sich damals der Stellung des Grossen Rates 
als Zentralbehörde völlig bewusst war, dass man eine Aende- 
rung der Verfassung an diese und nur an diese Körperschaft 
anknüpfen zu sollen glaubte. Eine Verstärkung der Macht im 
Grossen Rat galt als eine Verstärkung auf der ganzen Linie. 
Wenn wir den Grundgedanken dieser Aenderungspläne vcr* 
stehen wollen, müssen wir uns noch einmal die politischen 
und sozialen Gegensätze klar machen, die das Venedig des 
13. Jahrhunderts beherrschten. 

Historische Abhandlungen, IX. Heft. 1895. 9 



Es ist schon im ersten Kapitel darauf hingewiesen worden^), 
dass es sich in der venetianischen Verfassungsgeschichte um 
verschiedene und verschiedenartige Gegensätze gehandelt hat. 
Die Kluft zwischen den Nobiles und den antiqui Populäres ist 
schon zu Beginn unserer Periode überbrückt, sie treten uns 
als geschlossene Partei entgegen, die im sozialen Gegensatz zu 
der übrigen Bevölkerung ihre durch Rang oder Besitz erwor- 
benen Vorrechte zur völligen Unterwerfung des Staates unter 
ihren Willen zu benützen sucht. Die i 15 Jahre, die zwischen 
der Gründung des Grossen Rates und den ersten Versuchen 
zu seiner Reformierung liegen, haben diese Adelspartei dem 
Ziel ihrer Wünsche ziemlich nahe gebracht. Der doppelte 
Kampf, den sie am Ende des 12. Jahrhunderts gegen die 
Rechte des Dogen und gegen die Rechte des Volkes unter- 
nahm, dieser zugleich antimonarchische und antidemokratische 
Kampf, hatte mit einem Siege geendet, der nicht nur glänzend, 
sondern auch fast ohne Widerstand errungen war. Was der 
Doge durch diesen Sieg wurde, haben wir gesehen; mit dem 
Volke stand es womöglich noch schlimmer. Es hatte durch 
seine grosse Passivität und ohne jede Erkenntnis der Bedeutung 
und der Gefahren die aristokratische Verfassungsentwickelung 
des 13. Jahrhunderts nicht nur geschehen lassen, sondern sie 
auch noch in den Versammlungen der concio bestätigt. Es ist 
ja wiederholt hervorgehoben worden, dass diese Bestätigung 
eine rein formelle war, aber es ist doch charakteristisch, dass 
sie ohne jede Spur eines Widerspruches oder gar Widerstandes 
erfolgte. Man kann sagen, dass das Schicksal des venetianischen 
Volkes in Bezug auf seine politischen Rechte dadurch besiegelt 
worden ist, dass erst die Ereignisse des Jahres 1297 es zu 
einem Protest veranlassten, der nur 50 Jahre früher hätte Er- 
folg haben können, namentlich wenn er die Unterstützung des 
in gleicher Weise bedrohten Dogen gefunden hätte, wie sie 
1354 — viel zu spät — Marino Falieri dem Volk zu leihen 
suchte. Dieses hätte sich nämlich auch in der Reformfrage 
von 1297 nicht zu einem selbständigen Widerspruch erhoben, 
wenn nicht die Entwickelung der Dinge ihm Helfer aus der 
Adelspartei selbst zugeführt hätte. 

Die Adelspartei nämlich teilte um das Jahr 1280 das 
Schicksal der meisten politischen Parteien der Vergangenheit 
wie der Gegenwart, die sich am Ziele ihrer Wünsche befinden. 
Die durch gemeinsamen Kampf und gemeinsame Gefahr her- 
vorgerufene Einigkeit in der Partei lockert sich und zurück- 

i) Vergl. Kap. I S. 21. 
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gehaltene innere Gegensätze kommen zum Durchbruch; so auch 
in Venedig. Wir sehen auf der einen Seite eine Reihe von 
Familien^), denen die Herbeiführung einer aristokratischen 
Herrschaft noch nicht genügte, die vielmehr eine oligarchische 
zu ihren Gunsten schaffen wollten. Wir sehen andererseits 
Familien^), den ersteren nicht unebenbürtig an Alter und Besitz^), 
die der Gesamtpartei erhalten wissen wollten, was in der Ent- 
wickelung des 13. Jahrhunderts auch die Gesamtpartei sich 
erobert hatte. Da sich diese letzteren in ihrem eigenen Besitz- 
stand durch die ersteren gefährdet sahen, so suchten sie nach 
Helfern, und der nun gemeinsame Feind bewirkte eine unver- 
kennbare Annäherung der nicht oligarchischen Aristokratie an 
das bisher unterdrückte Volk. Diese neue Verbindung zeigte 
ihre ersten Spuren bei der Dogenwahl von 1289; sie führte 
dann zu den schweren Kämpfen von 1301 und 1310, bei deren 
letzterem sie ja ganz offenkundig wurde. Während also die oli- 
garchischen Familien unablässig auf eine Verfassungsänderung 
sannen, die es ihnen ermöglichte, der Gegner, gewissermassen 
der Feinde im eigenen Hause, Herr zu werden, setzten diese 
ihnen einen unverkennbaren Widerstand entgegen, der es be- 
wirkte, dass sich die Bewegung 11 Jahre hinzog, bis man die 
Reform im oligarchischen Sinne durchsetzte. Zweifelsohne ist 
allerdings diese politische Spaltung in der Adelspartei noch 
verschärft worden durch persönliche Feindschaften zwischen 
einzelnen Familien. Es ist ja die Zeit, in der in den meisten 
italienischen Städten unter der Maske des Guelfen- und Ghi- 
bellinentums solche Familienkämpfe den Gang der Politik be- 
stimmten. Allgemein politische und persönliche Motive trugen 
also dazu bei, die Umwälzung herbeizuführen, die die bisherige 
grosse Adelspartei sprengte und mit einem völligen Sieg ihrer 
oligarchischen Richtung endete. 

Jede solche Aenderung musste, wie von vornherein klar 
erkannt wurde, im Grossen Rate erfolgen. Es ist oben von 
diesem und seiner Zusammensetzung so ausführlich die Rede 
gewesen, dass wir uns hier beschränken können, darauf zurück- 
zuweisen*). Der bisherige Modus ermöglichte es nahezu allen 

i) Auf dieser Seite standen namentlich die Gradenigo, Giustiniani, 
Steno, Contarini, Foscari, Ziani, Morosini, Moro, Grimani, Memmo u. a. m. 

2) Namentlich die dann im Aufstande von 13 10 vereinigten Tiepolo, 
Quirini, Badoero, Dauro, Barozi, Lombardo, Pedoni. Dann aber auch die 
Falieri, Pisani, Zeno u. a. 

3) Das Chronicon Altina te nennt die Tiepoli unter den ältesten Fa- 
milien. Ebenso waren die Badoeri Nachkommen der alten Dogenfamilie 
Partecipacio. 

4) Vergl. Kap. II S. 27 ff. 

9* 
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Mitgliedern der Adelspartei, in dieser Versammlung Platz zu 
finden, und zwar standen, was den Zutritt betrifft, alle Familien 
auf der gleichen Stufe. Der Grundgedanke, der durch alle 
Reformanträge geht, ist nun der, in der passiven Wahlberech- 
tigung eine Abstufung eintreten zu lassen. Man wollte einen 
festen Kern von Familien bilden, bei denen die Zugehörigkeit 
zum Grossen Rate erblich sein sollte, allerdings, wie wir sehen 
werden, nach einer vorausgehenden jedesmaligen formellen Ballo- 
tage. Ausserdem sollte nach wie vor eine Zahl von Mitgliedern 
jährlich durch Wähler ernannt werden, denen man aber durch Be- 
stätigungsklauseln den Zutritt so erschwerte, dass es in der 
Hand der Oligarchen lag, wen sie davon hereinlassen wollten. 
Jeder Zutritt von neuen Familien aber, denen etwa mit der Zeit 
Besitz und Einfluss gestatten würden, sich den Machthabern 
gleichzustellen, sollte ausgeschlossen sein. Diese neuerliche 
unverhüllte Ausschliessung der Mehrheit der venetianischen 
Bevölkerung und die nur schlecht verhüllte der jährlich Er- 
wählten, wenn diese den Oligarchen nicht zusagten, hat der 
Reform von 1297 ihren Namen gegeben, man nennt sie die 
Schliessung des Grossen Rates *) , obwohl sie nur eine Ver- 
engerung des passiven Wahlrechtes bedeutet, die aber auf die 
Zanl der Ratsmitglieder keinen Einfluss hatte. Der Rat ist 
nach 1297 durchweg stärker besuch t^) als vorher, da das Inter- 
esse, das die Konflikte an seinen Verhandlungen hervorriefen, 
und das Vorhandensein von zwei Parteien in dem bisher einigen 
Rate alle Stimmberechtigten seinen Sitzungen zuführte. 

Am 5. Oktober 1286 ist der erste Reformantrag dieser 
Art im Grossen Rat zur Sprache gekommen.^) Die drei Häupter 
der Quarantia, die neben den übrigen Consiliatores die Seele 
der oligarchischen Richtung darstellten, brachten ihn ein. Der 
Doge Giovanni Dandolo war ein schwacher Charakter, keine 
Persönlichkeit, die im Stande gewesen wäre, durch sich selbst 
zu ersetzen, was der Stellung abging; auch stand er offenbar 

i) Serrata del Maggior Consiglio. 

2) Vergl. die Ziffern Kap. II Anm 3 S. 39. 

q) Als Quellen für die Serrata müssen neben dem Urkunden- bez. 
Protokollmaterial im Archiv die Chroniken des Caroido und Barbaro 
dienen, die sich sehr ausführlich über die Sache verbreiten und von 
denen namentlich der erstere eine unzweifelhafte Kenntniss des Archiv- 
materials verrät. Dandolo bringt gar nichts. Nach einer kurzen Be- 
merkung über die Wahl von 1289 gent er zum genuesischen Krieg über, 
dann kommt sofort eine Notiz über die Verschwörung von 1301 (vergl. 
S. 4oi). Canale reicht nicht so weit. Was die Darstellung betrifft, so 
hat Romanin II, 343 ff. über die meisten Punkte so gründlich Klarheit 
geschaffen, dass die trefflichen Ausführungen kaum übertroffen werden 
können. Ich weiche nur in Detailpunkten von seiner Ansicht ab. 



— »33 — 

dem Antrag zum mindesten passiv gegenüber. ^ Die oligarchische 
Richtung gin^ offenbar an diesem Tag ohne genügende Leitung 
vor, es schemt sogar, als habe man den Antrag unerwartet 
gestellt, um die Stimmung zu erkunden. Die fragliche Sitzung 
des Grossen Rates war nämlich nur von 140 Mitgliedern besucht, 
eine Frequenz, die ganz unmöglich gewesen wäre, wenn man an- 
nehmen wollte, dass die Einbringung eines so ausschlaggebenden 
Antrages vorher bekannt gewesen wäre, was doch beide Parteien 
veranlasst hätte, vollzählig zur Stelle zu sein. Der Antrag fiel 
mit 82 Nein gegen 48 Ja und 10 Unbestimmte. Er natte 
folgenden Inhalt gehabt 2): Nur diejenigen sollten das passive 
Wahlrecht zum Grossen Rat besitzen, ohne von Wählern er- 
nannt zu sein, die selbst, oder deren Vater, oder deren Gross- 
vater väterlicherseits bereits dem Rate angehört hatten. Durch 
Wähler sollten ausserdem, wie bisher, eine Anzahl anderer 
gewählt werden, deren Wahl aber nur giltig war, wenn ihr 
der Doge, die absolute Mehrheit des Kleinen und des seitherigen 
Grossen Rates zustimmte. Man erschwerte also den einen 
den Eintritt ausserordentlich, den man den anderen ohne jede 
selbst formelle Wahl gewährte. Dieser letzte Punkt geht in 
diesem Antrag sogar über die analogen Festsetzungen von 
1297 hinaus, die wenigstens an einer formellen Ballotage fest- 
halten. 

Am 17. des gleichen Monats wurde nun im Grossen Rat 
ein neuer Antrag emgebracht, der bisher auch von R o m a n i n ') 
als gleichfalls von der oligarchischen Reformpartei ausgehend 
betrachtet wird. Mir ist diese Provenienz unwahrscheinlich, 
sowohl wegen des Inhalts, als wegen des Schicksals, das der 
Antrag hatte. Er wünschte nämlich die Beibehaltung des bis- 
herigen Wahlmodus in gleicherweise für alle Mitglieder, nur 



i)Caroldo p. 24i. Am 5. Oktober stimmte er offenbar so^ar 
dagegen, wenn man nicht den Ausdsuck des Protokolls nur auf seme 
Meinungsäusserung beziehen will. Vergl. folgende Anmerkung. 

2) Liber Luna p. 21 5, Liber Fractus p. 136 gleichlautend: Cum per 
capita de quadraginta poneretur pars una talis, quod aliquis vel aliqui 
non possint esse de aliquo consilio, si ipse vel pater vel progenitores sui 
a patre supra unde traxerint originem, ex parte patris non fuerit vel 
fuerint de consiliis Venetiarum. salvo si aliquis qui non esset de condi-* 
cione predicta eligeretur ab aliquo consilio, non possit esse, nisi prinum 
captum fuerit per maiorem partem domini ducis et consiliatorum et 
maiorem partem maioris consilii. Et alia pars erat domini ducis 
de Stare firmi et fuerunt decem non sincere, quadraginta octo de parte 
de XL et octoginta duo de stare firmi. 

3) Romanin II, 343. Er nennt keinen Antragsteller, doch geht 
dies aus seiner Beurteilung hervor. 
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unter Verschärfung der Bestimmungen.^) Es sollten am 29. 
September drei Wähler ernannt werden, die eine Kandidaten- 
liste vorzulegen hatten, deren Namen, einer nach dem andern, 
vom Grossen Rate approbiert werden mussten. Die Appro- 
bierten sollten dann nach einer erneuten Ballotage im Kiemen 
Rat und in der Quarantia dem Grossen Rate angehören, wenn die 
Mehrheit dieser beiden Körperschaften einschliesslich des Dogen 
dem zustimmte. Dieser Antrag kann unmöglich von der gleichen 
Seite ausgegangen sein, wie der Antrag vom 5. Oktober. Der 
Hauptgedanke dieses letzteren, der dann 1297 durchdringt, die 
Bildung eines Kernes von Ratsmitgliedern ohne eigentliche 
Wahl und damit die Schaffung einer Abstufung, fehlt hier 
vollständig und damit war er auch für die Oligarchen wertlos. 
Diese Thatsache sowohl als die starke Majorität, die dieser 
zweite Antrag gegen sich vereinigte, scheint ihn mir als einen 
Kompromissantrag zu kennzeichnen. Gewiss gab es im Grossen 
Rate neutrale Elemente, die die kämpfenden Parteien zu ver- 
söhnen trachteten, und von diesem Standpunkt aus scheint der 
Antrag nicht unverständig, da er den Oligarchen die verschärften 
Beitrittsbestimmungen, ihren Gegnern die Gleichheit der Wahl 
für alle sicherte. Doch fand sich in den streitenden Parteien 
keine Mehrheit für das Kompromiss. 

Damit waren vorläufig die Reformbestrebungen zu Ende. 
Den Oligarchen schien doch wohl die Stimmung noch nicht 
günstig genug, und einzelne Andeutungen der Chronisten könnten 
daraui schliessen lassen, dass auch Dandolo den Neuerungen 
einen privaten und passiven Widerstand entgegensetzte.^) Da 
brachte das Jahr 1289 einen Wechsel auf dem Herzogsstuhl. 

Giovanni Dandolo starb 1289 ^^^ ^^^ Neuwahl liess die 
bestehenden Gegensätze wdeder in voller Schärfe aufleben und 
zwar mit einer Anteilnahme des Volkes, die seit 1172 nicht 
vorgekommen war und bewies, dass man von oben her thätig 
gewesen sein muss, die Leidenschaften der politisch rechtlosen 
Bevölkerungsklassen aufzustacheln und für sich zu benützen.*) 



i) Liber Pilosus p. 34i, Liber Fractus p. 216. Posita fuit pars quod 
die S. Michaelis eligantur tres electores qui proponant viros eligendos de 
maiori consilio et nomina ballotentur a consiho; qui fuerit approbatus 
ballotetur iterum et sit de maiori consilio qui in secunda ballotatione 
habuerit votum domini ducis, maioris partis consiliatorum et quarantiae. 
Et primo Aprilis fiat idem. 

2) Caroldo u. Barbaro. 

3) Die folgende Darstellung geben Caroldo und Barbaro. Aehn- 
liebes berichtet, allerdings weniger ausfuhrlich, Savina; Dandolo schreibt 
nur S. 4oi : Petrus Gradonicus per modum electionis ad hanc sedem 
accessit anno domini 1289. 
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Diese Annahme wird um so wahrscheinlicher, da das Volk von 
vornherein mit Entschiedenheit in einer bestimmten Richtung 
vorging. Wie sphon einmal erwähnt, gehörte die Familie 
Tiepolo zu den beliebtesten Gliedern der Adelspartei, weil 
Jacopo und Lorenzo Tiepolo als Dogen dem Staat gute Dienste 
geleistet hatten und die Familie in der schwebenden Frage als 
entschiedene Reformgegnerin auftrat. Das Volk erklärte ein- 
mutig und stürmisch, es wolle Jacopo Tiepolo, den Sohn des 
Dogen Lorenzo, zum Dogen haben. Man hat sich bisher der 
Ansicht zugeneigt, dass die ganze Bewegung gegen Tiepolos 
Willen erfolgt sei^), wohl namentlich, deshalb, weil er auch bei 
den Ereignissen von 1310 sich sehr zurückhielt und die Führung 
seinem leidenschaftlichen Neffen Bajamonte überliess. Man 
schloss daraus, Jacopo habe auch 128g gegen den Staat nichts 
unternehmen wollen und sich deshalb auf das Landgut Marocco 
bei Treviso begeben, um gewissermassen durch die Flucht die 
Wünsche des Volkes zu vereiteln. Es ist zwar für Tiepolos 
Charakter weniger ehrenvoll, aber der Sachlage nach viel wahr- 
scheinlicher , wenn man annimmt, dass er die Stadt erst ver- 
lassen hat, nachdem er sich davon überzeugen konnte, wie 
wenig die Stimmung im Grossen Rate der Wanl eines Mannes 
geneigt war, dessen Familie nur in so bescheidenem Masse auf 
dem Boden der aristokratischen Grundanschauungen stand, dass 
sie glauben konnte, sich auf das Volk stützen zu sollen. In 
der That ist es sehr wahrscheinlich, dass gerade das unberech- 
tigte Eingreifen des Volkes zu Gunsten Tiepolos die Entschei- 
dung nach der entgegengesetzten Seite beeinflusste. 

Am Skt. Katharinentage dem 25. November^) fiel die Wahl 
auf einen Mann, der nicht nur seiner Gesinnung nach zu den 
entschiedenen Oligarchen gehörte, sondern auch zum Glück für 
die Reform die Energie und Entschlossenheit in hohem Grade 
besass, die nötig war, sie zu Ende zu führen, denn es ist klar, 
dass die Stellung des Dogen wuchs, sobald die herrschende 
Aristokratie wie hier sich spaltete. Dieser neue Doge war 
Pietro Gradenigo.^) 

Von dieser hervorragenden Erscheinung in der venetiani- 
schen Geschichte ist uns, was die Zeit vor der Wahl be- 
trifft, nur sehr wenig bekannt. Wir finden den Namen 
Gradenigos als Zeugen unterschrieben in einer Urkunde von 

i) Namentlich Barbaro, der übrigens in seiner ganzen Schilderung 
sehr für die Tiepoli eintritt, auch 1310, wo ein Barbaro zu den Verschwo- 
renen und Geächteten gehörte. (Dandolo S. 4io.) 

2) Dandolo S. 4oi. 

3) Die Chronisten nennen ihn auch Pierazzo. 
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laSi, ohne dass er einen Titel führt.') Unter einer Urkunde 
von 1 285 erscheint er als avogator communis") und im Augen- 
blicke seiner Wahl war er I^odesta von Capo dlstria.*) Da 
wir das Alter kennen, das er erreicht hat*), so können wir 
auch sein Geburtsjahr bestimmen; er starb 131 1, 60 Jahre alt, 
war also 1251 geboren und zählte bei seiner Wahl zum Dogen 
erst 38 Jahre. Während der Grosse Rat durch eine Deputation 
das neue Staatsoberhaupt feierlich nach Venedig geleiten Hess*), 
begrüsste das Volk und die Minorität des Adels, wie alle 
Chronisten berichten, die Wahl mit Schweigen und Zeichen 
der Unzufriedenheit. Jedenfalls war Gradenigo als ein ausge- 
sprochener Anhänger der oligarchischen Richtung bekannt; es 
ist s^ber auch nicht ausgeschlossen, dass er schon bei den 
Ratsverhandlungen von 1286 hervorgetreten war, da er sich ja 
im Jahre 1 285 als avogator in Venedig befand, also im folgenden 
Jahre als ehemaliger Beamter dem Grossen Rate angehörte. 
Die Zeit seines Aufenthaltes in Capo dlstria ist uns unoekannt. 
Obwohl es nicht zweifelhaft ist, dass Gradenigo nicht nur 
von vornherein den lebhaften Wunsch nach einer Durchführung 
der Reform hatte, sondern, auch zu diesem Zwecke von den 
Oligarchen gewählt worden war, hören wir durch sieben Jahre 
nichts von einer Wiederaufnahme der Reform.®) Die Aufmerk- 
samkeit des neuen Dogen musste sich in dieser Zeit ganz der 
auswärtigen Politik zuwenden, in der es erst ungarische und 
orientalische Verwickelungen zu lösen gab und kurz nach deren 
Beilegung der erste genuesische Seekr.ieg ausbrach.^) Im Jahre 
1296 schien sich, trotzdem dieser Krieg noch nicht beendet 

i) Landverleihung Dandolos an das Kloster S. Salvatore (4. März ia8i). 
Ego Petrus Gradonico m. m. subscripsi. 

2) Urkunde an den Bailo von Konstantinopel in den Comissioni ai 
Rettori Ego Petrus Gradonico avocator communis m. m. S. 6 Mai 1285. 

3) Dandolo, Kleine Chronik S. 4oi. Existens enim podestas Ju- 
stinopolis. . . . 

4) Seine Grabschrift aus dem Kloster S. Cypriano in Murano, jetzt 
im Museo Civico in Venedig. 

Hie iacet Petrus Gradenico 

Veneciae dux 

. . . mortus anno suae vitae se xagesimo ducatus sui vicesimo secundo. . . . 

5) Dandolo S. 4oi, wo auch die Namen der damaligen Consiliatores 
und der Mitglieder der Deputation genannt sind. 

6) Eine vereinzelte gegenteilige Notiz findet sich bei Marino Sa- 
nudo, Vite dei Duchi (Murat. XXII, 58o), wo noch 26. Sept. 1293 eine 
Aenderung vorgenommen worden sein soll. Diese wird sonst nirgends 
erwähnt. Die unklare Stelle im Liber Luna, auf die Sanudo sich stützt, 
ist sonst von niemand acceptiert worden und scheint auch mir zur Be- 
gründung unzureichend. 

7) Siehe Romanio U, 324 ß. 
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wafv die äussere Lage beruhigend genug anzulassen, dass man 
sich wieder der inneren Politik und ihrer wichrigsten Frage, 
der Reform, zuwenden konnte. 

Es war offenbar Gradenigos Plan, dieselbe so durchzu- 
führen, dass die Wahlen dieses Jahres, die wie gewöhnlich 
am 2^. September stattzufinden hatten, schon nach aem neuen 
Prinzip hätten vollzogen werden können. Daher stellte er am 
G.März 1296 einen neuen Antrag oder vielmehr er wiederholte 
den Antrag der Quarantia vom 5. Oktober 1286.^) 

Der Antrag wurde abgelehnt, aber nicht mehr durch die 
Gegnerschaft emer Majorität, sondern durch die grosse Zahl der 
Unentschlossenen, die zweifelhafte Stimmen abgaben. Während 
nämlich 176 mit Ja, 138 mit Nein stimmten, blieben 52 un- 
bestimmt, so dass durch die starke Zahl dieser letzteren der 
Antrag die absolute Mehrheit nicht erreicht hatte. Gradenigo 
zog aus dieser Sachlage die richtigen Konsequenzen; da er 
kerne Mehrheit prinzipieller Gegner mehr vor sich hatte, hoffte 
er, durch eine Fassung des Reformgedankens, die den t)li- 
garchischen Kern etwas mehr verbarg, die Unentschiedenen 
zu sich herüberzuziehen. Er und seine durchweg oligarchisch 
gesinnten Räte arbeiteten daher einen neuen Antrag aus, der 
durch die Capi der Quarantia vorgelegt wurde. Inzwischen 
allerdings war der 29. September 1296 herangekommen und 
die Wahlen mussten noch nach der alten Methode vor- 
genommen werden. Es wurden von vier Wählern 210 Mit- 
glieder gewählt^), zu denen dann natürlich die Mitglieder des 
Senats, der Quarantia und die Scharen der ehemaligen Beamten 
kamen. Vor diesen Rat trat am 28. Februar 1297 Gradenigo 
mit dem neuen Antrag und erzielte ein glänzendes Resultat. 
Es stimmten in einer aussergewöhnlich starE besuchten Sitzung 
342 mit Ja, 212 mit Nein, 34 blieben zweifelhaft. Gradenigo 
und die Oligarchie waren also mit 100 Stimmen Mehrheit 
Sieger geblieben.') 

Das neue Gesetz Wurde vorläufig angenommen für den 
Rest des laufenden Jahres und für ein folgendes, also insgesamt 
bis zum 29. September 1298. Dann sollte neuerdings (fiirüber 
abgestimmt werden, natürlich in dem nach der Reform zu- 

i) Liber Fractus. Posita est pars de novo quam posuerant capita de 
XL anno 1286. oct. 5. et crant pro parte 178 pro stare firmi 136 dubii 52. 

2) Liber Pilosus p. 5oi ... quod eligantur 4 electores ad rinovandum 
consilium et qui eligantur i5o et 60 consiliarios. 

3) Romanin 11, 344 hat den Wortlaut des Gesetzes aus dem Liber 
Pflosus wiedergegeben. Hier fehlt das Stimmenverhältnis. Dasselbe findet 
sich jedoch am Ende des sonst übereinstimmenden Wortlautes im Liber 
Fractus. 
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sammengesetzten Rat, also ohne Gefahr für den Ausfall der 
neuerlichen Entscheidung.^) 

Die Bestimmungen besagen Folgendes:*) Die Quarantia 
sollte eine Liste von denjenigen aufstellen, die in den letzten 
vier Jahren dem Rate angehört hatten, und einen nach dem 
andern ballotieren. Wer mindestens 12 Stimmen erhielt, sollte 
dem Rate bis 29. September 1297 aneehören, wer dann bei 
einer neuerlichen Ballotage durchdrang, ois 29. September 1 208. 
Jedes Ratsmitglied, das Venedig aus irgend welchen Gründen 
verlassen musste und dadurch seine Mitgliedschaft verlor, hatte 
bei seiner Rückkehr Anspruch auf Wiederaufnahme, musste 
aber bei einer neuerlichen Ballotage in der Quarantia abermals 
12 Stimmen erhalten. 

Es werden ausserdem drei Wähler ernannt, die eine Kan- 
didatenliste von solchen aufstellen, die nicht unter die vorige 

i) Liber Pilosus 337. 2. Sept. 11298 . . . quod lex de modo eligendi 
maioris consilil valeat aa altrum annum. 

2) Liber Pilosus p. 556, Liber Fractus 301. 1296. ultima Februarii 
(more veneto also 1297) in M. G. capta fuit pars quod electio Maioris 
consilii quae fit a modo usque ad Saiictum Michaelem et inde ad unum 
annum fiat hoc modo, quod omnes illi cpi fuerunt de maiori consilio a 
quaituor annis infra, ponantur in quadraginta ad unum ad unum et qui- 
cunque habuerit XII ballotas et ab mde supra sit de Maiori Consilio usque 
ad festum sancti Michaelis et a festo sancti Michaelis usque ad unum annum, 
approbando eos unum ad unum in dicto festi sancti Michaelis per modum 
istum. Et si aliquis perderet consillum pro exire extra terrami, quando 
redibit possit requirere capita de quadraginta qui ponant partem inter 
quadragmta utrum videatur quod debeat esse de Maiori consilio vel non. 
Et capita quadraginta teneantur ponere ipsam partem et si habebit XII 
ballotas et inde supra sit de M. C. Et insuper eligantur tres electores, 
qui possint eligere de aliis qui non fuissent de maiori consilio sicut per 
dominum ducem et eius consilium erit eis indictum et quod illi quos ipsi 
eligerint ponantur inter quadraginta unum ad unum et quicunque habebit 
XII ballotas et abinde supra sit de Maiori consilio. Et predicti tres elec- 
tores sint de Maiori consilio usque ad festum sancti Michaelis et alii tres qui 
eligentur in festo sancti Michaelis debeant esse per unum annum et sint de 
Maiori consilio. Et haec non possint revocari nisi per quinque consiliarios 
et viginti quinque de XL et duos partes Maioris consilii; et in capite anni 
per quindecim dies ante ponantur ad unius consilium utrum videatur haec 
pars debeat amplius durare vel non et sicut captum erit in M. G. Sic 
debeat esse firm um. Et iniungatur in capitulari consiliatorum quod ipsam 
partem debeant ponere ad maius consilium et praedictum est sub poiena 
librarum decem pro quolibet et advocatores communis teneantur excutere 
dictam poenam; et non intelligatur per hoc quod debeant esse de Maiori 
consilio illi qui sunt prohibiti per consilia ordinata. Et injungatur capitibus 
de XL, quod quando debuerint probare aliquem de M. G. debeant id noti- 
ficäre inter XL per tres dies ante et quod non facient approbationem 
aliquam de M. G. nisifuerint congregati triginta de XL vel inde supra et 
hoc addatur in capitulari. Et si consilium vel capitulare est contra sit 
revocatum. 
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Bestimmung fallen. Auch diese sollen von der Quarantia 
ballotiert werden, um in den Rat zu gelangen. Die drei Wähler 
bleiben bis 29. September 1297 im Amt, dann werden drei 
andere bis 29. Sept. 1298 gewählt. 

Das vorliegende Gesetz kann bis zum Ablauf seiner Gil- 
tigkeit nur widerrufen werden, wenn sich hierfür aussprechen 
5 Consiliatores, 25 Mitglieder der Quarantia und ^/a des Grossen 
Rates. Spätestens i4Tage vor Ablauf der Giltigkeit, also spätestens 
am 1 1 . September 1 298 , soll über die Verlängerung abgestimmt 
werden. Für die Aufrechthaltung dieser Bestimmung hat der 
Kleine Rat zu sorgen, dessen Mitglieder im Unterlassungsfalle 
von den avocatores in eine Geldstrafe von 10 Lib. genommen 
werden. Die früheren Bestimmungen über Ausschliessung aus 
dem Grossen Rat bleiben bestehen. Das Vorschlagsrecht für 
eine Ballotage lag in den Händen der drei Häupter der Qua- 
rantia, die aber verpflichtet waren, eine solche Absicht der 
Quarantia drei Tage vorher anzuzeigen und die Ballotage nur in 
Anwesenheit von mindestens 30 Mitgliedern vornehmen zu lassen. 

Der Schwerpunkt der Wahlen zum Grossen Rat wurde 
also durch dieses Gesetz in die Quarantia verlegt, d. h. in die 
Körperschaft, deren Häupter das erste Reformprojekt von 1286 
selber ausgearbeitet und vorgebracht hatten, also dadurch zur 
Genüge bewiesen, dass die Quarantia streng oligarchisch war. 
Das war auch der springende Punkt der neuen Methode für 
die Partei Gradenigos. Sie war vollständig gesichert in ihrer 
Macht, so lange sie durch die Quarantia jeden ihnen unlieb- 
samen ablehnen konnte. Erinnern wir uns nun, dass in die 
Quarantia nur die gewesenen Mitglieder weniger hoher Be- 
hörden kommen konnten, und dass diese zu Mitgliedern dieser 
Behörden wieder durch den Grossen Rat ernannt wurden, so 
sehen wir den Ring klar vor uns, den die oligarchische Partei 
nunmehr bildete. Während sich also das Gesetz von 1297 
äusserlich von dem Antrag von 1286 und 1296 dadurch unter- 
schied, dass anscheinend der Wahlmodus für alle Bewerber 
gleich war, realisierte es thatsächlich die Hauptvorschläge dieser 
abgelehnten Anträge vollständig. Jedenfalls hat sich Gradenigo 
durch die geschickte Fassung seines Antrages als ein prak- 
tischer Staatsmann erwiesen. 

Dem Gesetze zufolge wurden am 29. Sept. 1297 die Wahlen 
nach der neuen Methode vollzogen und der so gewählte Rat 
verlängerte das Gesetz zunächst auf ein weiteres Jahr, worauf 
es dann 1299 für alle Zeiten angenommen wurde.^) 

i) Liber Fractus p. 4oi. 
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Aber den endgiltigen Sieg hatte Gradenigo mit diesen 
Abstimmungen noch nicht erfochten. Es war in der Zeit des 
Kampfes um die Reform zu viel Gährung ins Volk gedrungen 
und der unglückliche Ausgang des genuesischen Krieges stei- 
gerte naturgemäss die Unzufriedenheit. Dieselbe kam zuerst 
1301 in einer Volksverschwörung zum Ausbruch unter Marino 
BocconioJ) Nach ihrer blutigen Unterdrückung kam es dann 
13 10 zu der umfassenden Verschwörung, an der alle Gegner 
der oligarchischen Partei beteiligt waren und an deren Spitze 
die Aoelsfamilien Tiepolo und Quirino standen. Auch sie 
wurde unterdrückt, aber erst nach blutigen Kämpfen; zur Be- 
strafung der Schuldigen setzte Gradenigo eine Kommission von 
10 Männern ein, die sich so bewährte, dass man sie dann 
in eine ständige Behörde umwandelte.^) Es ist dies der Rat 
der Zehn, der es in der Folgezeit verstand, sich zum Mittel- 
punkt des ganzen Staatslebens zu machen. 



i) Dandolo S. 4o2. Et tunc dictus dux certitudbe habita de pro- 
ditione contra ipsum et patriae statum per Marinum ßocconem populärem 
et complices eius tractata ipsos ultimo supplicio condemnavit. 

2) Dandolo S. 4io. Bajamontem etiam Teupulo pessimum prodi- 
torem cum suis complicibus conantes domini tunicam inconsutilem sein- 
dere et dominium de manibus communiter regentium hostiliter arripere, 
de patria cum rebellibus et proditoribus exulavit et consilium de decem 
contra ipsos et reliquos statum patriae turbare volentes tunc instituit. — 
Dann folgen die Namen der Geächteten, worunter drei Tiepoli, acht 
Quirini, Mitglieder der Familien Dauro, Barozi, Barbaro, Pedoni, Bagatino, 
Cornacla, Badoero, Vendelino, Lombardo und Samitaro. 



Anhang. 



Quellen und Literatur. 

Wie bei den meisten historischen Arbeiten haben wir auch 
bei der vorliegenden zwischen chronistischen und urkundlichen 
und unter diesen zwischen gedruckten und ungedruckten Quellen 
zu unterscheiden. Von den Chroniken, die uns im Druck vor- 
liegen, kommen zunächst die drei älteren in Betracht, welche 
der von ihnen zu schildernden Zeit am nächsten stehen. Wenn 
sich dieselben auszeichnen durch die meisten jener Vorzüge, 
die man guten Chroniken des Mittelalters nachrühmen kann, 
so möchte ich doch in ihrer Wertschätzung in einem Punkt 
nicht zu weit gehen. Sicherlich ist für jede Frage zuerst bei 
ihnen anzuklopfen und zu verwerten, was sie uns bieten; gar 
oft aber schweigen sie oder sind so unvollständig in ihren Mit- 
teilungen, dass das bei uns entstehende Bild nur trüb und un- 
klar ist. In solchen Fällen habe ich die neueren Chroniken 
eifrig zu Rate gezogen und bei ihnen nicht nur oft die ge- 
wünschte Klarheit, sondern bei einzelnen unter ihnen auch im 
allgemeinen eine Richtigkeit der Auffassung und eine Kenntnis 
der Pflichten des Historiographen gefunden, die mich ver- 
anlasste, mich mehr als das bisher geschah auf diese neueren 
venetianischen Historiker zu stützen, die ich noch einzeln auf- 
zählen werde. Jedenfalls soll die übertriebene Wertschätzung 
der älteren Werke nicht ungerecht machen gegen die späteren. 

An erster Stelle sei hier das sogenannte Ghronicon Altinate 
genannt, zuerst unter diesem Gesamttitel gedruckt im Archivio 
ötorico Italiano, Serie I, Band VIII Seite i — 228, ediert von 
Antonio Rossi; dann erschien eine zweite Ausgabe von Gar 
im Archivio Storico Italiano Appendice, Band V. Neuerdings 
aber liegt eine weit bessere kritische Ausgabe vor von Henry 
Simonsfeld in den Monumenta Germaniae historica, Scriptores 
XIV, Seite i — 97. Es kommen für die vorliegende Arbeit zu- 
meist Notizen aus dem letzten Teil in Betracht, den Simons- 
feld mit dem Titel Historia ducum Veneticorum versehen hat. 

Die zweite unter den älteren Chroniken ist die in fran- 
zösischer Sprache geschriebene des Martino da C a n a 1 e , unter 
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Beifügung einer italienischen Uebersetzung gedruckt im Archivio 
Storico ßaliano, Serie I, Band VIII Seite 229 — 707. Die Schil- 
derung unserer Periode beginnt mit Kapitel 32, Seite 316. 
C anale geht an manchen IStellen in schätzenswerter Weise 
auch auf kulturhistorische Dinge ein und seine manchmal er- 
müdende Genauigkeit und Ausführlichkeit hat z. B. viel zur 
Erhellung der Dogenwahl von 1268 beigetragen J) 

An dritter Stelle, wenn man die chronologische Reihen- 
folge der Abfassungszeit festhält, ist das Ghronicon Andreae 
Danduli zu nennen, das Werk des schriftgelehrten Dogen, die 
bekannteste und schätzenswerteste venetianische Geschichts- 
quelle. Sie ist gedruckt bei Muratori, Scriptores rerum Itali- 
carum, Band XII Seite 12 — 512, unsere Periode Seite 297 — 402, 
wovon aber die letzten Teile bereits der sogen. Fortsetzung 
Dan dolos angehören, früher dem Kanzler Kaphainus Care- 
sinus zugeschrieben, von Simons fei d erkannt als ein Zusatz 
aus der kleinen Chronik desselben Verfassers.^) 

Die Chroniken, die in den späteren Jahrhunderten, insbe- 
sondere dem ausgehenden 16. und dem beginnenden 17., ent- 
standen und, wie erwähnt, als sehr schätzenswerte Quellen zu 
betrachten sind, liegen nur teilweise im Druck vor. Die Schil- 
derung des Lebens der Dogen (Vite dei Duchi di Venezia) von 
dem Senator Marino Sanudo (f 1553)®) fi^^det sich bei Mura- 
tori und zwar in seinem grossen Sammelwerk Band XXII 
Seite 400 — 1252, unsere Zeit Seite 512 — 594. Gleichfalls bei 
Muratori (Band XXIII) ist die unbedeutende und belanglose 
Chronik des Francesco Navagero gedruckt, eine freilich 
wenig zuverlässige Quelle. Gleich daran schliesst sich, wie 
nebenbei bemerkt sei, in demselben Bande die Chronik des 
Bembo, die gedruckt ist nur in ihrem letzten Teil (von 1388 
an), während der erste handschriftliche Teil mir nicht vorlag. 

Die Handschriften der Chroniken, die nie mit dem Druck in 
Berührung gekommen sind, befinden sich auf der National- 
bibliothek zu San Marco in Venedig. Als die schätzenswertesten 
möchte ich die beiden Arbeiten von Giovanni Antonio Muazzo 
bezeichnen. Die eine : Discorso sul governo della Republica di 
Venezia, ist nach italienischer Sitte zum besten einer Lyceums- 
feierlichkeit in einer beschränkten Anzahl von Exemplaren ge- 
druckt worden, aber nie im Buchhandel erschienen ; die andere, 
Storia del governo della Republica di Venezia, wurde nie ge- 

i) Vergl. Kap. IS. i5. 

2) Vergl. Simonsfeld, Andrea Dandolo und seine Geschichtswerke, 
München 1876, S. 22. 

3) Vergl. über ihn Foscarini Storia della lett. S. 179. 
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druckt; sie stehen im Codex 102 u. 151 cl. it. 7 der Markus- 
bibliothek, und dieses Original, nicht ein Druckexemplar, lag 
mir vor. Muazzo, einer der spätesten venetianischen Ver- 
fassungshistoriker aus der Zeit der Republik, war ein venetia- 
nischer Edelmann. Sein Leben war, wie uns berichtet wird, 
zum grossen Teil wissenschaftlicher Thätigkeit gewidmet; es 
ragt, da er 1702 starb, bis in das 18. Jahrhundert hinein und 
die Ideen des ausgehenden 17., an dessen Ende er schrieb, 
sind vielfach in seinen Ausführungen zu erkennen. Sein Styl 
ist gefällig, nur selten verwickelt sich der kunstvolle Satzbau, 
seine Gewandtheit der Darstellung verdient Anerkennung. In 
der Zeit, die er beschreibt, sind ihm a 1 1 e Fragen wichtig ; über 
jede bemüht er sich eine Auskunft zu geben und nie wird 
man bei ihm eine Lücke in dem Sinne finden , wie sie die 
älteren enthalten, die ja teilweise Ereignisse wie die Einsetzung 
des Grossen Rates verschweigen. In seinem Discorso gibt er 
einen Gesamtüberblick über die Regierungsgeschichte in poli- 
tischer, wirtschaftlicher und kirchlicher Hinsicht. Auch den 
Behörden und dem Heerwesen sucht er gerecht zu werden. 
Er hat viel studiert und gelesen, daher zitiert er gerne und aus- 
führlich. Seine Storia del governo zerfällt in zwei Teile, deren 
erster wieder in zwei Abschnitten Verfassungsgeschichte bis 
Pietro Gradenigo (1289 — ^3^0 ^^^ dann bis Pasquale Malipiero 
(1457 — 1462) behandelt; der zweite enthält eine Uebersicht nach 
der Art des Discorso. Foscarini, der Literarhistoriker unter den 
Dogen, wie Andrea Dandolo ihr Historiker war, berichtet uns 
nocfi von einer dritten Schrift Muazzos, die zu Foscarinis 
Zeiten — er regierte 1762 — 63 — der Senator Giov. Capello 
sein Eigen nannte. Sie betitelte sich : Del governo antico della 
Republica di Venezia, delle alterazioni e regolazioni di esse e 
delle cause e tempi che sono successe fino a nostri giorni. 
Dieser letztere Zusatz macht es wahrscheinlich, dass es sich 
im letzten Teil dieser Schrift jedenfalls um eine Fortsetzung 
der Storia del governo im Codex 102 handelt, da diese ja nur 
bis 1462 reicht ; doch ist diese Schrift nicht wieder zum Vor- 
sdi^ein gekommen.^) 

löer Doge Foscarini sagt am Ende seines Urteils über 
Muazzos Schriften, er kenne keinen Venetianer, nächst Marco 
Barbaro, der so wie Muazzo Erfolg in der Beschäftigung mit 
der venetianischen Geschichte aufzuweisen habe. Auch Bar- 
bar o s Chronik bietet viel Beachtenswertes, wennschon ich sie 



i) Vergl. noch über Muazzo Foscarini S. 353 Anm. 3, Cicogna 
delle Iscrizioni Bd. III S. 390 und den Aufsatz im Arcnivio Veneto Bd. 3. 
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für die Zwecke der vorliegenden Arbeit wenigstens dem Muazzo 
nicht voranzustellen vermag. Marco Barbaro war weit älter als 
Muazzo; sein Leben fällt in die Jahre 1511 — 157a Auch er 
war ein vornehmer Venetianer, nicht nur dyrch das Geschlecht, 
dessen Namen er trug, sondern auch, wie Foscarini ausdrücklich 
hervorhebt, durch seine Mutter, eine Badoer. Seine Chronik 
hat in Inhalt und Form sichtlich den Muazzo inspiriert, der 
auch eine andere genealogische Arbeit Barbaros durch Um- 
arbeitung und durch Zusätze verbessert hat. Die Chronik trägt 
in der Bibliothek die Bezeichnung Codex 184.^) Die weiteren 
Chronisten der späteren Zeit gruppieren sich mit bescheidenerem 
Wert um diese beiden hochbegabten Historiker. Eine tüchtige 
Chronik schrieb Giov. Jacopo Caroldo, ein Mitglied der 
venetianischen Diplomatie in den ersten Jahrzehnten des 16. 
Jahrhunderts. Caroldos Arbeit zeigt in ihren Urteilen eine 
Sicherheit und Schärfe, die den geschäftserfahrenen Menschen- 
kenner und Staatsmann verraten. Er war venetianischer Ge- 
schäftsträger in Mailand gewesen, hatte 1508 die ersten Nach- 
richten von der Ligue von Cambrai nach Venedig gelangen 
lassen und war dann in die einflussreiche Stellung eines Sekretärs 
im allmächtigen Rat der 10 aufgerückt. Von dieser Position aus, 
mit zweifellos unbeschränkter Freiheit in der Benützung der 
Archive, schrieb er seine Chronik, die in 10 Büchern bis 1383 
reicht. Schon dem 17. Jahrhundert gehört Lionardo Savina 
an, ein Sekretär des Senats, dessen oft sehr brauchbare Chronik 
sehr weit ausholt. Sie beginnt mit dem Jahre 400 und Savina 
hat unendliche Mühe darauf verwandt, etwas Licht in die 
ältesten Zeiten zu bringen. Er führt das Buch bis 1581, also 
nahe an seine Zeit, heran. In einzelnen Notizen verwendbar 
waren noch die Chroniken des Donato Contarini und Da- 
niele Barbaro.^) 

Von noch grösserer Wichtigkeit ist das urkundliche Ma- 
terial, das uns für die hier behandelte Zeit überliefert ist. Es 
ist dabei zu bemerken, dass für unsere Zeit die wirklichen 
Urkunden sehr in den Hintergrund treten. Die Beschlüsse der 
Ratsversammlungen, aus denen wir in erster Linie die Kenntnis 
der Verfassung schöpfen, wurden in die betreifenden Protokoll- 
bücher eingetragen und nicht in der Form von Urkunden ver- 
öffentlicht, ausgenommen wenn sie auswärtige Dinge betrafen. 
Ein grosser Teil nun dieser Protokolle ist uns im venetianischen 
Staatsarchiv erhalten, das sich gegenwärtig in dem aufgehobenen 

i) Vergl. über Barbaro noch Foscarini unter Cronache. 
2) Ueber die letztgenannten Chronisten siebe noch Foscarini: 
Caroldo S, 172, Savina S. 181, Contarini S. i35» 
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Kloster bei der Kirche Santa Maria gloriosa dei frari befindet. 
Sämtliche in unsere Zeit fallenden Protokolle haben mir vor- 
gelegen. Ich zitiere sie nach der Statistica degli Archivi della 
regione veneta von |B. Cecchetti, Venedig 1881, Band II. 
Die wichtigsten sind die Protokolle des Grossen Rates (Libri 
del Maggior Consiglio). Für unsere Zeit kommen die Bände 
in Betracht, die die Titel Commune I, Commune II, Luna, 
Zanetta und Pilosus führen, vereinzelt auch die Bände der 
späteren Jahre, Magnus und Capricornus.^) Die Beschlüsse stehen 
clarin in partes eingeteilt und beginnen sämtlich mit der gleichen 
Formel: Capta fuit pars quod. . . . Die Verfügungen sämt- 
licher Körperschaften fassten die Advocatores Communis noch 
einmal nach Materien geordnet in den Libri del Avogaria di 
Gommun zusammen, die die Titel Bifrons, Fractus und Cerberus 
führen und gleichfalls zu den allerwichtigsten Quellen zählen. 
Die Gesichtspunkte, nach denen diese Bücher eingeteilt sind, 
sind: Dux et Consilium minus, Consilium malus, Quarantia, 
Senatus, also zunächst die Einteilung, der auch die vorliegende 
Arbeit gefolgt ist ; dann folgen die Beschlüsse, die Bezug haben 
auf die Advocatores Communis selbst, auf die anderen Ver- 
waltungsbehörden wie Signori di notte, quinque de pace etc., 
auf die Gesandten und endlich auf Privatpersonen (speciales 
personae). Vom Senat und von der Quarantia existieren keine 
Originalbücher aus dem 13. Jahrhundert, sie sind sämtlich ver- 
brannt. Für die Quarantia sind wir daher ganz auf die eben 
zitierten Bücher der Avogaria angewiesen; vom Senat ist 
wenigstens das Capitolare del consiglio dei Pregadi vorhanden, 
das namentlich über die Geschäftsordnung schätzenswerte Auf- 
schlüsse gibt, und dann von den verbrannten Bänden die Indices, 
welche die Ueberschriften der Beschlüsse geben. Diese R^esten 
sind veröffentlicht von dem venetianischen Archivar Cav. ßlomo 
unter dem Titel ,Le Rubriche dei Libri Misti del Senato perduti" 
im Arch. Veneto Band 17 — 23. 

Sehr zahlreich und wichtig sind die Capitulare der Beamten 
und Behörden, Dokumente, die einerseits die Instruktionen der 
betreffenden Verwaltungsbeamten, andererseits alle Verfügungen 
enthalten, die der Grosse Rat über das Gebiet der betreffenden 
Behörde erlässt. Folgende habe ich benützt : Von Polizei- und 
Justizbehörden das Capitolare dei Anziani alla pace, Atti della 
Podesteria di Burano, Collegio della Giustizia Nuova, Capi- 
tolare dei Signori di Notte (gedruckt per cura di Filipo Mo- 
cenigo, Venezia 1877), Capitolare dei uiudici del Mobile, die 

i) Die Benennung sämtlicher Bände findet sich bei Cecchetti^ 
H doge S. 112 A. I. 

Historische Abhandlungen, IX. Heft. 1895. lO 
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sämtlich aus dem 1 3. Jahrhundert stammen. Von Verwaltungs- 
und Zollbehörden: Capitolare dei Patroni e Proveditori de! 
Arsenale, Proveditori sopra Beccarie, Proveditori sopra camere, 
Camerlenghi di commun , Officiali ai tre Cattaveri, Proveditori 
sopra confini, Officiali del formento in Rialto, Officiali agli 
Imprestidi, Capitolare dei Procuratori di San Marco (di citra, 
di ultra, di sopra und Atti misti), Officiali alle Rason vecchie, 
Officiali alle Rason nuove, Officiali alla Ternaria yecchia und 
der Liber Plegiorum, dessen Regesten herausgegeben sind von 
dem Staatsarchivar Professor Riccardo PredeUi, Venezia 1872. 

Ausserdem war von dem Archivmaterial zu verwenden eine 
Anzahl Codices, die verschiedenes enthalten, so die Codici 
misti ex Brera, Codice Trevisano und Codice Trevisaneo, 
Indice dei Commemoriali ; die Regesten der Commemoriali sind 
gedruckt in den Monumenti della Deputazione Veneta di storia 
patria, Serie I, Band i u. if. Venezia 1878. Femer kam noch. in Be- 
tracht Pergamene della famiglia Dandolo, Atti diplomatici, Patti 
di Ferrara und endlich die Statuta Veneta, die Gesetzessamm- 
lungen des 13. Jahrhunderts, die ich auch in einem venetianischen 
Druck von 1528 auf der Münchener Hof- und Staatsbibliothek 
benutzte. Ueber die auswärtigen Angelegenheiten war noch 
einiges zu entnehmen den Commissioni ai Rettori, Commissioni 
ai ambasciatori, Cancelleria inferiore per cose esterne und den 
Atti veneziani del priorato di Malta. Die letzte Gruppe des 
benutzten Archivmaterials ist die Sammlung der Kloster- und 
Kirchenurkunden. Aus 31 ehemaligen Kloster- und Kirchen- 
archiven liegen Dokumente aus unserer Zeit vor. Cecchetti 
führt sie in seiner Statistik unter dem Schlagwort „Manimorte" an. 

Von gedruckten Urkundensammlungen waren zu benutzen 
Flaminius Cornelius : Ecclesiae Venetiae antiquis monumentis 
nunc primum editis illustratae etc. Venezia 1749 in 15 De- 
kaden, ferner die , Urkunden zur älteren Handels- und Staats- 
geschichte der Republik Venedig etc." von Tafel und Thomas 
m den Fontes Rerum Austriacarum Abt. II Band XII Teil I ffi, 
Wien 1856. Weniger wertvoll, aber erwähnenswert: E. A. 
Cicogna: Delle Inscrizioni Veneziane, 6 Bände, Venezia 
1824 — 53, Fantuzzi Monumenti Ravennati, Bologna 1860, Bd. I, 
Monumenta Hungariae historica, Band I und II, Pest 1867, 
Codice dip)lomatico Padovano, herausgegeben von Gloria in den 
Monumenti della Deputazione Veneta di storia patria, Serie I 
Band 2 und 4, Venezia 1877 und 79, Sansovino, Venezia 
descritta, Venezia 1589, Vianelli, I vescovi di Malamocco, 
Venezia 1790; an dieser Stelle seien auch die Documente 
erwähnt, die Roman in als Anhang zu Band II seiner Storia 
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documentata di Venezia, Venezia 1854, gibt, namentlich die 
Promission des Jacopo Tiepolo von 1229. 

Die Literatur über unsem Gegenstand ist nicht sonderlich 
gross und reich, namentlich nicht an Spezialarbeiten. Verfassungs- 
geschichte schrieben Vettore Sandi, Principi di storia civile 
della Republica di Venezia dalla sua fondazione sino all anno 
1700, Venedig 1755 (Teil I Band II und Teil II Band I). Femer 
Tentori: Saggio sulla storia civile, politica, ecclesiastica e 
sulla coreografia e topografia deeli stati della republica di Ve- 
nezia, Venezia 1785 (Band III — Vj. Ein älteres deutsches Werk 
ist von Lebret, Staatsgeschichte der Republik Venedig von 
ihrem Ursprung bis auf unsere Zeiten, Leipzig -Riga 1769 
(Band I). Von demselben auch Vorlesungen über Statistik 
Venedig 1783 (Teil I). Die einzige verv^^endbare venetianische 
Gesamtgeschichte ist die schon erwähnte von R o m a n i n , von 
der Band II in Betracht kommt. Hingegen ist Daru, Histoire 
de la Republique de Venise, Stuttgart 1828 (Bändchen i — 3), 
mit Vorsicht zu benutzen, das Buch vs^immelt von Fehlem, 
namentlich in Bezug auf Verfassungseeschichte. Einen Abriss 
der venetianischen Verfassung geben Räumer, Geschichte der 
Hohenstaufen (Band 5), Hegel, Geschichte der Städteverfas- 
sung in Italien (Band i u. 2) und H. Leo, Geschichte der 
italienischen Staaten (Band i — 3). Manches enthält Gfrörer, 
Byzantinische Geschichten (Band i). Luden, Kleine Schriften 
(Band i). Von italienischen Spezialarbeiten sind noch zu nennen 
Cecchetti, II Doge, Venezia 1864, Musatti, Storia della 
promissione ducale, Padova 1888, Foucard, La promissione 
del doge Morosini, Venezia 1849 ^"^ ^^^ Einleitung zu der 
erwähnten Ausgabe des Liber Plegiuorm von Predelli. 

Als Werke über verwandte Gegenstände seien noch ge- 
nannt Fgscarinis mehrfach erwähnte Storia della letteratura 
veneziana, zuletzt erschienen Venedig 1854, Cappelletti, 
Le chiese d'Italia, Venezia 1844 ff., Sclopis, ötoria della 
legislazione Italiana, Torino 1863/64. 

Die vorliegende Arbeit bildet in der Periode, die sie behandelt, 
die Fortsetzung einer andern verfassungsgeschichtlichen Arbeit, 
die wiederum auf zwei andere sich aufbaut. Diese drei Werke 
seien als letzte genannt: Wüstenfeld, Venetorum Historia ab 
antiquissimis temporibus usque ad ducum sedem Rivoalto fixum 
deducta (400 — 810), eine Göttinger Dissertation von 1846; Kohl- 
schütter, Venedig unter Peter Orseolo IL (991 — 1008), Göt- 
tingen 1868 und endlich Arnold Hain, Der Doge von Venedig 
seit dem Sturze der Orseoler bis zur Ermordung Vitale Michiels IL 
(1032 — 1172), eine Leipziger Dissertation von 1883. 
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